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Gesund LEBEN 


Was in unserer Gesellschaftsordnung das Leben erschwert, bedroht, ja vernichtet, ist bekannt. Alternativen werden 
seit Jahren entwickelt, debattiert, verfeinert. Auch ausprobiert. Sie umzusetzen verlangt Phantasie, Mut und 
kollektives Vorgehen. „Nie wieder“ zum Beispiel ist „ein beispielloser Zusammenschluss von Verbänden und 
Gewerkschaften, die neue Wege suchen, um angesichts sozialer und ökologischer Krisen gemeinsam zu handeln“. 
(Attac Frankreich) Der Aufbau anderer gesellschaftlicher Verhältnisse — auf Kooperation und Solidarität beruhend — 
trifft aber auf den heftigen Widerstand derjenigen, die von Ausbeutung und Raub leben und für die 
ein Menschenleben nur dann zählt, wenn sie es ausnutzen können (EU-Mercosur-Abkommen, Migrationspakt ....). 
Wir suchen also alle fieberhaft nach Auswegen, sind höchst erfreut, wenn endlich das UN-Atomwaffenverbot in 
Kraft treten kann, bauen vielfältige Vernetzungen, Solidaritätsinitiativen und Aktionsbündnisse auf, 
immer wieder mit der Seuche der Konkurrenz, des Eigennutzes und des Hasses konfrontiert. 

Das Corona-Virus, das fehlte uns ja gerade noch, und in seinem Schlepptau Maßnahmen, die nicht alle gleich treffen. 
„Die drohende Schuldenkrise verstärkt die Auswirkungen des pandemischen Einbruchs auf den globalen Süden nur 
noch“ (Michael Roberts). Eine Folge ist die Zunahme des Hungers, insgesamt eine weitere Verarmung der schon 
Armen (Misereor, FIAN ...).. 550 Organisationen weltweit heben hervor, „dass die Menschen des globalen Südens 
so viele Male die in ihrem Namen eingegangenen Schulden bezahlt haben - ihr Geld, ihre Lebensgrundlagen, ihre 
Sicherheit, ihr Wohlergehen, manchmal auch ihr Leben und die Gesundheit des Planeten wurden geopfert“. 
Erinnert wird auch an „die größere soziale, historische und ökologische Schuld gegenüber den Menschen des Südens 
durch die jahrhundertelange Plünderung und Ausbeutung der natürlichen Ressourcen und die Ausbeutung ihrer 
Arbeitskraft“. „Streicht die Schulden! “, fordern sie. 

Wir berichten über Kooperativen in Lateinamerika, die mit Erfolg gegen die Folgen der Pandemie(-Maßnahmen) 
aktiv geworden sind, über die Blockade gegen Kuba und über die ermutigenden Wahlen in Chile und Bolivien. 
„Gesundheit ist keine Ware!“ — aber eine Billion Euro Gewinne haben die Pharmakonzerne innerhalb von 20 Jahren 
einstreichen können (Olivier Petitjean). Die Pharmakonzerne halten an den lukrativen Patenten fest (Patente töten!) 
und betreiben eine erfolgreiche Lobbyarbeit (CEO). „Die Corona-Pandemie endet, wenn ein Impfstoff für die 
Bevölkerung zur Verfügung steht“, heißt es in der Koalitionsvereinbarung vom 3. Juni 2020 (Punkt 53). 
Stattdessen sollte gegenüber der Pandemie eine umfassende Strategie entfaltet werden (Dohmen, Fiedler) 

— unter anderem muss es genügend Pflegekräfte geben, mit für sie und zum Wohl der Patient*innen guten 
Arbeitsbedingungen. 

Im Norden „sozial denken“ hieße zumindest einen Corona-Zuschlag für Hartz-IV-Bezieher*innen zu beschließen 
(AufRecht bestehen), die vielen kleinen Selbständigen wirklich zu unterstützen, Mietschulden zu streichen ... 

„ Vernetzt denken“? Wenn schon Menschen im Kulturbereich arbeitslos geworden sind — warum lädt man sie nicht 
ein, gegen eine anständige Bezahlung Schüler*innen zu unterstützen, zu erfreuen, so dass die Klassen endlich geteilt 
werden können? Wenn schon Hotels leer stehen, dann könnten doch die Obdachlosen, die Geflüchteten — aktuell in 
Massenunterkünften! — schnell ein Dach über den Kopf bekommen (Attac Deutschland). Arbeitslos? Man schaffe 
„180.000 Jobs durch Investitionen in Bildung, Pflege und Gesundheit“. (Femme fiscale, Österreich) 

Und falls das öffentliche Geld nicht reichen würde: Vorschläge zur Steuergerechtigkeit gibt es genug. 


So könnten alle nicht nur überleben, sondern gesund LEBEN. 











Ankündigung: SiG 139 (Dezember 2020) : Ökologischer Umbau - Wer und wie? / Attac Frankreich u. a. m. 
Das SiG-Dossier Leben in Zeiten des Corona-Virus wird weiter geführt. - Thematische Übersicht 


Die SiG-Sondernummern fassen thematisch die Dokumente und Links zusammen, die im Dossier chronologisch 
veröffentlicht wurden (1. bis 25. April 2020: Nr.1; 26. April bis 24. Mai: Nr.2; 25. Mai bis 30. Juni 2020: Nr. 3) 
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MISEREOR, FIAN, INKOTA, Oxfam und Brot für die Welt u. a. 
fordern eine radikale Kehrtwende, 
um Hunger bis 2030 zu beenden 


12. Oktober 2020, Misereor und 
Weltagrarbericht 

Die Vereinten Nationen prognostizie- 
ren, dass ohne eine radikale Kehrt- 
wende bei der Hungerbekämpfung 
im Jahr 2030 150 Millionen Men- 
schen mehr Hunger leiden werden 
als heute. (...) Mit den UN-Nachhal- 
tigkeitszielen (SDGs) hatten sich die 
UN-Mitglieder und damit auch 
Deutschland dazu bekannt, bis 2030 
den Hunger auf der Welt zu beseitigen. 
Doch seit fünf Jahren steigt die Zahlen 
der hungernden Menschen wieder ste- 
tig an. 2019 litten rund 690 Millionen 
Menschen chronisch an Hunger, 10 
Millionen mehr als im Vorjahr. 
MISEREOR, FIAN, INKOTA, 
Oxfam und Brot für die Welt for- 
dern in einem Bündnis von 46 Orga- 
nisationen eine radikale Kehrtwende, 
um Hunger weltweit zu überwinden. 
Dazu gehört eine Abkehr von Ansät- 
zen der Grünen Revolution und der 
Grünen Gentechnik sowie ein zügiger 
agrarökologischer Umbau der Ernäh- 
rungssysteme. Erfolgreiche Methoden 
vor Ort müssen verstärkt und in der 
Strategie der Hungerbekämpfung aus- 
gebaut werden. Zum Beispiel sollte die 
Politik die bäuerliche Verarbeitung 
und ihre ortsnahe Vermarktung sowie 
Gemeinschaftsverpflegung aus regio- 
naler, agrarökologischer und fairer 
Produktion fördern. 


Stimmen von Erzeuger*innen und 
Arbeiter*innen müssen gehört wer- 
den. 

„Wer den Hunger bekämpfen will, 
muss die Rechte der Menschen stär- 
ken, die von Hunger betroffen sind“, 
erklärt Sarah Schneider, Expertin für 
Welternährung von MISEREOR. 
Sonst gehe die Hungerbekämpfung 
auch in Zukunft an denen vorbei, die 
sie erreichen soll. Die Bundesregie- 
rung und die Vereinten Nationen müs- 
sen deswegen den Grundsatz „Nichts 
über uns ohne uns“ in allen Politikbe- 
reichen und Programmen zentral ver- 
ankern und auch den für das kommen- 
de Jahr geplanten UN-Welternäh- 
rungsgipfel (Food Systems Summit) 
danach ausrichten. „Kleinbäuerliche 
Betriebe erzeugen einen Großsteil der 
Lebensmittel und sind zugleich über- 
proportional von Hunger betroffen. 
Deshalb brauchen sie Zugang zu poli- 
tischen Entscheidungsprozessen, da- 
mit ihr Zugang zu Land, Wasser, Saat- 
gut und Wissen endlich gesichert wird. 
Sie müssen über ihre Zukunft mitbe- 
stimmen können“, so Stig Tanzmann, 
Landwirtschafts-Experte von Brot für 
die Welt. „Gerade die Corona-Pande- 
mie hat gezeigt, wie problematisch es 
ist, wenn Kleinbauern, Landarbeite- 
rinnen, Indigene und Frauen bei Ent- 
scheidungen übergangen werden.“ 
Weltweit leiden viele Landarbeiter*in- 


nen unter katastrophalen Arbeits- und 
Lebensbedingungen, sind hochgefähr- 
lichen Pestiziden ausgesetzt und sie 
gehören zu den ärmsten Menschen im 
ländlichen Raum und viele von ihnen 
hungern — obwohl sie dort leben, wo 
Lebensmittel produziert werden oder 
diese gar selbst für internationale 
Märkte produzieren, ist in dem Papier 
nachzulesen. 


Konzernmacht begrenzen 

Das Bündnis sieht die Gründe für die 
fehlenden Fortschritte bei der Hunger- 
bekämpfung maßgeblich darin, dass 
sich die Politik an den Interessen gro- 
ßer Konzerne statt am Menschenrecht 
auf Nahrung ausrichtet. 
Landwirtschaft und Ernährung sollten 
nicht den konzerndominierten Märkten 
überlassen werden. „Die enorme 
Macht von großen Konzernen ist nicht 
alternativlos. Die Bundesregierung 
hat es in der Hand, die Macht der 
Konzerne zurückzudrängen“, erklärt 
Marita Wiggerthale, Agrarexpertin bei 
Oxfam. Sie könnte etwa Patente auf 
Leben verbieten und eine rechtliche 
Grundlage schaffen, um übermächtige 
Konzerne zu entflechten.“ 


Mehr Informationen im 
Positionspapier Welternährung 2030 
— 11 Schritte für eine Zukunft ohne 
Hunger. Online unter: oxfam 


Rogue capitalism and the financialisation of territories and nature 


Heutzutage schürt die globale Finanz- 
wirtschaft nicht nur die Umweltzerstö- 
rung, sondern führt auch zu einer im- 
mer stärkeren Enteignung ländlicher 
und städtischer Gemeinden auf der 
ganzen Welt, wodurch deren Land, 
Flüsse, Wälder und Häuser zerstört 
werden. 

Dieses Diskussionspapier soll eine 
Grundlage für Bewegungen, Basisakti- 
visten und andere zivilgesellschaftliche 
Organisationen bilden, um ihr Wissen 
über den als "Finanzialisierung" be- 
zeichneten Prozess aufzubauen/zu ver- 
tiefen und Strategien zu entwickeln, 
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um ihm zu widerstehen und zu verhin- 
dern. 
Er wurde von Mitgliedern der IPC-Ar- 
beitsgruppe "Land und Territorium" 
entwickelt, die die Finanzialisierung 
von Land und Natur als eine gemeinsa- 
me und kritische Herausforderung defi- 
niert hat, mit der ihre Mitgliedsorgani- 
sationen konfrontiert sind. 
Dieses Papier ist eine Gemeinschafts- 
veröffentlichung von FIAN Internatio- 
nal, dem Iransnationalen Institut und 
Focus on the Global South. 

Focusweb 
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Offener Brief von 550 Organisationen an die Regierungen weltweit 


Streicht die Schulden! 


Über 300 Milliarden Euro 
werden jedes Jahr von Län- 
dern des globalen Südens für 
Zahlungen öffentlicher Aus- 
landsschulden an bilaterale 
und multilaterale Kreditgeber 
wie Weltbank und IWE, Pri- 
vatbanken, Spekulanten und 
Investoren in Staatsanleihen 
und Wertpapiere ausgegeben. 


Dieses Geld ist unerlässlich 
für Öffentliche Investitionen in die lebenswichtige Gesund- 
heitsversorgung zur Bekämpfung von Covid-19, für die 
wirtschaftliche Unterstützung betroffener Personen (...) und 
für den Aufbau von gerechteren, ausgewogeneren, klimare- 
sistenteren und nachhaltigeren Volkswirtschaften. 


Angesichts der Dringlichkeit und Schwere der Krise, der 
wir uns gegenübersehen, war die Antwort auf das Schulden- 
problem bestenfalls sehr unzureichend und in vielen Fällen 
kontraproduktiv: (...) 


Im April 2020 starteten die G20-Regierungen die Initiative 
zur Aussetzung des Schuldendienstes (Debt Service Suspen- 
sion Initiative, DSSI) - kein Schuldenerlass, sondern ledig- 

lich ein achtmonatiger Aufschub bei der Zahlung von bis zu 
12 Milliarden Dollar Staatsschulden, und nur 73 Länder ka- 
men dafür in Frage. (...) 


Bisher haben sich private Kreditgeber geweigert, einen Teil 
der von ihnen geltend gemachten Schulden zu streichen 

oder auszusetzen. Auch multilaterale Entwicklungsbanken, 
wie die Weltbank, haben ebenfalls keine Schulden erlassen. 


Gleichzeitig stellen die Weltbank, die Afrikanische Ent- 
wicklungsbank, die Interamerikanische Entwicklungsbank 
und die Asiatische Entwicklungsbank insgesamt 205,5 Mil- 
liarden US-Dollar an Krediten für Covid-19-Maßnahmen 
zur Verfügung. Der IWF hat in den vergangenen sechs Mo- 
naten mehr als 88 Milliarden Dollar an Notfallkrediten an 
81 Länder bereitgestellt. Es ist eine Farce der Gerechtigkeit, 
dass sich die Länder des globalen Südens angesichts multi- 
pler Krisen mit noch mehr Schulden konfrontiert sehen. 


Ein Großteil dieser Schulden ist unrechtmäßig, unverant- 
wortlich und unfair entstanden, durch räuberische Kredit- 
vergabe motiviert, zur Finanzierung schädlicher Projekte 
und Politiken verwendet, entspricht nicht den gesetzlichen 
und demokratischen Anforderungen(...). 


Die an Darlehen geknüpften politischen Bedingungen, dar- 
unter Einschnitte bei öffentlichen Dienstleistungen und So- 
zialschutz, Privatisierung und strenge Sparprogramme, ha- 
ben (...) soziale Konflikte, die Kriminalisierung der Armut, 
Militarisierung und Repression verschärft. 


Darüber hinaus sind die Schulden und die Verschuldung der 
Länder des Südens sowohl eine Folge als auch ein Instru- 
ment der Dominanz, wodurch die Fähigkeit der Länder und 
Völker zur Entwicklung ihrer eigenen Wirtschaftsagenden 
verringert und souveräne Institutionen und demokratische 
Prozesse untergraben werden. 
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All dies steht im Gegensatz zu 
der Tatsache, dass die Men- 
schen des globalen Südens so 
iele Male die in ihrem Namen 
eingegangenen Schulden be- 
zahlt haben - ihr Geld, ihre Le- 
pensgrundlagen, ihre Sicherheit, 
ihr Wohlergehen, manchmal 
auch ihr Leben und die Gesund- 
KR heit des Planeten wurden geop- 
OT. 


Und all dies steht im Gegensatz zu der viel größeren sozia- 
len, historischen und ökologischen Schuld, die den Men- 
schen des Südens durch jahrhundertelange Plünderung und 
Ausbeutung der natürlichen Ressourcen und die Ausbeu- 
tung ihrer Arbeitskraft, wie unbezahlte Haus- und Pflegear- 
beit von Frauen, geschuldet wird. 


Wir fordern mehr als "Schuldenerlass", 
wir fordern Schuldengerechtigkeit 


1. Bedingungslose Erlass der Zahlungen für öffentliche 
Auslandsschulden durch alle Kreditgeber für alle bedürfti- 
gen Länder für mindestens die nächsten vier Jahre als So- 
fortmaßnahme (...) 


2. Bereitstellung von Ressourcen, die von der Schuldenlast 
befreit sind, um den unmittelbaren Bedarf an grundlegender 
und universeller Gesundheitsversorgung, sozialem Schutz 
und anderen Diensten und Rechten zu decken (...) dringen- 
de Klimaschutzmaßnahmen zu ergreifen und gerechte 
Volkswirtschaften aufzubauen (...) 


3. Nationale Schuldenüberprüfungen zur kritischen Unter- 
suchung von Art, Zweck, Bedingungen und Konditionen, 
der tatsächlichen Verwendung von Darlehen (...) 


4. Ein fairer, transparenter und multilateraler Rahmen für 
die Lösung der Schuldenkrise (unter der Schirmherrschaft 
der Vereinten Nationen und nicht in von Kreditgebern do- 
minierten Arenen) (...) 


5. Umfassende Überprüfung und Änderung der Kreditver- 
gabe-, Anleihe- und Zahlungspolitik und -praxis (...) 


6. Anerkennung und Durchsetzung des Vorrangs der Men- 
schenrechte und der entsprechenden Verpflichtungen der 
Staaten, der internationalen Gemeinschaft und privater Ak- 
teure (...) 


7. Wiedergutmachung für Schäden, die Ländern, Bevölke- 
rungen und der Natur infolge der Aufnahme, der Verwen- 

dung und der Zahlung nicht tragbarer und unrechtmäßiger 
Schulden (...) entstanden sind. 


Wir bemühen uns um eine entschiedene und umfassende 
Lösung des Schuldenproblems im Zusammenhang mit 
der tiefgreifenden Umgestaltung der Wirtschafts- und 
Finanzsysteme, die die gegenwärtigen Krisen so drin- 
gend erfordern. 


https://www.debtgwa.net/open-letter 
https://www.debtgwa.net/signatories — In Deutschland von er- 


lassjahr.de , Fridays for Future und urgewald unterschrieben 
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Michael Roberts 


Verschuldungskatastrophe ohne Ausweg 


(...) In den nächsten zwei Jahren sehen sich die 30 
führenden Schwellenländer mit den höchsten jemals 
fälligen privaten und öffentlichen Schulden konfrontiert. 








Emerging markets face a steep rise in bond redemptions 











Die armen Länder werden gezwungen sein, noch mehr 


Schulden zu machen, um mit dem Einbruch der Pandemie 
fertig zu werden und die Rückzahlung der bestehenden 


Schulden zu leisten. (...) 


Schlimmer noch, ein Großteil der Schulden lautet auf US- 
Dollar, und da diese hegemoniale Währung als 'sicherer 
Hafen' an Wert gewonnen hat, wird die Rückzahlungslast 
für die dominierten Volkswirtschaften des 'Südens' steigen. 
Die Verschuldung der EM-Unternehmen in "Hartwährung”" 
ist heute deutlich höher als 2008. 


Diese drohende Schuldenkrise verstärkt die Auswirkungen 
des pandemischen Einbruchs auf den globalen Süden nur 
noch. In ihrem Bericht für das halbjährliche Treffen geht die 
Weltbank davon aus, dass die Pandemie in diesem Jahr 
zwischen 88 und 115 Millionen Menschen in extreme 
Armut stürzen wird, wobei die Bank definiert, dass sie von 
weniger als 1,90 Dollar pro Tag leben müssen (eine ohnehin 
schon erbärmlich niedrige Schwelle). 


Praktisch alle gewährte Kreditabkommen betonen, dass die 
Regierungen vorübergehend gegen das Corona-Virus 
Ausgaben tätigen und nach der Pandemie fiskalische 
Anpassungsmaßnahmen zur Reduzierung der Defizite 
treffen müssen. (...) 


Quelle: https://thenextrecession.wordpress.com/2020/10/12/debt- 
disaster-with-no-escape/ 





Zur weiteren Information (SiG-Red.) : https:/erlassjahr.de/ 


informieren/karte-ueberschuldete-staaten-weltweit/ 





Daniel Munevar CADTM 


Gebremste Entwicklung: Kreditvergabe und Austeritätspolitik 
des Internationalen Währungsfonds nach Covid-19 


Die Berichte des IWF wurden als Teil 
des Genehmigungsprozesses für Finanz- 
hilfen zwischen März und September 
2020 erstellt. Sie offenbaren eine unzu- 
reichende und unangemessene multilate- 
rale Antwort auf die Covid-19-Pande- 
mie, die eine große Zahl von Ländern in 
eine jahrzehntelange Schulden- und Aus- 
teritätskrise stürzen wird. 

Die Notwendigkeit, die Investitionen zu 
schützen und zu erhöhen, um die Ziele 
der nachhaltigen Entwicklung zu errei- 
chen, sowie einen fairen und grünen 
Aufschwung sind bei jeder öffentlichen 
Intervention von IWF-Vertretern zu hö- 
ren. Diese Verpflichtungen sind jedoch 
in der Programmgestaltung des IWF 
schwer zu finden. 

Die IWF-Programme sind auf dem bes- 
ten Weg, die Entwicklungsbemühungen 
im nächsten Jahrzehnt zum Stillstand zu 
bringen. 


Die wichtigsten Ergebnisse der 


Eurodad-Überprüfung sind 
- Härtere, schnellere und umfassendere 


Sparmaßnahmen 
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- Eine erschwerte Antwort auf Covid-19 
- Viermalige Übernahme der Kosten der 
Pandemie 

- Die Last hat sich auf die Schwachen 
verlagert 

- Öffentliche Dienstleistungen werden 
gekürzt 

- Schwerere Schuldenlasten und Ver- 
wundbarkeiten 

- Gebremste Entwicklung 

- volle Schuldenlast und keine nachhalti- 
ge Entwicklung 


Dieser Bericht veranschaulicht das dra- 
matische Versagen des IWF und der in- 
ternationalen Gemeinschaft bei der Re- 
aktion auf die Covid-19-Pandemie. Die 
Maßnahmen, die zur Bewältigung des 
anhaltenden Wirtschaftsabschwungs er- 
griffen wurden, reichen bei weitem nicht 
aus, um den gegenwärtigen Bedarf im 
globalen Süden zu decken. Die Projekti- 
onen und Empfehlungen des IWF zur 
Haushaltskonsolidierung geben den Ton 
für ein weiteres "verlorenes Jahrzehnt" 
der Entwicklung an. Die Lage, in der wir 
uns nach der Pandemie befinden, bedeu- 
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tet einen noch größeren Bedarf an kon- 
zertierten globalen Maßnahmen, die 
Menschenrechte, nachhaltige Entwick- 
lung, Geschlechtergleichheit und Klima- 
gerechtigkeit in den Mittelpunkt stellen. 





Walden Bello: 
The Bretton Woods Twins in the 
era of COVID-19 - Time for an 
exitstrategy for the Global South? 


- Analyse 


Folgt auf die Corona-Krise bald die 
große Finanzkrise? — Wagenknecht 








Erlassjahr.de: Klimagerechtigkeit 
braucht Entschuldung: 
Forderungen an die Bundesregierung: 

- sich für die Schaffung einer Entschul- 
dungsoption zugunsten von Ländern, 
die besonders vom Klimawandel betrof- 
fen sind, einsetzen. 

- Im Fall einer Katastrophe ein Morato- 
rium für den Schuldendienst eines be- 





troffenen Landes aussprechen. 
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28. September 2020 Ein weiteres Mal lässt die Lage an den 
Grenzen Europas — insbesondere im Lager Moria auf Les- 
bos, das in der Nacht vom 8. auf den 9. September in Flam- 
men aufgegangen ist — die Nicht-Politik der Europäischen 
Union im Bereich Migration deutlich erkennbar werden; 
das Ziel scheint der Zusammenbruch der Situation zu sein, 
ungeachtet der menschlichen und sozialen Folgen. 
Zunächst sei daran erinnert, dass täglich Dutzende, ja Hun- 
derte von Menschen den Versuch, die europäischen Küsten 
zu erreichen, mit ihrem Leben bezahlen; Zehntausende sind 
in den letzten Jahrzehnten im Mittelmeer umgekommen. 
Die EU spricht mit gespaltener Zunge, wenn sie eifrig jede 
ihr missfallende Menschenrechtsverletzung anprangert und 
zugleich ohrenbetäubend laut schweigt, sobald es um ihr ei- 
genes Territorium geht. 


Der Brand in Moria, wo mehr als 12.000 Menschen gelebt 
haben, hat die Folgen und das Versagen dieser unpolitischen 
EU zurück in den Vordergrund gerückt: 


Das systematische Einsperren von Migranten, die in Euro- 
pa ankommen, unter Missachtung des Rechts auf Freizügig- 
keit sowie des Rechts, nicht grundlos festgesetzt zu werden; 


Das administrative Versagen bei der Antragsbearbeitung 
mit der Folge, dass die Lager überfüllt sind und endlose 
Wartezeiten entstehen; 


Das Versäumnis, Asylsuchende umzusiedeln, wodurch die 
Bürde der Verantwortung einigen wenigen EU-Ländern (vor 
allem Griechenland und Italien) überlassen bleibt. 


Vor allem produziert diese Politik, die den Zufluchtsuchen- 
den jeglichen Ausweg versperrt, selbst die Illegalität, die zu 
bekämpfen sie vorgibt. Denn welche andere Lösung gibt es 
für Exilsuchende, die es schaffen, als sich dieser kafkaesken 
Verwaltung made in der EU zu entziehen? Es werden hun- 
derttausendfach neue Migranten ohne Ausweis und Aufent- 
haltsdokument zu uns kommen, und das Heer der Beinahe- 
Sklaven vergrößern, das von gewissen Bossen sowie den 
Totengräbern des Arbeits- und Sozialversicherungsrechts so 
geschätzt wird. 


Was können wir also machen? 


Sollen die Repressionen an den Grenzen verstärkt werden? 
Soll die Rettung von Menschen, die zu ertrinken drohen, 
verboten werden? Oder ist den Booten das Anlanden in eu- 
ropäischen Häfen zu verbieten? Sind Satelliten oder Droh- 
nen einzusetzen, um den Migrantenstrom zu stoppen? Ab- 
gedroschene Phrasen, Ihr Demagogen! 


Die Erfahrung zeigt, dass die Erschwerung der Überfahrt 
niemanden davon abhält, sein Glück zu versuchen; die ein- 
zigen greifbaren Folgen dieser Politik sind noch mehr To- 
desopfer an den Grenzen und noch mehr Geld für die Mafia 
und den militärisch-industriellen Sektor, der Subventionen 
für die Verwaltung von sogenannten ‚intelligenten Grenzen‘ 
verschlingt. 


Wir müssen diese Realität wahrnehmen: Solange die Welt- 
lage so ist wie sie ist, dominiert von sozialer Ungerechtig- 
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Das neue Migrationspaket ist 


untauglich 


keit und inakzeptabler Gewalt, werden Millionen von Mi- 
grantinnen und Migranten dorthin gehen, wo das Leben ak- 
zeptabler erscheint. 


Ein menschenwürdig handelndes Europa würde dieses Pro- 
blem an der Wurzel packen und den Mechanismus beenden, 
mit dem die Reichtümer der Länder des globalen Südens in 
die Zentren des Nordens transferiert werden, was eine di- 
rekte Folge ihrer Aneignung durch multinationale Konzer- 
ne, des Aufzwingens der neoliberalen Agenda durch inter- 
nationale Institutionen sowie der Präsenz von Korruptions- 
filz in der Politik ist. 


In der Zwischenzeit — und ohne unser entschlossenes En- 
gagement wird diese Zwischenzeit lange dauern — bleibt es 
die Pflicht jedes Staates, Leben zu schützen. Anderenfalls 
wird die Unmenschlichkeit einer Politik, die den Tod billi- 
gend in Kauf nimmt, dunkle Zeiten von einer Art bringen, 
wie sie der europäischen Kontinent einst zu genüge gekannt 
hat. 


Am 23. September 2020 hat die Europäische Kommissi- 
on ihr „Neues Asyl- und Migrationspaket“ vorgestellt. 
Trotz dieses Namens weicht der Pakt nicht von der bisheri- 
gen politischen EU-Linie ab; wir kennen die gebetsmühle- 
nartig vorgebrachten Sätze von der Stärkung der Außen- 
grenzen, die auch zu dieser Gelegenheit wiederholt wurden; 
so kann eine höhere „Effizienz“ von Asylverfahren durch- 
aus zu einer stärkeren Filterung von Anträgen führen, zu ei- 
nem stärkeren Einsatz von Kontrollinstrumenten (wie Euro- 
dac, der Online-Datenbank für Fingerabdrücke) und ver- 
kürzten Anfechtungsfristen, die alle dem Recht des Einzel- 
nen auf korrekte Verfahren zuwiderlaufen ... 


In Bezug auf die „europäische Solidarität“ ist es daher un- 
wahrscheinlich, dass jene Länder, die sich bislang weigern, 
weitere Asylbewerber aufzunehmen, ihre Meinung in naher 
Zukunft ändern. Den Staaten werden indes zwei zusätzliche 
Möglichkeiten gegeben, ein Land in Schwierigkeiten zu 
„unterstützen“: einerseits mit „Sponsoring“, die Sicherstel- 
lung der Abschiebung abgelehnter Personen durch die Fi- 
nanzierung dieses Vorgangs, andererseits mit der Bereitstel- 
lung finanzieller, materieller oder personeller Ressourcen 
für Unterstützungsmaßnahmen der entsprechenden Länder. 


In Bezug auf „legale Einwanderungswege“ bleibt das klar 
formulierte Ziel der Politik, lediglich „Talente“ anzuziehen, 
die die Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Kontinents 
erhöhen: Das erinnert weiterhin an ein organisiertes Brain 
Drain zugunsten europäischer Unternehmen und zum Nach- 
teil der Herkunftsländer dieser „Talente“. 


Letztendlich werden die „internationalen Partnerschaften“ 
künftig noch stärker instrumentalisiert, um den Zuwande- 
rungsbedarf der Europäischen Union zu decken. 


Die konkreten Folgen dieses neuen „Paktes“ müssen noch 
im Detail evaluiert werden, aber die Grundlagen der euro- 
päischen Migrationspolitik bleiben unverändert: Militarisie- 
rung und Externalisierung der Grenzen, administrative Be- 
arbeitung der Verfahren sowie wirtschaftlicher Utilitaris- 
mus. 
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Daher fordert Alter Summit: 

Eine Politik der wirklichen Rettung von Migranten auf 
See und ein Ende der Behinderung derjenigen, die dieses 
tun; 

Eine würdige und offene Aufnahme (nein zum Einsper- 
ren und zu Hot Spots), ein wirksames, aber vor allem ge- 
rechtes Verfahren (Zugang zum Verfahren, akzeptable Beru- 
fungsfristen, Anwesenheit von Vereinen, Erweiterung der 
Asylkriterien auf die neuen Situationen vor Ort, Klimawan- 
del, sexuelle Orientierung usw.); 

Die Einführung von Möglichkeiten legaler Einwande- 
rung: Studium, Arbeit, humanitäre Hilfe, Gesundheit usw., 
sowie die Legalisierung der in Europa anwesenden Migran- 
ten ohne Aufenthaltsstatus mit der Gewährung gleicher 
wirtschaftlicher und sozialer Rechte für alle, um Sozialdum- 
ping zu vermeiden; 

Eine Kehrtwende im Bereich Handels- und Kooperati- 
onspolitik, um die Ausplünderung und Destabilisierung 
der Länder des „Globalen Südens“ zu stoppen. 


Informationen zum Thema Regularisierung 


Quelle:altersummit Übersetzung: C. Elias 











IPPNW 


Menschenrechtstribunal in Berlin: 


Migrations- und Asylpolitik der 


Bundesregierung und der EU verstößt 


gegen Recht auf Gesundheit 


29.10.2020 - Quelle: Pressensa - Die gegenwärtige Migra- 
tions- und Asylpolitik der Bundesrepublik Deutschland 
und der EU verletzt das Recht auf Gesundheit und phy- 
sische und psychische Integrität von Migrant*innen und 
Geflüchteten schwerwiegend. 

Das ist das Ergebnis des Menschenrechtstribunals, das ein 
Bündnis zivilgesellschaftlicher Organisationen am Wochen- 
ende in Berlin veranstaltet hat. (...) Anhand von sechs An- 
klagepunkten beleuchtete das Tribunal die menschenrecht- 
liche Lage von Asylsuchenden, Illegalisierten sowie Arbeit- 
nehmer*innen aus EU- und Nicht-EU-Ländern. Neben der 
Diskriminierung durch Angehörige der Gesundheitsberufe 
und Sprachbarrieren, existierten auch gesetzliche Bestim- 
mungen, die den Zugang behindern. Zeug*innen aus den 
Geflüchtetenlagern auf Lesbos schilderten eindrücklich 
die katastrophale Situation vor Ort. Laut der Ärztin Dr. Jes- 
sica Horst stellen die ungesunden Lebensbedingungen, der 
eingeschränkte Zugang zu medizinischer Versorgung und 
die nicht standardisierte medizinische Versorgung eine 
ernsthafte Bedrohung für die Gesundheit seiner 
Bewohner*innen dar. 


Kritisiert wurde zudem, dass Abschiebungen schwerwie- 
gende Folgen für die Gesundheit haben können. Eine Ab- 
schiebung in ein Herkunfts- oder Transitland sei grundsätz- 
lich ein staatlich verordneter, vollzogener und legitimierter 
Gewaltakt. Im Rahmen der weiteren Verschärfungen des 
Asyl- und Aufenthaltsrechts würden die Bedürfnisse und 
Rechte besonders schutzbedürftiger Personen im Asylver- 
fahren eklatant missachtet. Sie zielten darauf, die Abschie- 
bung schwerkranker und traumatisierter Menschen zu er- 
leichtern. 
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Kritik am Vorschlag der EU-Kommission »New Pact on 
Migration and Asylum« und zur Situation in Moria: 


- Grundrechtekomitee " Jeden einzelnen Tag wehren sich 
die Menschen auf Lesbos gegen ein neues Moria. Sie 
fordern Freiheit statt neuer Lager. Freiheit statt Gefängnis. 
Angst und Widerstand sind mehr als berechtigt. Das erste 
neue Lager in Kara Tepe ist ein geschlossenes Camp, in 
Windeseile auf einem ehemaligen Truppenübungsplatz 
errichtet und von Beginn an umzäunt. Den Menschen im 
Lager wird der Ausgang und Journalist*innen sowie 
humanitärer Hilfe der Zugang verwehrt. (...) 

- Pro Asyl Die Vorschläge würden zu einem Zwei-Klassen- 
Asylsystem führen - Appell an das EU-Parlament »Nein zu 
einem Europa der Haft- und Flüchtlingslager!« 

- ETUC: Stronger borders and more returns cannot be 
dressed up as solidarity 

- Seebrücke: Der heute vorgestellte Migrationspakt gleicht 
eher einem Abschottungspakt. 


200 Kommunen wollen Geflüchtete aufnehmen Tagesspiegel 
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Die Covid-19-Pandemie habe die Rechsverlezuneen 
der Europäischen Union gegen Migrant*innen und Asyl- 
suchende noch verstärkt - so die Veranstalter. 

Die deutsche Polizei und Bundeswehr seien an Praktiken 
beteiligt, die gegen internationales Recht, die Genfer Kon- 
vention und geltendes EU-Recht verstoßen. Fast täglich fän- 
den sogenannte „Push-backs“ vor der Küste von Lesbos 
statt wie zum Beispiel am 15. August 2020. Ein Beiboot mit 
schätzungsweise 32 Migrant*innen an Bord wurde von ver- 
schiedenen Schiffen acht Stunden lang auf See hin und her 
geschoben — darunter auch das deutsche Marineschiff 
A1411. Am Nachmittag wurde das Boot von der türkischen 
Küstenwache in die Türkei zurückgebracht. „Statt Mauern 
und Grenzen zu errichten, sollten wir ernst gemeinte Soli- 
darität und Respekt an den Menschenrechten zeigen“, for- 
dert Muhammed al-Kashef, Menschenrechtsaktivist von 
WatchTheMed-Alarm Phone. 

Das Tribunal steht in der Tradition einer Reihe von An- 
klagen vor dem Permanent Peoples Tribunal (PPT) ge- 
gen Menschenrechtsverletzungen durch die Regierun- 
gen der EU-Mitgliedsstaaten und Institutionen der EU. 
Sie basieren auf einem Rahmendokument, das bei der Er- 
öffnungsanhörung des PPT zum Thema „Menschenrechte 
von Migrant*innen- und Flüchtlingsvölkern“ im Juli 2017 
in Barcelona erarbeitet wurde. 

Die Videodokumentation des Menschenrechtstribunals 


finden Sie auf dem YouTube-Kanal Berlin Hearing PPT 
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EU-Mercosur-Abkommen ablehnen! 


Leo Mayer (ISW): EU-Parlament lehnt 
Mercosur-Freihandelsabkommen ab 


Unter dem Motto „Global Europe“ versucht die EU-Kom- 
mission bereits seit 2006, europäische Unternehmen wettbe- 
werbsfähiger zu machen und die Länder des Südens über 
Handelsverträge als Rohstofflieferanten und Abnehmer von 
EU-Agrarüberschüssen und Industriegütern festzuzurren. 
Der Exportweltmeister Deutschland ist der vehementeste 
Verfechter der sogenannten Freihandelsabkommen. Wäh- 
rend der EU-Ratspräsidentschaft wollte die Bundesregie- 
rung denn auch zwei transatlantische Handelsverträge vor- 
antreiben - ein TTIP light und das vor Jahresfrist bombas- 
tisch proklamierte Assoziationsabkommen mit der südame- 
rikanischen „Mercado Comün del Sur“ (Gemeinsamer 
Markt des Südens). 

Doch nichts geht voran. Anfang August geschah sogar ein 
noch nie dagewesenes Ereignis in der Geschichte der euro- 
päischen Handelsverträge. Das Parlament der Republik 
Zypern lehnte das Freihandels- und Investitionsabkommen 
zwischen der EU und Kanada CETA ab. CETA könnte nun 
vor dem Aus stehen. 

Und nun hat sich das EU-Parlament dagegen ausgespro- 
chen, das Freihandelsabkommen mit dem südamerikani- 
schen Mercosur zu ratifizieren. Mit 345 zu 295 Stimmen 
beschlossen die EU-Parlamentarier*innen, dem fertig aus- 
gehandelten Text könne man in seiner jetzigen Form nicht 
zustimmen. Weiter: ISW-München 





Klima-Bündnis 
(mehr als 1800 Gemeinden in 27 Ländern) 
EU-MERCOSUR: Gegen ein überholtes 
Freihandelsabkommen -— Resolution, 8.10.2020 








EU-Mercosur: Risiken für Klima und Menschenrechte, 
von Thomas Fritz, Juni 2020 — Greenpeace /Misereor 











Attac Österreich 
EU-Mercosur-Abkommen vernichtet 
Arbeitsplätze in Südamerika 
Zusatzdokumente der EU-Kommission 
verbessern das Abkommen nicht 


29.10.2020 - 

Das EU-Mercosur-Abkom- 
men droht nicht nur das 
Klima weiter zu gefährden, 
sondern wird auch Indus- 
triearbeitsplätze und regio- OT BR. =" 
nale Wertschöpfungsketten 7 - 1 2 
in den Mercosur-Ländern a 
vernichten. Das zeigt eine nn Mr 
neue Faktensammlung von 
PowerShift und anderen zi- 
vilgesellschaftlichen Orga- 
nisationen aus Deutschland 
und Österreich, darunter 
Attac.* 
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Allein in Argentinien droht laut Studie der Universität für 
Bildung und Arbeit (UMET‘) in Buenos Aires der Verlust 
von 186.000 Industriearbeitsplätzen — das sind rund 11 
Prozent der Industriearbeitsplätze. Durch den Wegfall von 
Zöllen und günstigere Importe aus der EU werden argenti- 
nische Industriegüter verdrängt. Am stärksten betroffenen 
Sektoren sind die Metallindustrie (48.000 Angestellte), 
Schuhe, Textilien, Lederwaren, Möbel (47.000), Autoteile 
(32.500), Chemie (19.000) und die Autoindustrie (9.500). 
Gleiches gilt für den Agrarsektor: Kleinbäuerliche Produ- 
zent*innen im Mercosur-Raum können im Wettbewerb mit 
der hochsubventionierten EU-Landwirtschaft kaum beste- 
hen. „Der unfaire Wettbewerb droht zu Arbeitsplatzverlus- 
ten und Verarmung zu führen“, sagt Bettina Müller, Han- 
delsreferentin bei PowerShift. „Auch die derzeit von der 
EU-Kommission vorgeschlagenen Zusatzdokumente zum 
EU-Mercosur-Abkommen werden an den sozialen Konse- 
quenzen des EU-Mercosur-Abkommens nichts ändern.“ 


Am 9. November trifft sich der Rat zu Auswärtigen An- 
gelegenheiten im Rahmen der EU-Ratspräsidentschaft in 
Brüssel zum Thema Handel. Dabei werden die 27 EU-Han- 
delsminister*innen auch das EU-Mercosur-Abkommen be- 
sprechen. Die EU-Kommission hat angekündigt, Umwelt- 
und Klimaschutzfragen im Abkommen über zusätzliche An- 
hänge (wie Protokolle oder Fahrpläne) effektiver zu ma- 
chen. "Diese Anhänge sind nur Augenwischerei", sagt Betti- 
na Müller. "Sie sind ebenso wenig sanktionsbewehrt wie 
das Nachhaltigkeitskapitel oder die Klima- und Umwelt- 
schutzaspekte im Assoziierungsteil des Abkommens. Unter 
anderem aus dem EU-Kolumbien-Ecuador-Peru-Abkom- 
men kennen wir solche Anhänge, die zu keiner Verbesse- 
rung in den Ländern geführt haben. Auch mit Zusatzdoku- 
menten steht das Abkommen in eklatantem Widerspruch 
zum europäischen Green Deal", sagt Bettina Müller. 


Die Organisationen fordern das Abkommen endgültig 
ad acta zu legen. "Dieses Abkommen ist unter den vorlie- 
genden Bedingungen nicht zu retten. Es muss zugunsten ei- 
nes solidarischen, (klima-)gerechten, Mensch und Umwelt 
schützenden Handels völlig neu ausgearbeitet werden. Die 
Zivilgesellschaft und andere betroffene Akteure beider Wirt- 
schaftsblöcke sollten aktiv in den Aushandlungsprozess ein- 
gebunden werden. Nachhaltigkeitsstandards, der Schutz des 
Klimas, der Wälder, aber auch guter Arbeitsstandards so- 
wie der indigenen Bevölkerung müssen bei den Verhandlun- 
gen im Zentrum stehen“, erklärt Alexandra Strickner von 
Attac Österreich. 


* Mitherausgegeben wird die Publikation von Attac Deutsch- 
land, Attac Österreich, dem Bund Umwelt- und Naturschutz 
Deutschland e.V., Campact, dem Forum Umwelt und Entwick- 
lung, dem Forschungs- und Dokumentationszentrum Chile-La- 
teinamerika und ÖBV - Via Campesina Österreich. 





Greenpeace Deutschland leakte das Assoziierungsab- 
kommen zwischen der EU und den Mercosur-Staaten: 
Dieses Abkommen, das seit 20 Jahren in der Verhandlung 
ist, muss gestoppt werden, sagt Experte Jürgen Knirsch. 
Das Assoziierungsabkommen ist der übergeordnete Ver- 
trag, das Handelsabkommen ist darin eingebettet. 
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Europarat: 


Eine wirksame und auf Rechte gestüutzte Reaktion auf die 
COVID-19-Pandemie - Lehren für die Zukunft, Juni 2020 


(...) 7. Die Versammlung empfiehlt den 
Mitgliedstaaten, bei einem Ausbruch des 
Coronavirus SARS-CoV-2 in ihrem Ho- 
heitsgebiet 

7.1. rasche und nachhaltige Maßnahmen zu 
ergreifen, um menschliche Kontakte durch 
physische Distanzierung — soweit möglich 
auf freiwilliger Basis — und, falls nötig, 
durch rechtskonforme Shutdowns/Aus- 
gangssperren so lange zu reduzieren, bis 
die aktive lokale Verbreitung des Coronavi- 
rus auf ein Niveau sinkt, das mithilfe der 
Durchführung eingehender Tests, Nachver- 
folgung von Kontaktpersonen im Einklang 
mit dem Datenschutz sowie Quarantäne- 
und Selbstisolierungsmaßnahmen be- 
herrschbar ist, wobei der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit gewahrt werden muss 
sowie die Auswirkungen solcher Maßnah- 
men auf die Grundrechte, darunter soziale 
und wirtschaftliche Rechte, und die physi- 
sche und psychische Gesundheit zu berück- 
sichtigen und Maßnahmen zur Kompensie- 
rung dieser negativen Auswirkungen zu 
treffen sind; 

7.2. Schutzausrüstung für medizinische und 
weitere unentbehrliche Fachkräfte zu be- 
schaffen, die Kapazität des Gesundheits- 
systems zu steigern und zu optimieren (...); 
7.3. dafür zu sorgen, dass alle gesundheits- 
politischen Maßnahmen die Menschen- 
rechte achten, geschlechtersensibel sind 
und dabei Frauen maßgeblich in Entschei- 
dungen einbezogen und gefährdete Bevöl- 
kerungsgruppen (insbesondere Menschen 
mit Behinderungen, Kinder und ältere 
Menschen) geschützt werden; (...) 

8. Die Versammlung empfiehlt den Mit- 
gliedstaaten, zu jeder Zeit 


8.1.verlässliche Informationen über die 
komparativen Veränderungen bei der Zahl 
der Todesfälle aufgrund unterschiedlicher 
Krankheitsbilder in den letzten drei Jahren 
sowie der Zahl der mit COVID-19-Infizier- 
ten unter ihnen zur Verfügung zu stellen; 


8.2. Informationen vollständig, für alle ver- 
ständlich und rechtzeitig sowie zugänglich 
für Menschen mit Behinderungen zu über- 
mitteln und Entscheidungen, die auf evi- 
denzbasierten wissenschaftlichen Erkennt- 
nissen beruhen sollten, transparent zu ge- 
stalten; 

8.3. bei allen in ihrem Hoheitsgebiet be- 
findlichen Personen ungeachtet ihres Status 
und nicht allein bei den in Krankenhäuser 
eingewiesenen Menschen oder medizini- 
schen oder weiteren unentbehrlichen Fach- 
kräften aktive und umfassende Testmaß- 
nahmen durchzuführen und so bald wie 
möglich einen repräsentativen Querschnitt 
der Bevölkerung in großem Umfang auf 
Antikörper zu testen; 
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8.4. eine verantwortungsbewusste Erfor- 
schung, Entwicklung und Herstellung von 
Arzneimitteln, Diagnosekits, Impfstoffen 
und persönlicher Schutzausrüstung im 
Geiste der Solidarität aktiv zu fördern und 
die Preise so festzulegen, dass die auf diese 
Weise entwickelten Arzneimittel, Tests 
oder Impfstoffe für alle zugänglich und er- 
schwinglich sind (...); 

8.5. die europäische und internationale So- 
lidarität, Koordinierung und Zusammenar- 
beit in den Vordergrund zu stellen und zu 
systematisieren; Schutzausrüstung sollte 
nicht von Nationalstaaten „für alle Fälle“ 
gehortet werden (...) 


8.7. eine Überreaktion der Exekutive, un- 
verhältnismäßige und unnötige repressive 
Maßnahmen, die die Menschenrechte oder 
die Menschenwürde verletzen, sowie jede 
Art von Diskriminierung bei der Umset- 
zung der öffentlichen Gesundheitsmaßnah- 
men zu vermeiden(...); 

8.8. die grundlegende Rolle der Parlamente 
mit ihrem Mandat der Kontrolle des Regie- 
rungshandelns erneut zu bekräftigen und 
sicherzustellen (...) ; 

8.9. sicherzustellen, dass ihre Pläne für die 
wirtschaftliche Erholung und den Schutz 
der Wirtschaft nicht die Voraussetzungen 
für eine zukünftige Zerstörung der Ökosys- 
teme schaffen, die wahrscheinlich weitere 
Epidemien zoonotischer Natur zur Folge 
haben werden, und folglich die bereitge- 
stellten Hilfen von der Einhaltung ehrgeizi- 
ger ökologischer und sozialer Kriterien ge- 
mäß den Zielen für nachhaltige Entwick- 
lung der Vereinten Nationen abhängig zu 
machen. 


9. Darüber hinaus fordert die Versammlung 
angesichts der aktuellen Pandemie die Mit- 
gliedstaaten auf, verstärkte Anstrengungen 
zu unternehmen, um 


9.1. (...) freien Zugang zu einer Öffentli- 
chen Gesundheitsversorgung von hoher 
Qualität zu garantieren (...); 

9.2. die Wirksamkeit sowie auch die Kolla- 
teralschäden (insbesondere in Bezug auf 
die uneingeschränkte Ausübung der Men- 
schenrechte einschließlich sozioökonomi- 
scher Rechte) der zur Bewältigung der ak- 
tuellen Pandemie getroffenen Maßnahmen 
zu beurteilen, um die gewonnenen Erkennt- 
nisse auf künftige Notlagen im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit anzuwenden. 

10. (...) National wie international müssen 
stärkere Anstrengungen unternommen wer- 
den, um die nächste Zoonose zu identifizie- 
ren, bevor sie auf Menschen überspringt, 
(...) und um die Ökosysteme, die für die 
Gesundheit von Mensch, Tier und Umwelt 
unentbehrlich sind, zu schützen. Dies 
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schließt auch die Identifizierung und Be- 
kämpfung des Klimawandels als treibende 
Kraft für aufkommende gesundheitliche 
Bedrohungen, die Verbesserung der die 
landwirtschaftliche Tierhaltung regelnden 
Politik und das Vermeiden der Zerstörung 
unberührter Lebensräume durch den Men- 
schen ein. 

11.Die internationalen und europäischen 
Interventionen für die Gesundheitssicher- 
heit und die Pandemievorsorge müssen 
ebenfalls datengestützt und evidenzbasiert 
sein sowie Menschenrechtsbestimmungen 
einschließen. Verschiedene öffentliche Da- 
tenquellen müssen zusammengeführt wer- 
den, um eine international einheitliche Da- 
teninfrastruktur zu schaffen, die eine Mo- 
dellierung mit Blick auf Entscheidungen 
ermöglichen kann. Diese Modelle müssen 
in Handlungsauslöser übersetzt werden. 
Sofern vertrauliche Daten übermittelt wer- 
den, müssen ein angemessener Datenschutz 
und Sicherheitsklauseln garantiert werden. 
21. Oktober 2020 - Der Aachener Bundes- 
tagsabgeordneten Andrej Hunko wurde 
zum Berichterstatter für die sozialen und 
wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise 
(„Überwindung der durch die Covid-19- 
Pandemie ausgelösten sozioöokonomi- 
schen Krise“ ) benannt. PM von A. Hunko 





Frankreich: Aufhebung des 


Gesundheitsnotstands! 

Mai 2020 - "Die Schutzmaßnahmen, die in 
Krisenzeiten notwendig sind, werden allzu 
oft durch ein System aus Kontrolle und 
Bestrafung ersetzt. Die Verhängung des 
Gesundheitsnotstands ist ein juristisches 
Monstrum, das der Exekutive erhebliche 
Macht gibt, die Befugnisse des Parlaments 
schmälert und den Zugang zur Justiz ein- 
schränkt. Die darin enthaltenen freiheits- 
zerstörenden und regressiven Maßnahmen 
müssen dringend beendet werden! 

Die Vervielfachung der Kontrollen betrifft 
vor allem die Arbeiterviertel, in denen 
zahlreiche Menschen wohnen, die Schwer- 
starbeit verrichten, und hat zu mehr Poli- 
zeigewalt geführt. 

Dringend müssen die individuellen und 
kollektiven Bewegungs-, Versammlungs- 
und Demonstrationsfreiheiten wieder in 
Kraft treten. 

Die wissenschaftlichen Verlautbarungen 
über das Virus müssen Informationen be- 
reitstellen, die es ermöglichen, sich selbst 
zu schützen, ohne Auferlegung von indivi- 
duellen Ausgangsbeschränkungen und 
ohne Datenerfassungen, die das Recht auf 
ärztliche Schweigepflicht nicht einhalten." 
Aus: 34 Maßnahmen zum „Ausweg aus der 
Krise“ , Übersetzung. 
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Soziale Lage, die krank macht 


Ungleichheit und Herrschaft machen krank 
Aus: Raul Zelik, Wir Untoten des Kapitals, 2020 

Die viel beachtete Metastudie der Gesundheitsforscher*in- 
nen Kate Pickett und Richard Wilkinson ( The Spirit Level: 
Why more Equal Societies Almost Always Do Better, 2009) 
stellt einen einfachen Zusammenhang her: 
In Gesellschaften mit größerer sozialer Gleichheit ist die 
Bevölkerung nicht nur durchschnittlich gesünder (weil Sta- 
tus-Stress/ Abstiegsängste als besonders belastend empfun- 
den werden und chronische Erkrankungen verursachen), 
sondern auch solidarischer. 
Wilkinson und Pickett erklären das mit der Wechselwir- 
kung, die sich aus sozialer Gleichheit und dem Vertrauen in 
andere ergibt, denn Grundvertrauen ist wiederum Vorausset- 
zung für Hilfsbereitschaft und Solidarität.“ 
„Pickett und Wilkinson stellen auch einen Zusammenhang 
zwischen Status-Stress, Übergewicht und der kürzeren Le- 
benserwartungen von Angehörigen der unteren Klassen fest. 
Ein hoher Pegel des Stresshormons Cortisol kann zu Insu- 
linresistenz, zu Stoffwechsel- oder Herz-Kreislauf-Erkran- 
kungen führen. Die überdurchschnittlich hohe Zahl an 
Stoffwechselerkrankungen in den unteren Klassen der In- 
dustrieländer ist demnach nicht nur ein einkommens- oder 
Bildungsproblem, sondern hat auch mit den Veränderungen 
des Stoffwechsels bei Menschen zu tun, die unter sozialen 
Hierarchien besonders stark leiden“ (S. 77) 


Christoph Butterwege, 24.10.2020 (TAZ) 
Nach den Kriterien der Europäischen Union sind heute 
13,3 Millionen Menschen in Deutschland arm oder zu- 
mindest armutsgefährdet — ein Rekordwert. Sie haben we- 
niger als 60 Prozent des mittleren Einkommens zur Verfü- 
gung - das sind für einen Alleinstehenden 1.074 Euro mo- 
natlich. Gleichzeitig entfallen laut einer aktuellen Studie 
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung inzwi- 
schen 67 Prozent des Nettogesamtvermögens auf das obers- 
te Zehntel, 35 Prozent konzentrieren sich auf das reichste 
Prozent der Bevölkerung und das reichste Promille kommt 
immer noch auf 20 Prozent. Der reichste Mann der Bun- 
desrepublik, Dieter Schwarz, Eigentümer von Lidl und 
Kaufland, besaß vor der Pandemie schon 41,5 Milliarden 
Euro an Privatvermögen. Das hat sich jetzt noch mal um 
300 Millionen Euro vermehrt. 


Die ignorierten sozialen „Kollateralschäden“ 
von Maßnahmen gegen die Pandemie 

„Durch monatelange Kontaktverbote, Ausgangsbeschrän- 
kungen und Einrichtungsschließungen wurde die ohnehin 
brüchige Lebensgrundlage der ärmsten Menschen (Bettler/ 
innen, Pfandflaschensammler/innen und Verkäufer/innen 
von Straßenzeitungen) zerstört, weil fehlende 
Passant(inn)en und die Furcht der verbliebenen davor, sich 
zu infizieren, manchmal zum Totalausfall der Einnahmen 
führten, was stärkere Verelendungstendenzen in diesem So- 
zialmilieu nach sich zog. Die finanzielle Belastung von 
Transferleistungsbezieher(inn)en, Kleinstrentner(inn)en und 
Geflüchteten nach durch die Schließung der meisten Le- 
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bensmitteltafeln weiter zu. 

Aufenthaltsbeschränkungen und Abstandsregelungen (,„So- 
cial distancing“) förderten tendenziell die Vereinsamung 
und die soziale Isolation, von der Arme, Alte und Menschen 
in beengten Wohnverhältnissen am stärksten betroffen wa- 
ren. “ (Aus: Christoph Butterwege, Ungleichheit in der 
Klassengesellschaft , S. 142) 





Die im Dunkeln sieht man nicht 
Die NachDenkSeiten haben am 22. Oktober 2020 ihre Le- 
serinnen und Leser darum gebeten, über ihre Erfahrungen 
mit Malsnahmen der Corona-Politik zu berichten. 
Berichte hier, 47 Seiten 








Obdachlose, Hartz-IV-Empfänger, Geflüchtete: 
1. Die Corona-Krise hat auch diese Menschen vor besonde- 
re Herausforderungen gestellt. Der Mainzer Mediziner Ger- 
hard Trabert, der seit vielen Jahren durch seine Arbeit den 
Armen vor Ort hilft und sie medizinisch betreut, zeigt im 
NachDenkSeiten-Interview auf, wie es den Armen in der 
Pandemie ergeht. 


2. Im NachDenkSeiten-Interview geht der Referent für So- 
zialpolitik Andreas Aust vom Paritätischen Gesamtver- 
band in Berlin auf die aktuelle Situation der Hartz-IV- 
Bezieher ein und verdeutlicht: Die von der Bundesregie- 
rung angedachte Erhöhung der Hartz-TV-Sätze um 14 Euro 
reicht nicht aus, um die Armutssituation der Leistungsbezie- 
her zu überwinden. -->neue Untersuchung des Paritätischen. 
3. Gesundheit ist Menschenrecht - Der anonyme Kran- 
kenschein - Menschen ohne Aufenthaltsstatus haben keinen 
Zugang zum regulären Gesundheitssystem in Deutschland. 
Verschiedene Initiativen möchten das ändern. 

Film, 34 Min.: https://vimeo.com/447258595 


Bündnis ‚Auf Recht bestehen‘ — Pressemitteilung 
15.10.2020 - Es kann nicht sein, dass Migrant*innen in 


Deutschland in gesellschaftlich dringend notwendigen Be- 
reichen unter oft übelsten Bedingungen arbeiten müssen 
und nun in der aktuellen Pandemiesituation allein gelassen 
werden. Wir fordern den Bund und die Handelnden vor Ort 
in den Jobcentern, Sozialämtern, Ausländerämtern der 
Kommunen, usw. auf, ihrer Verantwortung für die betroffe- 
nen Menschen endlich gerecht zu werden! 


Ein Shutdown ist kein Heilmittel, sondern ein Elend 
Es besteht das Risiko, dass eine ganze Generation massi- 
ve und nicht heilbare Verletzungen erleidet. (...) 

Was muss an den Schulen geschehen? Um es kurz und 
bündig zu sagen: Der Schul-Shutdown ist eine einfallslose 
und schädliche Reaktion, der Gesichts-Shutdown im Unter- 
richt auch. Es müssen stattdessen mehr Räume und mehr 
Pädagogen zur Verfügung stehen, auf dass kleinere Klas- 
sen gebildet werden können und die Kinder im Wechsel von 
Unterricht und Studierzeit unterrichtet und beaufsichtigt 
werden können. (...) Es geht um Kreativität und Phantasie 
in Corona-Zeiten. Prantls Blick, SZ 9.8.2020 


> s. dazu die Forderungen der GEW 
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Alarmstufe Rot 





Forderungen und ee https://alarmstuferot. org PM vom 31.10.2020 zu denn Tr en der Regierung 
„Flammendes Zeichen für untergehende Veranstaltungswirtschaft“- Bericht: JungeWelt 





Initiative ‚Femme Fiscale‘ in Österreich 


12 Milliarden Euro fur ein gutes Leben fur alle! 
180.000 Jobs durch Investitionen in Bildung, 
Pflege und Gesundheit 


Die Initiative Femme Fiscale* fordert ein feministisches 
Konjunkturpaket mit Investitionen in Kinderbetreuung, 
Bildung, Pflege und Gesundheit im Ausmaß von 12 
Milliarden Euro. 

Allein die Hälfte des vorgeschlagenen Pakets würde 

165.000 bis 180.000 neue Jobs schaffen: Zwei Milliarden 
Euro mehr für Kindergärten 30.000 bis 45.000 Jobs, vier 
Milliarden Euro für Pflege rund 135.000 neue Arbeitsplätze. 
Davon profitieren besonders Frauen. Sie waren bisher durch 
die Corona-Krise besonders stark belastet. Zusätzlich 
verbessern diese Investitionen das Angebot an Öffentlichen 
Leistungen und damit das Leben aller Menschen. Diese 
Jobs sind zudem „grüne Jobs“ mit geringem CO2-Ausstoß. 





Finanziert werden kann das Halbe-halbe-Paket durch Bei- 
träge der Reichsten unserer Gesellschaft. 

Als Anstoßfinanzierung würde ein einmaliger Corona- 
Lastenausgleich auf hohe Vermögen 70-80 Milliarden 
Euro (auf 5 Jahre) einbringen. Weitere nationale Maßnah- 
men zur Steuergerechtigkeit garantieren eine langfristige 
Finanzierbarkeit: 

-Allein die Erhöhung des Anteils von vermögensbezoge- 
nen Steuern am BIP auf OECD-Durchschnitt würde 
rund 6 Milliarden Euro jährlich einbringen. 

-Eine progressive Beteuerung von Unternehmensgewin- 
nenwürde rund 2,4 Milliarden Euro jährlich einbringen. 
-Ein Stopp umweltschädlicher Förderungen in Öster- 
reich in den Bereichen Verkehr, Energie und Wohnen 
schafft Spielraum für 4 Milliarden Euro an Investitionen 











Paket belebt die Wirtschaft stärker als 
Maßnahmen der Regierung 

„Aufgrund des hohen Anteils von Löhnen und Gehältern 
sind die positiven volkswirtschaftlichen Nachfrage-Effekte 
dieser Care-Investitionen höher als bei den bisherigen 
Maßnahmen der Regierung. Dazu kommen hohe Rückflüsse 
durch Steuern und Sozialabgaben, die sich auch für das 
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öffentliche Budget rechnen“, erklärt Elisabeth Klatzer von 
Femme Fiscale. Laut internationalen Studien schaffen 
Investitionen in „Care“ rund doppelt so viele Arbeitsplätze 
wie Investitionen in „Beton“. 


Um den Forderungen an die Regierung Nachdruck zu 
verleihen, hat Femme Fiscale eine Petition für das 
feministische Konjunkturpaket gestartet. 








Ich fordere Regierung und Parlament auf, ein 
feministisches Konjunkturpaket im Ausmaß von 12 
Milliarden Euro zu beschließen - für ein gutes Leben für 
alle! 

Es besteht aus drei Teilen: 


Ein Zukunfts- & Bildungspaket im Ausmaß von 
5 Milliarden Euro 
Ein Pflegepaket im Ausmaß von 4 Milliarden Euro 
Ein Solidaritäts- & Lebensrettungspaket im Ausmaß von 
3 Milliarden Euro 
Investitionen in Kinderbetreuung, Bildung, Pflege und 
Gesundheit setzen dort an, wo die größten Belastungen 
durch die Coronakrise entstanden sind und die meisten 
Arbeitsplätze entstehen. 
Damit kann nicht nur die Situation von Frauen, sondern 
das Leben aller Menschen verbessert werden. 











*Femme Fiscale ist eine Initiative von Gruppen und 
Netzwerken, die sich für geschlechtergerechte Steuer- und 
Budgetpolitik einsetzt: Mit dabei sind unter anderem: 

+ Attac 

« Plattform 20000frauen 

° Katholische Frauenbewegung Österreichs 

« Netzwerk österreichischer Frauen- und 
Mädchenberatungsstellen 

« OBRA - One Billion Rising Austria 

« WIDE - Entwicklungspolitisches Netzwerk für Frauenrechte 
und feministische Perspektiven 


https://wwwu.attac.at/news/details/arbeitsmarktgipfel-180000-jobs- 
durch-investitionen-in-bildung-pflege-und-gesundheit 
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Ein besseres Leben für alle 
statt wachsender Armut und 


Ausgrenzung! 
Mindestens 100 Euro Corona-Zuschlag sofort! 


AH 





2 el Für Regelsätze, die zum Leben reichen! 
k - Aktionstage am 30. und 31.10.2020 





Unterschriftenaktion bis zum 20.11.2020 


Hartz IV und alle anderen Grundsicherungsleistungen 
bedeuten Armut 

Im Herbst beschließen Bundestag und Bundesrat die neuen 
Regelsätze ab 2021 für Millionen Menschen, die entweder 
kein oder ein nur sehr geringes Einkommen und Vermögen 
haben. Dabei sind keine wirklichen Verbesserungen geplant. 
Für Erwachsene soll der Regelsatz von 432 Euro auf 446 
Euro steigen, also lediglich um 14 Euro. Zusätzlich zum 
Regelsatz gibt es noch die Erstattung der Miete, aber nur 
wenn sie „angemessen“ ist. Weder der alte noch der neue 
Betrag reichen zum Leben. 2018 lagen die durchschnittli- 
chen Leistungen für Singles, die Arbeitslosengeld 2 (Regel- 
satz plus Miete) bekamen, 256 Euro unterhalb der Ar- 
mutsschwelle. 


Wer ist betroffen? 
Die Regelsätze sollen auch weiterhin weit unter der Armuts- 
schwelle liegen. Auch einen Ausgleich für die krisenbeding- 
ten Mehrausgaben lehnt der Bundestag ab. Das betrifft di- 
rekt rund 7-8 Millionen Menschen jeden Alters und in ver- 
schiedenen Lebenssituationen: Rentner*innen, Erwerbslose, 
Aufstocker*innen, Geflüchtete und viele Familien mit ihren 
Kindern. Hinzu kommen mindestens vier Millionen Men- 
schen, die einen Anspruch auf Leistungen hätten, diesen 
aber nicht geltend machen. Indirekt sind noch viel mehr be- 
troffen, da sich auch die Höhe des steuerfrei zu lassenden 
Existenzminimums für Lohnabhängige und Rentner*innen 
nach der Höhe des Regelsatzes bemisst. 


Wer zahlt für die Krise? 
Während Konzerne wie z.B. die Lufthansa mit einem „im 
Volumen unbegrenzten Milliardenschutzschild“ vom Staat 
unterstützt werden, fehlt bei den Ärmsten eine Unterstüt- 
zung in der Krise gänzlich. Durch steigende Lebensmittel- 
preise, den Mehrbedarf an Hygieneartikeln wie Desinfekti- 
onsmitteln und Masken, den Wegfall der Tafeln und des 
kostenlosen Schul- und Kitaessens sind viele in der nackten 
Existenz bedroht. Gewerkschaften und Wohlfahrtsverbände 
forderten deshalb früh einen Corona-Zuschlag von mindes- 
tens 100 Euro. Regierung und Parlament lehnten ab. Die 
Forderung ist immer noch aktuell: 100 Euro Corona-Zu- 
schlag sofort! 


Armut bekämpfen! 
Durch die Auswirkungen der Corona-Krise ist auch in den 
nächsten Monaten mit einem massiven Anstieg der Er- 
werbslosigkeit, Einkommensarmut und der Insolvenzen zu 
rechnen. Es werden also in der nächsten Zeit eher mehr als 
weniger Menschen auf Grundsicherungsleistungen ange- 
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wiesen sein. Das Ziel muss sein, Armut zu bekämpfen und 
nicht, immer mehr Menschen weit unter die Armutsschwel- 
le abrutschen zu lassen. Von höheren Regelsätzen profitie- 
ren würden auch sehr viele Menschen mit niedrigen Ein- 
kommen, die ihr Erwerbseinkommen mit Hartz IV aufsto- 
cken müssen. Sowohl Menschen mit als auch Menschen 
ohne Erwerbsarbeit haben ein gemeinsames Interesse an ar- 
mutsfesten Sozialleistungen. Wir lassen uns nicht weiter ge- 
geneinander ausspielen! 


Für Regelsätze, die zum Leben reichen 
Bei der Berechnung der Regelsätze orientiert sich die Re- 
gierung an den ärmsten 15% der Bevölkerung, die nach Ab- 
zug der Miete rund 600 Euro für den täglichen Bedarf und 
die soziokulturelle Teilhabe zur Verfügung haben. Von die- 
sen sehr bescheidenen 600 Euro werden von der Regierung 
160 Euro als vorgeblich „nicht regelsatzrelevant“ politisch 
motiviert abgezogen. Wer z.B. die statistisch nachgewiese- 
nen durchschnittlichen Ausgaben für Zimmerpflanzen, 
Weihnachtsbaum, Malstifte und ein Eis im Sommer streicht, 
kürzt damit allen Betroffenen die Leistungen. Das geschieht 
unabhängig davon, ob sie tatsächlich ihr Geld für Pflanzen, 
Blumen oder den Weihnachtsbaum ausgeben. Gleiches gilt 
auch für viele andere Ausgaben, die von den unteren Ein- 
kommensgruppen zwar getätigt werden, die aber aus dem 
Regelsatz gestrichen werden. 
Von fast 12 Billionen Euro Gesamtvermögen in der BRD 
besitzt das obere Prozent fast ein Drittel, die 100 Reichsten 
verfügen über mehr als 500 Milliarden Euro — und den Kin- 
dern in Hartz-IV-Haushalten gönnt die Bundesregierung 
noch nicht einmal Malstifte. 


Wir fordern die Rücknahme aller politisch motivierten 
Streichungen beim Existenzminimum! 

Wir fordern eine sofortige Erhöhung des Regelsatzes auf 
mindestens 600 Euro! 


Das Bündnis AufRecht bestehen wird getragen von: 
Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg (ALSO), „ARBEITSLOS - 
NICHT WEHRLOS“ Wolfsburg (ANW), „AufRecht bestehen“ 
Rhein-Main, Bundesarbeitsgemeinschaft Prekäre Lebenslagen 
(BAG-PLESA), Bundes-Erwerbslosen-Ausschuss Gewerk- 
schaft ver.di, Duisburger Initiative „AufRecht bestehen!“, Ge- 
werkschaftliche Arbeitslosengruppe im DGB-KV Bonn/Rhein- 
Sieg, Gruppe Gnadenlos Gerecht Hannover, Frankfurter Ar- 
beitslosenzentrum e.V. (FALZ), Koordinierungsstelle gewerk- 
schaftlicher Arbeitslosengruppen (KOS), Tacheles e.V. Wup- 
pertal, Widerspruch e.V. Bielefeld und anderen örtlichen Bünd- 
nissen und Initiativen. 


https://www.erwerbslos.de/aktivitaeten 
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Attac Deutschland 
Wohnen und die Corona-Pandemie - Forderungen 


Zur Bewältigung der Folgen der Corona-Pandemie im Be- 
reich des Wohnungswesens fordert Attac die Bundesregie- 
rung und die Landesregierungen auf, die folgenden Sofort- 
maßnahmen zu ergreifen. 

1. Dezentrale Unterbringung von Obdach- und Wohnungs- 
losen sowie Geflüchteten mit Anspruch auf Einzelzimmer! 
Die Unterbringung kann in Hotels oder Pensionen oder in 
leerstehenden Wohnungen erfolgen, die ggfs. zu beschlag- 
nahmen sind. 

2. Aussetzung aller Kündigungen, Zwangsräumungen und 
Mieterhöhungen! 

3. Statt Stundung grundsätzlicher Erlass von Mietschulden 
durch Vermieter*innen! Sollten Vermieter*innen dadurch in 
Zahlungsschwierigkeiten geraten, können ausstehende 
Mietzahlungen bis zu zuvor festzulegenden Mietobergren- 
zen auf Antrag durch die öffentliche Hand erstattet werden. 
Hiervon auszunehmen sind Unternehmen, die Gewinne an 
private Anteilseigner*innen ausschütten. 

4. Leistungen der Grundversorgung — Energie, Wasser und 
Telekommunikation — müssen sichergestellt sein. Schulden, 
die Mieter*innen aus ausstehenden Gebührenzahlungen für 
diese Leistungen in der aktuellen Krise entstehen, müssen 
ebenfalls erlassen werden. Versorger, die dadurch in wirt- 
schaftliche Schwierigkeiten geraten, können auf Antrag eine 
öffentliche Entschädigung erhalten. 


Maßnahmen der Bundesregierung unzureichend 
Zahlreiche Menschen erleiden in der aktuellen Krise emp- 
findliche Einkommenseinbußen. Viele geraten dadurch in 
Schwierigkeiten, die Kosten für ihre Wohnung zu tragen. 
Anderen war schon vor der Corona-Pandemie das Recht auf 
Wohnen verwehrt. Doch die Sofortmaßnahmen im Covid- 
19-Gesetz der Bundesregierung sind für all diese Menschen 
unzureichend. 

Das Bundesgesetz zur Abmilderung der Folgen der Covid- 
19-Pandemie sieht in Artikel 5 (32) ein Moratorium für 
Kündigungen von Mietverhältnissen vor. Unter bestimmten 
Bedingungen dürfen Vermieter*innen bis zum 30. Septem- 
ber 2022 keine Kündigung für Mietschulden aussprechen, 
die zwischen dem 1. April und dem 30. Juni 2020 anfallen. 
Doch die in dieser Zeit anfallenden Mietschulden werden 
nur gestundet, sie häufen sich weiter an. Zudem muss nach- 
gewiesen werden, dass die Mietschulden aus den Folgen der 
Pandemie resultieren, was für viele Betroffen kaum möglich 
sein wird. 

Ein weiteres Defizit: Kündigungen wegen Mietschulden, 
die vor dem 1. April aufgelaufen sind, oder wegen anderer 
Gründe wie z.B. Eigenbedarf sind immer noch erlaubt. Dies 
ist umso schlimmer, weil es keine bundesweite Aussetzung 
von Zwangsräumungen gibt. Deren Regelung ist Ländersa- 
che. Das heißt: Trotz des Ansteckungsrisikos mit dem Coro- 
navirus sind Zwangsräumungen noch immer möglich. 
Daneben schreibt das Bundesgesetz in Artikel 5 (81) bis 30. 
Juni 2020 ein Moratorium für Sperrungen von vertraglichen 
Leistungen der Grundversorgung wie Energie, Wasser und 
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Telekommunikation vor. Doch auch in diesem Fall sammeln 
sich die Schulden weiter an und müssen zu einem späteren 
Zeitpunkt beglichen werden. Für viele Menschen, die nun in 
Zahlungsschwierigkeit geraten, wird auch dies untragbar 
sein. 

Eine komplette Leerstelle im Bundesgesetz zu den Covid- 
19-Folgen ist die unhaltbare Situation von Obdachlosen, 
Wohnungslosen und Geflüchteten. Deren Unterbringung 
bleibt in der Zuständigkeit der Bundesländer. Die aber ha- 
ben bisher keine gemeinsamen Regelungen zur erforderli- 
chen dezentralen Unterbringung von Wohnungslosen und 
Geflüchteten getroffen, um sie vor dem Coronavirus zu 
schützen. 


Jetzt erst recht: Transformation 


des Wohnungssektors erforderlich 
Klar ist aber auch: Über die Corona-Pandemie hinaus 
braucht es dauerhafte Lösungen für die Wohnungskrise. Die 
Forderungen von Attac zur Transformation des Wohnungs- 
sektors bleiben unvermindert aktuell. Im Einzelnen fordern 
wir: 

- in allen Bundesländern dauerhafte Mietobergrenzen ein- 
führen, die sich an der Bezahlbarkeit orientieren (sog. Mie- 
tendeckel), 

- öffentliche und genossenschaftliche Wohnungsbestände 
erweitern, 

« profitorientierte Wohnungsunternehmen enteignen und 
vergesellschaften, 

« eine Neue Wohnungsgemeinnützigkeit einführen, 

« öffentliche Wohnungsgesellschaften durch Mieter*in- 
nen und Stadtgesellschaft demokratisch kontrollieren, 

« Privatisierung von Grundstücken stoppen, öffentliche 
Bodenbevorratung und gesellschaftliche Mitbestimmung in 
der Bodenpolitik umsetzen. 
https://www.attac.de/kampagnen/gemeingut-wohnen/ 


wohnen-und-corona/ 


Hs 


https://www.housing-action-dav.net/ 











- Wohnungsmangel und Mietpreisexplosion 
— Ursachen und Alternativen 
https://www.isw-muenchen.de/produkt/report-116-117/ 
- https: //www.jungewelt.de/artikel/389425.mietenpolitik- 
miete-frisst-einkommen.html 
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Klaus Pickshaus 
Umkämpfter Gesundheitsschutz 
- gewerkschaftliche Herausforderungen in der Pandemie 





27. August 2020 


Eine detaillierte „Handlungshilfe zur Corona-Prävention 
im Betrieb“ der IG Metall stellt Instrumente und Maßnah- 


men für die betriebliche Prävention und einen umfassenden 
Gesundheitsschutz dar und formuliert dazu konkrete Hand- 
lungsempfehlungen zum effektiven Infektionsschutz im 
Betrieb. 


Zwar gehören Schutzmaßnahmen wie Abstands- und Hygi- 
eneregeln mittlerweile zum Arbeitsalltag in den Unterneh- 
men, vielfach wurden auch eine ganze Reihe von Maßnah- 
men umgesetzt — häufig genug geschieht das allerdings ge- 
gen den teils erbitterten Widerstand der Arbeitgeber, die 
sich bei der Wahl der Maßnahmen nur allzu oft gegen das 
geltende TOP-Prinzip stellen. Das Prinzip besagt, dass es 
eine Rangfolge der Schutzmaßnahmen im Betrieb geben 
soll. Technische Maßnahmen stehen dabei an erster Stelle 
und vor organisatorischen Maßnahmen. Erst wenn durch 
diese kein umfassender Infektionsschutz zu erreichen ist, 
sollen personenbezogenen Maßnahmen in Betracht gezo- 
gen werden — also zum Beispiel das Tragen von Schutz- 
masken. Überall, in allen Betrieben gilt dazu: Sämtliche er- 
griffenen Maßnahmen müssen kontinuierlich überprüft und 
gegebenenfalls angepasst werden. 


Grundlage dafür sind die verbindlichen Anforderungen der 
gerade vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales er- 
lassenen SARS-Cov-2-Arbeitsschutzregel. Die Regel kon- 
kretisiert die Anforderungen an den Arbeitsschutz in Zeiten 
der Corona-Pandemie und erhöht den Grad der Verbind- 
lichkeit der notwendigen Schutzmaßnahmen, die von den 
Arbeitgebern zu ergreifen sind. 


„Für die neue SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel hat sich vor 
allem die IG Metall stark gemacht“, sagt Hans-Jürgen Ur- 
ban, geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG Metall. 


https://www.igmetall.de/im-betrieb/gesundheit-und- 
arbeitsschutz/corona-praevention-beschaeftigte-im-betrieb- 








schuetzen 





Juli 2020 

In der Pandemie erhält der Gesundheitsschutz am Arbeits- 
platz plötzlich breite Aufmerksamkeit. Die Angst vor einer 
Stilllegung des Betriebs sorgte zunächst für große Koopera- 
tionsbereitschaft vieler Arbeitgeber. Für die nächste Phase 
droht jedoch eine Konfliktverschärfung. Keine leichte Auf- 
gabe für die Gewerkschaften. 


(...) 


Angesichts des Infektionsrisikos sind unmittelbare Maßnah- 
men entscheidend. Und hier gilt das TOP-Prinzip mit seiner 
Rangfolge: Technische Maßnahmen stehen unbedingt vor 

organisatorischen, gefolgt von personenbezogenen. Konkret 
bedeutet das: Technische Maßnahmen wie zum Beispiel die 
Installation von Trennwänden, um den geforderten Mindest- 
abstand von 1,5 Meter zu gewährleisten, können ebenso wie 
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größere Raumflächen zum erforderlichen Schutz beitragen. 
Zu organisatorischen Maßnahmen gehören eine Verände- 
rung der Arbeitsabläufe, um das Einhalten von Sicherheits- 
abständen zu sichern, oder die Berücksichtigung zusätzli- 
cher Zeitfenster, um regelmäßiges Händewaschen zu er- 
möglichen. Personenbezogene Schutzmaßnahmen sind eine 
Ergänzung, so zum Beispiel das Tragen von Schutzmasken. 
Hier ergeben sich Auseinandersetzungen, da aus Unterneh- 
mersicht die Verteilung von Schutzmasken kostengünstiger 
ist als aufwendige technische Maßnahmen oder aber die 
Veränderung der Arbeitsorganisation, um die Beschäftigten 
zu schützen. Solche arbeitswissenschaftlich abgesicherten 
Standards werden von den Arbeitgeberverbänden auch in 
der Corona-Krise attackiert. Es kündigen sich hier schon für 
die kommenden Monate harte Konflikte an. 


Ein schwerwiegendes Defizit, das sich in der Krise noch 
einmal verschärft hat, sind die fehlende Kontrolle und man- 
gelhafte Unterstützung durch die Arbeitsschutzverwaltung. 
Die föderal strukturierten Arbeitsschutzkapazitäten sind 
schon seit Langem heruntergefahren worden und widerspre- 
chen allen ILO-Vorgaben (1). Eine effektive Kontrolle fin- 
det nicht mehr statt. Hinzu kommt, dass auf dem Höhepunkt 
der Corona-Krise für die Beschäftigten sowohl der staatli- 
chen wie der berufsgenossenschaftlichen Aufsichtsdienste 
Homeoffice angesagt war und eine betriebliche Aufsicht 
vollständig ausfiel. Diese Situation grenzt an Staatsversa- 
gen, da die Vorgaben des Arbeitsschutzgesetzes seit Langem 
nicht mehr kontrolliert werden. Schon vor der Corona-Krise 
hat eine internationale Vergleichsuntersuchung konstatiert, 
dass Deutschland bei der Durchführung von Gefährdungs- 
beurteilungen von 33 europäischen Staaten auf Platz zehn 
liegt (2). Wenn Corona einen erhöhten Gesundheitsschutz 
verlangt, dann besteht noch ein enormer Verbesserungsbe- 
darf — auf allen Ebenen. 


Es drohen neue Angriffe 


Dies gilt erst recht mit Blick auf die nahe Zukunft. Wenn 
für die erste Phase der Pandemie bei den Unternehmern aus 
Angst vor dem Infektionsrisiko und einer möglichen Stillle- 
gung des Betriebs weitgehende Kooperationsbereitschaft im 
Gesundheitsschutz erkennbar war, so droht für die nächste 
Phase eher eine Konfliktverschärfung. (...) Der schon in den 
Frühsommermonaten beginnende Druck auf arbeitspoliti- 
sche Standards wird zur großen Herausforderung. 


Noch bevor die akute Phase der Corona-Krise bewältigt 
war, legte Gesamtmetall — der Dachverband der Arbeitgeber 
der Metall- und Elektroindustrie - im Mai 2020 eine 
Wunschliste für das Wiederhochfahren der Wirtschaft und 
die Zeit danach vor [3]. Gefordert wird zunächst ein ‚, Be- 
lastungsmoratorium“. Doch dahinter verbirgt sich eine 
Kampfansage an den Sozialstaat. Für nahezu alle Bereiche 
der Arbeits- und Sozialverfassung werden tief greifende 
Einschnitte gefordert. Und das in einer wirtschaftlichen 
Jahrhundertkrise, in der nicht weniger, sondern mehr soziale 
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Sicherheit das Gebot der Stunde ist. Gefordert wird ein 
Sozialabbau in historischer Dimension: Ausweitung der 
Möglichkeit von Befristungen, einseitige Flexibilisierung 
der Arbeitszeit, Aufweichung der Mindestlohnregelungen, 
Rücknahme der Rente ab 63 und der Mütterrente I und II, 
Verzicht auf die umkämpfte Grundrente, Abschaffung der 
paritätischen Finanzierung der Krankenversicherung. Die 
Liste ist lang und kaum ein Bereich der Sozialpolitik bleibt 
verschont. Hans-Jürgen Urban , geschäftsführendes Vor- 
standsmitglied der IG Metall, bezeichnet dies als ein „ag- 
gressives Kahlschlagkonzept“: “Gesamtmetall geht mit ei- 
ner sozialen Kälte und sozialpolitischen Aggressivität vor, 
die ihresgleichen sucht..” (4) 


Kontraproduktiv und im direkten Widerspruch zur geplan- 
ten SARS-CoV-2-Arbeitsschutz-Regel sind auch die Vor- 
schläge zum Gesundheitsschutz. Die gesetzlich fixierte 
Rangfolge (TOP-Prinzip) von technischen, organisatori- 
schen und persönlichen Schutzmaßnahmen in den Betrieben 
wird infrage gestellt.[5] Stattdessen fordert Gesamtmetall 
„große Spielräume bei der Umsetzung von Infektions- 
schutzmaßnahmen“. Statt sich angesichts der Infektionsge- 
fahren für die Belegschaften für einen erweiterten Gesund- 
heitsschutz zu engagieren, sollen bewährte Standards wie 
zum Beispiel das erläuterte TOP-Prinzip außer Kraft gesetzt 
werden. Wörtlich heißt es: „Eine übertriebene Gründlich- 
keit oder Perfektionismus dürfen nicht im Vordergrund ste- 
hen, schließlich sind Industriebetriebe weder Labore noch 
Krankenhäuser. “ (3) 


Ein weiteres Konfliktfeld zeichnet sich auf dem Gebiet der 
Arbeitszeit ab. Die Unternehmerverbände plädieren ebenso 
wie Gesamtmetall für eine noch stärkere Flexibilisierung. 
Eine der ersten Maßnahmen der Bundesregierung war der 
Erlass einer befristeten Covid-19-Arbeitszeitverordnung, 
die es erlaubt, für Beschäftigte in der kritischen Infrastruk- 
tur den Arbeitstag auf bis zu zwölf Stunden zu verlängern 
und wöchentliche Arbeitszeiten bis zu 72 Stunden zu er- 
möglichen. Gerade bei Pflegekräften droht das den ohnehin 
schon hohen Belastungsgrad bis zur Gesundheitsgefährdung 
zu verstärken. Die Befürchtung, dass damit „ein landeswei- 
tes Versuchslabor für die 60-Stunden-Woche einerseits und 
die Arbeit im Homeoffice andererseits“ entstanden ist, liegt 
nahe [6]. Viele Beschäftigte im Homeoffice berichten, dass 
die Begrenzung der Arbeitszeit vielfach nicht eingehalten 
wird und zusätzlich Belastungen durch Kinderbetreuung 
und Sorgearbeit zu bewältigen waren. Eine „sofortige Rü- 
cknahme der 12-Stunden-Tage und eine Verkürzung der Ar- 
beitszeit auf sechs Stunden für Pflegekräfte, insbesondere 
für diejenigen, die Covid-19-Patienten betreuen,“ wäre aus 
Gründen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes zwingend 
notwendig [6]). Mittlerweile ist diese Verordnung ausgelau- 
fen. 


Womit Gewerkschaften rechnen müssen... 


Mit Blick auf die weitere Entwicklung sind nüchterne Pro- 
gnosen auf zu erwartende Konflikte erforderlich. Aus Sicht 
von Hans-Jürgen Urban werden die Konflikte um die Ent- 
wicklung von Ökonomie, Gesellschaft und Politik die 
Nach-Krisen-Phase prägen. Sie werden intensiv ausfallen 
und alle Reformkräfte werden sich aufrappeln müssen. Vor 
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einer „romantischen Sehnsucht nach den alten Zuständen‘ 
warnt er. Außerdem gelte: “Vorbeugende Sozialpolitik 
braucht bedarfsgerechte Leistungen, Ressourcenreserven 
und universelle Schutzsysteme. Die Institutionen der Da- 
seinsvorsorge müssen dauerhaft vor der Sparwut geschützt 
und als Felder mit gesellschaftlichem Zusatznutzen aner- 
kannt werden.” [7] 


Im Mittelpunkt gewerkschaftlicher Kämpfe werden ange- 
sichts einer kommenden, wohl dramatischen Insolvenzwelle 
Arbeitsplatzerhalt und soziale Absicherungen für Ar- 
beitslose stehen. Die Abwälzung der Conora-Krisen-Kosten 
wird die Verteilungskämpfe enorm zuspitzen. Zugleich blei- 
ben ungelöste Probleme einer sozialökologischen Trans- 
formation sehr aktuell, die ebenfalls Unsicherheit und 
Angst um die Arbeitsplätze verstärken. Nicht zuletzt lassen 
gegenwärtige Entwicklungen und die Ansagen der Unter- 
nehmer erwarten, dass ein erheblicher Druck auf arbeitspo- 
litische Standards mit neuer Gefährdung der Gesundheit zu 
befürchten ist. All dies wird mit dem Druck verknüpft sein, 
bewährte Regelungen aufzuheben. Ohne eine gewerkschaft- 
liche Gegenwehr und politische Mobilisierung über die Ge- 
werkschaften hinaus bleiben die Perspektiven düster. 


... und wie eine Antwort gesucht wird 


Erste Ansätze gewerkschaftlicher Gegenwehr sind aller- 
dings erkennbar: In mehreren Bezirken der IG Metall laufen 
seit Mai 2020 konzeptionelle Vorbereitungen für eine breite 
gesellschaftspolitische Kampagne zur Bewältigung der Kri- 
se. (...) 

Der baden-württembergische Bezirk formulierte schon An- 
fang Mai unter dem Motto „Solidarität gewinnt!“ unter an- 
derem: „Ohne Gesundheit ist alles nichts! Wirksamer Infek- 
tionsschutz durch gute Arbeitsorganisation und strukturelle 
Maßnahmen. Infektionsschutz muss wirksam sein und darf 
nicht zu einer Verdichtung von Arbeit führen.“ [8] Darüber 
hinaus fordert er: „Sicherung der Beschäftigung hat oberste 
Priorität! Wir werden mit aller Kraft gegen Personalabbau, 
insbesondere Kündigungen, kämpfen.“ (Ebd.) Zweifellos 
sind dabei Zielkonflikte sichtbar, die in dieser Kampagne zu 
bewältigen sind. Grundvoraussetzung dafür ist eine Trans- 
parenz der Interessenwidersprüche und eine systematische 
Einbeziehung der Beschäftigten in die Aushandlungsprozes- 
se. 


Der Vorstand der IG Metall hat im Juli 2020 eine bundes- 
weite Dachkampagne unter dem Motto #FairWandel anvi- 
siert, mit der mehreren Anliegen Rechnung getragen werden 
soll: Mit dem Motto #FairWandel wird an die Kampagne 
des letzten Jahres angeknüpft, in der Anliegen und gewerk- 
schaftliche Forderungen zur sozialökologischen Transfor- 
mation öffentlichkeitswirksam transportiert wurden. Dies 
bleibt auch angesichts der Corona-Krise ein zentrales Anlie- 
gen [9]. Ferner soll eine Öffentlichkeitswirksame Kampagne 
gestartet werden, um auch diese gewerkschaftliche 
Machtressource einer Medienwirksamkeit zu nutzen. 


Schließlich geht es um die Beteiligung der Mitglieder in 
den Betrieben, unter anderem über Befragungen zu ihren 
Erfahrungen mit den Krisenlasten, und nicht zuletzt darum, 
die Mobilisierungschancen anhand voraussehbarer betriebli- 
cher und regionaler Konflikte wirksam zu unterstützen. 
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Schon jetzt häufen sich Insolvenzen und Ankündigungen 
von Massenentlassungen. Dabei werden Krisenregionen, 
die in der Regel von der Automobil- und Zulieferindustrie 
geprägt sind, sichtbar. In solchen Regionen können „Trans- 
formationsbeiräte“ unter Mitwirkung auch von gesell- 
schaftlichen Bündniskräften nach Auffassung der IG Me- 
tall den sozialökologischen Umbau fördern. 


Ohne breite Reformallianzen über die Gewerkschaften 
hinaus wird die gewerkschaftliche Kraft für all dies nicht 
ausreichen. 

Die Bündnisse der IG Metall mit Umweltverbänden, die 
im Rahmen der Aktionen #FairWandel im Jahr 2019 zustan- 
de kamen, sind durch Diskussionen über die Abwrack- bzw. 
Umweltprämie 2020 sehr belastet worden. 

Hans-Jürgen Urban erinnert daran, dass die Gewerkschaf- 
ten vor der unumkehrbaren Notwendigkeit stehen, soziale 
Interessenpolitik in das Projekt einer ökologischen Trans- 
formation zu integrieren. Er schlägt deshalb vor: „Gefragt 
ist also eine reflektierte Bündnis-Toleranz. Natürlich darf 
diese Toleranz das gemeinsame Ziel der sozial-Ökologi- 
schen Transformation und des Übergangs zu einem neuen 
Wachstums- und Entwicklungsmodell nicht konterkarie- 
ren.“ [10] 

Die Bewältigung der Folgen der Corona-Krise und 
gleichzeitig die Herausforderung einer sozialökologi- 
schen Transformation stellen die Gewerkschaften vor 
enorme Aufgaben. 


Corona: fur einige eine 


Stopp ISDS! 
Juni 2020: 630 zivilgesellschaftliche Gruppen 
schlagen Alarm wegen drohender 
Investorenklagen gegen Corona-Maßnahmen 


Text, Unterschriften: Powershift 

Erklärvideo (2 Min.) auf Englisch hier (Attac FR) 
Podcast: In der Corona-Krise haben viele Staaten stark in 
die Wirtschaft eingegriffen, um die Bürger*innen vor Infek- 
tionen zu schützen. Anwaltskanzleien raten Investoren nun, 
die Staaten wegen dieser Maßnahmen vor internationalen 
Schiedsgerichten auf Schadensersatz zu verklagen. 

Über die Grundlagen dieser Klagen und was den Staaten 
drohen könnte, darüber sprechen wir im neuen „Kompass 
Weltwirtschaft“ mit unserer Handels- und Investitionsexper- 
tin Bettina Müller. 


Aktionär*innen von Großunternehmen 


profitieren von der Corona-Pandemie 
Das zeigt der aktuelle Bericht "Power, Profits and the 
Pandemic" der Nothilfe- und Entwicklungsorganisation 
Oxfam am Beispiel ausgewählter Unternehmen. So schüt- 
ten die profitabelsten Konzerne in Europa, der USA und an- 
deren Teilen der Welt trotz der Krise und staatlicher Unter- 
stützung weiterhin Geld an Aktionär*innen aus, statt in 
menschenwürdige Arbeitsplätze und den klimakompatiblen 
Umbau ihrer Geschäftstätigkeit zu investieren. Epo-Seite 





Gigantische Gewinnne für Konzerne in der Corona-Krise 
- Tagesschau-Analyse 
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gunstige Gelegenheit 


Medienmäzen Google 
— Wie der Datenkonzern den Journalismus umgarnt 
— Studie der Otto-Brenner-Stiftung, Okt. 2020 





Amazon 
- https://handel.verdi.de/unternehmen/a-c/amazon/ 


„Die Beschäftigten legen seit Beginn der Corona-Pande- 
mie Höchstleistungen an den Tag, oft ohne hinreichenden 
Schutz“ „Während Amazon-Chef Jeff Bezos Milliarden 
verdient, hat der Konzern die Zulage von zwei Euro pro 
Stunde, die den Beschäftigten im März gewährt wurde, 
Ende Mai wieder abgeschafft“. 

- Inside Amazon: Amazon-Standort in Frankenthal 
- Kampf gegen Fremdbestimmung - Jungewelt, 30.10.2020 
- Kampagne in Frankreich gegen Amazon: 
https://france.attac.org/se-mobiliser/stop-amazon-et-son-monde/ 











#Freitag13 Nr.10 gegen Starbucks 
Wir haben den Kaffee auf: Starbucks, stop Union Busting! 


= Starbucks: 


Fette Gewinne, 
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ve Betriebsräte, 
stete Stellen 
hr Lohn! 
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https://arbeitsunrecht.de/freitag13_ starbucks/ 
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Erst beklatscht, nun provoziert und verhöhnt?! 


Auszüge aus der Rede einer aktiven Gesundheits- und Krankenpflegerin auf der Kundgebung 


am 1. Oktober 2020 in Hamburg (http://www.pflegenotstand-hamburg.de/ ) 


(...) Seit Einführung des Fallpauschalensystems und der da- 
mit verbundenen Privatisierung unseres Gesundheitswesens 
wurden massiv Pflegestellen abgebaut. Der Grund ist, dass 
Personalkosten immer der Gewinnmaximierung privater 
Klinikbetreiber im Wege stehen. 

(...) Unsere Patientinnen und Patienten sind nicht durch den 
einen Tag, an dem wir streiken gefährdet, sie sind es in die- 
sem auf Rendite getrimmten Gesundheitssystem jeden Tag! 
Ich möchte gerne ein paar unzensierte Details aus meinem 
Arbeitsalltag beschreiben, damit Sie verstehen, was uns so 
wütend macht: 

„Systemrelevant wurden wir plötzlich genannt... Davon ha- 
ben wir jahrelang nichts gemerkt, relevant war immer nur 
möglichst viele Patienten aufzunehmen - egal ob ausrei- 
chend qualifiziertes Personal da war oder nicht. „Das 
schafft ihr schon“ bekamen wir immer zu hören. Die Frage 
ist doch: Was schafft eine Pflegekraft, die im Tagesdienst 
häufig für 15 bis 20, nachts sogar für über 30 Patienten Sor- 
ge tragen soll?! Mehr als eine Patientenversorgung, die der 
Arbeit am Fließband in einer Fabrik gleicht, ist da nicht 
möglich. (...) Viele Kollegen halten diesen Druck, diese in- 
nerlichen Gewissensfragen, den Stress im Alltag und den 
täglichen Spagat zwischen Zeitnot und ihrem eigenen An- 
spruch, den Bedürfnissen der Patienten gerecht zu werden, 
nicht mehr aus. Sie enden im Burnout oder wechseln vorher 
den Beruf, der sie kaputt macht, den sie einst aus Überzeu- 
gung gewählt haben, der vielleicht sogar einmal ihr Traum- 
beruf war. Das alles war schon unsere Alltagsmisere vor 
Corona! 

Aber zu Beginn der Pandemie wurden vor lauter Angst, das 
wohl bekannt knäppliche Personal könnte für einen hohen 
Ansturm von Patienten nicht ausreichen, einfach die Ar- 
beitszeitgesetze ausgehebelt. Das heißt, die Arbeitgeber dür- 
fen uns seither anweisen 12-Stunden-Schichten zu leisten - 
ganz legal! Diese Gesetzesänderung hat bis heute Bestand. 
Wie unverhältnismäßig das ist, zeigt, dass bereits während 
der sogenannten ersten Welle, als die Medien über die knap- 
pen Kapazitäten in den Krankenhäusern berichteten, Kolle- 
gen unfreiwillig Urlaub und Überstunden abbauen mussten 
oder sogar in Minusstunden geschickt wurden - denn es ste- 
hen bis jetzt viele Betten leer, die vorsorglich für Covid-Pa- 
tienten freigehalten werden, wodurch sich die Kliniken eine 
Bonuszahlung vom Bund sichern. 


Aber die Frage ist doch, worum geht es hier in dieser 
Krise wirklich? Um Infektionsschutz und Patientensi- 
cherheit?? Dann muss man sich fragen, wie dies mit der 
Tatsache zu vereinen ist, dass wir als Klinikpersonal - wenn 
wir Kontaktpersonen von Covid19-positiv-Getesteten sind - 
nur in eine Art „Scheinquarantäne“ geschickt werden. Das 
heißt, wir dürfen nicht einkaufen gehen, nicht die öffentli- 
chen Verkehrsmittel nutzen, unsere Familien werden auch 
gleich mitisoliert, aber im Krankenhaus arbeiten sollen wir 
weiterhin — zwar mit sogenannten FFP-Masken, aber auch 
mit hochgefährdeten Patienten! 
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Einige meiner Kollegen, die wie ich wochenlang auf unse- 
rer Covid-Station nur mit positiven Patienten gearbeitet ha- 
ben, mussten sogar zwischendurch, als wir nur wenige Pati- 
enten bei uns auf Station hatten, in anderen Fachbereichen 
auf anderen Stationen für einzelne Dienste aushelfen, also 
Hin- und Herspringen zwischen hochinfektiösen und hoch- 
gefährdeten Patienten! Ich finde das unverantwortlich! 

sa) 

Die wenigen dementen Patienten, die noch mobil auf den 
Beinen waren, liefen häufig aus ihren Zimmern heraus über 
die ganze Station und gefährdeten damit alle, da sie ja in- 
fektiös waren, aber dies nicht verstanden und entsprechend 
vehement dagegen ankämpften wieder zurück in ihr Zim- 
mer zu gehen. Wir fühlten uns oft so hilflos - einerseits 
konnten wir diese armen Menschen nicht einsperren, ande- 
rerseits ging von ihnen eine hohe Infektionsgefahr aus. 

In unserer Not stellten wir leere Betten von außen vor die 
Zimmertüren und verabreichten vermehrt ruhigstellende 
Medikamente. In dieser Phase hätten wir dringend mehr 
Personal in jeder Schicht benötigt. (...) 

Die Dienste in dieser Zeit waren körperlich und psychisch 
eine große Herausforderung für uns alle. Viele der besagten 
schwerkranken Patienten starben - nicht so, wie man sich 
ein würdiges Ableben vorstellt. Sie starben einsam und al- 
leine, da Angehörige sich auf Grund des Besuchsverbots 
ausnahmslos nicht verabschieden durften. Wir hatten auch 
keine Zeit eine adäquate Sterbebegleitung zu leisten. So war 
das Letzte, was diese armen sterbenden Menschen sahen, 
gehetzte Pflegekräfte, deren Gesichter unter der ganzen 
Schutzkleidung nicht mal erkennbar waren. Die Patienten 
so - in meinen Augen unwürdig - und verängstigt sterben zu 
sehen und gleichzeitig ihre Angehörigen am Telefon zu ver- 
trösten, die sich besorgt nach dem Zustand ihrer Liebsten 
erkundigten, empfand ich als sehr belastend! 

Auch das stundenlange Arbeiten in dieser vollen Montur 
sorgte immer wieder für erschwerte Bedingungen. Das Tra- 
gen von FFP-Masken über längeren Zeitraum verursachte 
bei vielen Kollegen Druckstellen und Augenentzündungen 
bis hin zu erschwerter Atmung. Das ständige Schwitzen un- 
ter Plastikkitteln und das ständige Händedesinfizieren löste 
bei vielen Hautprobleme aus. 

(...) Hinzu kam noch zu jedem Dienstbeginn die Sorge, ob 
denn noch genügend Schutzausrüstung für die Schicht zur 
Verfügung steht, denn es werden bis heute immer nur kleine 
Tagesrationen für die Stationen ausgegeben, die dann auch 
reichen müssen. (...) So sah monatelang unser Arbeitsalltag 
aus. Aber nun bekamen wir wenigstens Applaus aus dem 
Bundestag. Danke, Herr Spahn! 

(...) Abschließend bleibt zu sagen, dass der ganze Marktge- 
danke, den das Fallpauschalensystem hervorruft, im Ge- 
sundheitswesen fehl am Platz ist. Kein Patient hat sich seine 
Erkrankung ausgesucht und unsere Gesundheit ist auch kei- 
ne Ware! Krankenhäuser gehören in öffentliche Hand 
und müssen sich am Gemeinwohl und an den Bedürfnis- 
sen der Bevölkerung orientieren, nicht am Profitstreben 
von Wirtschaftsunternehmen! 
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Gesundheit ist keine Ware! 
Aktionen weltweit 


Verdi: Weltweite Konflikte 
Ob in Frankreich oder den USA, in Israel oder Simbabwe — 
international streiten Gesundheitsbeschäftigte während der 
Pandemie für Gesundheitsschutz, Aufwertung und mehr 
Personal. 
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USA: Am 5. August 2020 mobilisierte die Organisation 
»National Nurses United« (NNU) zu mehr als 200 Aktionen 
innerhalb und außerhalb der Betriebe.»Die neuen Corona- 
Wellen, unkontrollierten Infektionen und Todesfälle, das 
Versagen der Arbeitgeber, die Gesundheit der Pflegekräfte 
und anderer Beschäftigter zu schützen, die empörend hohen 
Raten von Erwerbslosigkeit und Hunger, das totalitäre 
Durchgreifen gegen Demonstrant*innen — jede Krise, die 
wir aktuell erleben, kann auf die Ursache zurückgeführt 
werden, dass menschliches Leben weniger wertgeschätzt 
wird als der Profit.« Mehr: verdi 





EPSU/Amnesty International report ” 
EXPOSED, SILENCED, ATTACKED: 
FAILURES TO PROTECT HEALTH AND ESSENTI- 
AL WORKERS DURING THE COVID-19 PANDE- 
MIC” Amnesty International report At least 7,000 health workers 
have died around the world after contracting COVID-19. 
For others, the immense pressure of lacking protective 
equipment and a lack of preparation and protocols have 
led to exhaustion, anxiety and depression. In addition, in 
several countries, instead of being supported, health and 
essential workers are facing reprisals from the state and 
from their employers for speaking out about their working 
conditions or for criticising the authorities’ response. 











EPSU: Berichte aus mehreren Ländern Europas, 
und https://www.epsu.org/article/actions-health-and-care-continue 


Informationen des EGÖD zum europäischen Aktionstag 


Großbritannien: https://www.medact.org/ 
Action Call: Housing & public health — the eviction 


crisis in the time of COVID-19 - Video und mehr 





Frankreich: Aktions- und Streiktag des 
Pflegepersonals am 15.Oktober 2020- Infos der 
Gewerkschaft ‚Solidaires- Erklärung vom Hamburger 
Bündnis für mehr Personal im Krankenhaus, 


Chant des soignants (Lied der Pflegekräfte) 

Ab dem 1.Januar 2021 soll das Aufsuchen der Notaufnahme 
eines Krankenhauses 18 Euro kosten - Erklärvideo (auf FR) 
und ein Video von Pr. Laurent Thines: Hin zur Privatisierung 
der Notaufnahmen ?! 





Deutschland 
Pflegen mit Corona? Gesundheit hat Vorrang 


Laut Robert Koch Institut (RKT) sollen Pflegefachpersonen, 
die positiv auf SARS-CoV-2 getestet wurden, bei 
Personalknappheit trotz Infektion arbeiten dürfen. 

Der Deutsche Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK) 
fordert, dass die Gesundheit der Mitarbeitenden nicht 
zusätzlich gefährdet werden darf.(29.10.2020) 

"Der Pflegemangel ist unser Hauptproblem", betonte 
Kluge. Das sei schon vor Corona so gewesen. bibliomed 
Netzfrau Doro Schreier : Das „chronisch kranke“ 
Gesundheitssystem — Sklaverei im Pflegebereich 
Verdi - Pressemitteilung Berlin, 28.10.2020. 

(...) "Den Beschäftigten im Gesundheits- und Sozialwesen 
wird auch jetzt nichts geschenkt. Doch wenn sie sich kollek- 
tiv für ihre Interessen einsetzen, können sie etwas erreichen. 
Das zeigt der aktuelle Tarifabschluss im öffentlichen 
Dienst." Auch in vielen anderen Ländern gingen Beschäf- 
tigte im Protest auf die Straße. 

Eine Chance am Ausgang der Corona-Krise? Für eine 
grundlegende Veränderung des Gesundheitssystems streiten 

care-revolution 






Belgien: Aktionen und Demonstrationen am 13.9. 2020 
https://lasanteenlutte.org/ , Mehr Fotos 








Über Corona hinausdenken 


„So wichtig eine wirksame Prävention und Therapie von COVID-19 auch sind, rein medizinische und technologische 
Ansätze greifen zu kurz. Denn der Corona-Ausbruch ist zwar eine neue Herausforderung, zugleich aber auch 
Ausdruck einer lang bestehenden politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Krise.(...) Der vorliegende 
Text zeigt verschiedene Dimensionen der Corona-Krise auf und benennt Forderungen, die aus Sicht der DPGG bei 
ihrer Überwindung unbedingt beachtet werden sollten, will man im Sinne einer Achtung der umfassenden 
Menschenrechte sowie der Verwirklichung einer bestmöglichen globalen Gesundheit handeln.“ 


(gesamter Text: Deutsche Plattform für globale Gesundheit) 
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Arndt Dohmen, Manfred Fiedler 


Welchen Stellenwert haben neue Impfstoffe 


zur Bewältigung der Corona-Pandemie? 
Kritische Gedanken zu einer hektischen Debatte 
(Auszüge, der vollständige Text ist hier zu lesen: theorieblog.attac.de ) 


(...) Mit diesem Text wollen wir den „Hype“ um die Ent- 
wicklungsmöglichkeiten eines Impfstoffs gegen den SARS- 
Cov-2-Virus hinterfragen und mit der Wirksamkeit anderer 
politischer Weichenstellungen zum Umgang mit dieser Pan- 
demie und künftigen Pandemien ins Verhältnis setzen. (...) 
Es ist zu befürchten, dass angesichts des politischen und 
auch wirtschaftlichen Drucks wegen der Folgen des Lock- 
downs und der milliardenschweren Entwicklungskosten 
auch bei der Zulassung von (Covid-19-) Impfstoffen be- 
währte Sicherheitsstandards geopfert werden, um deren 
Anwendung zu beschleunigen. 


An welchen Impfstoffen wird derzeit geforscht? 


Nach einer Übersicht im DÄB (07/2020) wird derzeit welt- 
weit an 168 Impfstoffprojekten geforscht. Nur 7 dieser 
Projekte arbeiten mit Totimpfstoffen oder abgeschwächten 
Lebendimpfstoffen, das sind die Verfahren, mit denen alle 
früheren großen internationalen Impfkampagnen durchge- 
führt worden sind. Mit diesen Impftechniken gibt es lange 
medizinische Erfahrung und sie haben sich bei anderen In- 
fektionskrankheiten als wirksam erwiesen. Ihr Nachteil: die 
Produktionsmethoden sind zeitaufwändiger, daher sind in 
wenigen Monaten mehrere Milliarden Impfdosen nicht her- 
stellbar. 

Die Hoffnungen der Forscher konzentrieren sich daher auf 
ganz neue gentechnisch entwickelte Impfstoffe, die nur 
noch die Erbinformation von Teilen des Virus enthalten. 
Diese sog. DNA - oder RNA-Impfstoffe sollen den Körper 
veranlassen, das Virusantigen nach diesem Bauplan selbst 
zu produzieren und dagegen dann Antikörper zu entwickeln. 
Es gibt bisher keine Impfstoffe, die auf diesen beiden gen- 
technischen Verfahren beruhen und bereits in der Medizin 
eingesetzt worden sind. Gerade deswegen sind aber für die 
Zulassung hohe Sicherheitsstandards zu fordern, denn denk- 
bar sind verfahrensspezifische Nebenwirkungen, die erheb- 
liche Gesundheitsgefahren zur Folge haben können. So ist 
bei den DNA-Impfstoffen nicht ausgeschlossen, dass sie 
Tumorbildung aktivieren können, und der RNA-Impfstoff 
muss, um im Körper stabil transportiert werden zu können, 
in Lipidnanopartikel eingehüllt werden. Nanopartikel drin- 
gen leicht in unterschiedliche Zellen ein und können prinzi- 
piell auch die Bluthirnschranke überwinden, die in der Na- 
tur eigentlich die Funktion hat, als Barriere die empfindli- 
chen Gehirnzellen gegen schäd-liche äußere Einflüsse zu 
schützen. (...) 

Bedenklich ist aber, dass in der aktuellen öffentlichen De- 
batte viel über die Chancen bald verfügbarer Impfungen ge- 
sprochen wird, die möglichen Risiken und die Bedeutung 
zeitaufwändiger klinischer Prüfungen vor einer möglichen 
Zulassung treten dagegen sehr in den Hintergrund oder wer- 
den heruntergespielt, als administrative lässlicher Ballast 
dargestellt, der in Zeiten wie diesen eigentlich über Bord 
geworfen werden könnte. 
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Was also ist zu tun 

für eine wirksame Eindämmung der Pandemie? 
Die alleinige Hoffnung auf medizinischen Fortschritt und 
technologische Lösungen durch neue Impfstoffe und Medi- 
kamente wird weder diese, noch künftige Pandemien besie- 
gen. Im Gegenteil: das ungeduldige Warten auf solche ein- 
seitigen Lösungsansätze macht uns anfällig für einen unkri- 
tischen Umgang mit den Risiken neuer und nicht ausrei- 
chend erprobter medizinischer Behandlungsverfahren. 
Wer sich an die damals unbekannten furchtbaren Nebenwir- 
kungen von Contergan erinnert, kann heute nicht der Locke- 
rung von Zulassungsbestimmungen für neue Impfstoffe das 
Wort reden, denn der Kreis der Betroffenen ist bei weltwei- 
ten Impfkampagnen ungleich größer, als bei der Anwen- 
dung eines Medikaments zur Behandlung von Schlafstörun- 
gen und könnte dementsprechend zu bisher gar nicht ab- 
schätzbaren Zahlen an Verstorbenen und, auch dauerhaft, 
Geschädigten führen. Die Folgen für die dauerhafte Akzep- 
tanz von Impfungen als wirksame Vorbeugung gegen Infek- 
tionserkrankungen wären nicht auszudenken. 

«Wir sind daher gut beraten, bei der Überwindung der ak- 
tuellen Corona-Pandemie nicht alles auf eine einzige 
Lösung zu setzen. Wir müssen als Weltgemeinschaft 
auf solche Krisen in Zukunft besser vorbereitet sein. Das 
bedeutet: Die Stärkung öffentlicher Institutionen und 
gesundheitlicher Infrastruktur, die eine rechtzeitige 
und wirksame Reaktion ermöglicht. Dass dies geht zei- 
gen Pandemie erfahrene ostasiatische Länder. 

° Jede Anstrengung für die Forschung an wirksamen 
Impfstoffen gegen diese leicht über-tragbare Erkrankung 
ist gerechtfertigt, und die aktuell immense Öffentliche fi- 
nanzielle Förderung ist eine kluge Entscheidung Sie 
muss aber verbunden sein mit der Befugnis der letztlich 
beauftragenden Regierungen, über eine sozial gerechte 
Verteilung der Impfungen zu bestimmen. 

Da Impfungen nur effektiv sind, wenn möglichst alle sie 
bekommen können, und insbesondere die, die besonders 
gefährdet sind, darf an den hohen Sicherheitsanforde- 
rungen bei der Zulassung nicht aus Zeitgründen ge- 
rüttelt werden. 

° Darüber hinaus ist die Coronapandemie der entscheiden- 
de Hinweis darauf, dass es unerlässlich ist, ohne jeden 
Zeitverzug national und international die Weichen zu 
stellen, soziale Ungleichheit, deutlich über das Ziel 
des Abbaus der existentiellen Armut hinaus, in allen 
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens abzubauen. 

Nur mit einer derartigen umfassenden Strategie wird es uns 
gelingen, die Erfahrungen, die uns die derzeitige Corona- 
Pandemie gelehrt hat, für eine nachhaltige Bewältigung 
auch künftiger Gesundheitsbedrohungen zu nutzen. 





Hinweis der SiG-Redaktion: Corona-Impfstoffe, 
der Kampf um die Märkte, die Regionalregierungen 
und die involvierten Milliardäre (Schwerpunkt: 
Südamerika) Artikel von Frederico Füllgraf, 18.9.2020 
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Olivier Petitjean 
Pharma Papers 
1000 Milliarden Euro Gewinn in 20 Jahren: 


wie Pharmakonzerne zu finanziellen Monstren geworden sind 


Bastamag, 18. Januar 2019, Übersetzung: SiG-Redaktion — Siehe auch https://www.bastamag.net/webdocs/pharmapapers 


Pharmaunternehmen haben nur noch wenig mit dem ge- 
mein, was sie vor 20 Jahren waren. Immer größer und im- 
mer mehr vom Finanzkapital dominiert, sind sie zu Maschi- 
nen geworden, die Milliarden von Euro oder Dollar ab- 
schöpfen und an die Aktionäre, insbesondere die großen 
Wall-Street-Fonds, umverteilen. Privater Wohlstand, der 
weitgehend durch öffentliche Gelder — Krankenversiche- 
rungssysteme und staatliche Forschungsförderung - finan- 
ziert wird. 


1955 wurde Jonas Salk, Vater des ersten Polioimpfstoffs, im 
Fernsehen gefragt, wer das Patent auf die Entdeckung besit- 
ze, und seine Antwort, die bis heute berühmt geblieben ist, 
lautete: „Nun, den Menschen, würde ich sagen. Es gibt kein 
Patent. Könnte die Sonne patentiert werden?“ 


60 Jahre später, im Jahr 2015, verursachte Martin Shkreli, 
ein junger New Yorker Geschäftsmann aus der Finanzwelt, 
einen Skandal, indem er den Verkaufspreis von Daraprim 
über Nacht mit 55 multiplizierte und somit von 13,50 auf 
750 Dollar ansteigen ließ. Er hatte gerade die Exklusivrech- 
te an diesem von der Weltgesundheitsorganisation als un- 
entbehrlich eingestuften Medikament zur Behandlung von 
Malaria und Aids erworben. „Es ist eine kapitalistische Ge- 
sellschaft, ein kapitalistisches System und es gibt kapitalis- 
tische Regeln“, erklärte der Mann, der ein paar Monate spä- 
ter im Gefängnis landen würde (nicht für Verbrechen gegen 
die öffentliche Gesundheit, sondern für die Täuschung von 
Investoren). 


Innerhalb von 60 Jahren hat sich die pharmazeutische 
Industrie tiefgreifend verändert. Medikamentenhersteller 
gehören heute neben Öl- und Autokonzernen zu den größ- 
ten multinationalen Unternehmen der Welt. Sie sind auch 
die lukrativsten für die Finanzmärkte. Und dies ist wahr- 
scheinlich nicht das Ende der Geschichte. Medikamente 
werden zu immer teureren Preisen auf den Markt gebracht. 
Im Jahr 2015 wurde eine dreimonatige Behandlung mit So- 
valdi, eine Hepatitis-C-Behandlung aus dem Gilead-Labor, 
in Frankreich für 41.000 Euro verkauft. Es ist somit das ers- 
te Medikament, das von den Gesundheitsbehörden aufgrund 
seines Preises de facto nur einem Teil der betroffenen Pati- 
enten vorbehalten wurde. Jetzt erreichen die Preise für be- 
stimmte als innovativ präsentierte Medikamente eine halbe 
Million Euro! Gleichzeitig gab es eine Reihe von Stellen- 
kürzungen. Ebenfalls im Jahr 2015 hatte Sanofi seinen drit- 
ten Sozialplan seit 2009 umgesetzt. Der vierte wurde so- 
eben angekündigt. 
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Der Aufstieg der „Big Pharma“ 
Les 11 plus gros laboratoires 


Evolution entre 1999 et 201 / (en milliards d’euros) 


1999 201/ 





ca Bu Actits BE Bänsfices u Dividendes 





Entwicklung der 11 größten Pharmakonzerne 
zwischen 1999 und 2017 
CA= Umsatz ; Actifs = Vermögen ; Benefices= Gewinn 











Wie ist es dazu gekommen? (...) Auf der Grundlage der 
auf der Gresea-Seite „Mirador“ gesammelten Daten konn- 
ten wir die Entwicklung von 11 der weltweit führenden 
Pharmaunternehmen (Sanofi, Novartis, AstraZeneca, Gla- 
xoSmithKline, Merck, Eli Lilly, Roche, Abbott, Pfizer, Bris- 
tol Myers Squibb und Johnson & Johnson) zwischen 1999 
und 2017 verfolgen. Mit Ausnahme der ersten 4 haben wir 
sogar Zahlen von 1990 - eine Ewigkeit in dieser Branche. 
Diese Zahlen sprechen für sich. 


Zwischen 1999 und 2017 verdoppelte sich der Umsatz die- 
ser 11 Pharmaunternehmen und erreichte 2017 den Rekord 
von 395 Milliarden Euro! Gleichzeitig ist der Wert ihres 
Vermögens - alles, was das Unternehmen besitzt, vom Wert 
eines Patents bis hin zu Immobilien und Finanzanlagen — 
um das 3,3-Fache auf 873 Milliarden Euro gestiegen (wobei 
diese Zahl unter dem Rekordwert von 988 Milliarden Euro 
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im Jahr 2016 liegt). Dividende und Aktienrückkäufe — das 
heißt der Anteil der Gewinne, der direkt an die Aktionäre 
ausgeschüttet wird — stiegen 2017 um das 3,6-Fache auf 
71,5 Milliarden Euro, während der Nettogewinn im glei- 
chen Zeitraum „nur“ um 44% zunahm. 


Bei den 7 Pharmaunternehmen, die seit 1990 verfolgt wer- 
den können, sind die Zuwächse noch spektakulärer. Ihr Ge- 
samtumsatz hat sich mehr als versechsfacht, ihr Gewinn 
verfünffacht, ihr Vermögen, ihre Dividende und ihre Aktien- 
rückkäufe haben sich mehr als verzwölffacht [1]. Reden wir 
immer noch von den gleichen Unternehmen? 


925 Milliarden Euro für Aktionäre 


Zwischen 1999 und 2017 erzielte „Big Pharma“ - die 11 
Unternehmen, über die wir hier sprechen - einen Gewinn 
von 1019 Milliarden Euro. Genug, um massiv zu investie- 
ren, um Heilmittel für Krankheiten zu finden, die in der 
ganzen Welt grassieren? Nein. Sie schütteten 925 Milliar- 
den Euro in Form von Dividenden und Aktienrückkäufen 
direkt an ihre Aktionäre aus, was 90,8% entspricht. Hinter 
dieser globalen Zahl verbirgt sich ein scheinbar unaufhaltsa- 
mes Wachstum der Dividenden über die Jahre hinweg. Im 
Jahr 1999 schütteten diese 11 Pharmaunternehmen 57,4% 
ihrer Gewinne an die Aktionäre aus. Im Jahr 2017 betrug 
die Ausschüttungsrate 141,9%)! Ein Allzeitrekord [2]. 


Benefices et dıvidendes 


Evolution des chiffres des 11 plus gros labos entre 1999 et 2017 


BEN Profits (en milliards d’euros WE Dividendes (en milliards d’euros) 

Im Vergleich dazu ist die von denselben Pharmaunterneh- 
men gezahlte Körperschaftssteuer seit 1999 insgesamt sta- 
bil, mit Ausnahme eines plötzlichen Spitzenwertes im Jahr 
2017, weil Johnson & Johnson nach der Steuerreform von 
Donald Trump [3] einen Teil seiner Gelder aus Steuerpara- 
diesen in die Vereinigten Staaten verlagerte. Im Jahr 2016 
lag sie mit etwas mehr als 13 Milliarden Euro fast genau auf 
dem gleichen Niveau wie 1999. Der durchschnittliche Steu- 
ersatz der 11 Pharmaunternehmen lag Anfang der 2000er 
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Jahre zwischen 26 und 23% und fiel in den Jahren 2015 
und 2016 auf 19% (und 13% im Jahr 2017, wenn Johnson 
& Johnson ausgeklammert wird). 


Neben den Aktionären sind die anderen großen Gewinner 
des New Deal die Führungskräfte der Pharmaunternehmen 
— gerade weil ihre Vergütung jetzt weitgehend den an die 
Finanzmärkte ausgeschütteten Beträgen angeglichen ist. Im 
Jahr 2014 war der Wechsel an der Spitze von Sanofi — auf 
Christopher Viehbacher folgte Olivier Brandicourt — ge- 
prägt von einer Kontroverse über die Höhe der Abfindung 
für den Ersten — ein „goldener Fallschirm“ in Höhe von 4,4 
Millionen Euro - und über die 4 Millionen Euro Willkom- 
mensbonus für den Zweiten. Wie die „echte jährliche Bilanz 
der großen französischen Unternehmen“ des „Observatoire 
des multinationales“ gezeigt hat, ist Olivier Brandicourt mit 
fast 10 Millionen Euro Gehalt in den Jahren 2016 und 2017 
immer noch der bestbezahlte Chef im CAC 40. Damit ran- 
giert er aber immer noch deutlich hinter seinen amerikani- 
schen Kollegen bei Pfizer (26,2 Millionen Dollar), Johnson 
& Johnson (22,8 Millionen Dollar) oder Bristol Myers 
Squibb (18,7 Millionen Dollar). 


Tatsächlich ist der pharmazeutische Sektor derjenige, in 
dem die Vergütung der Chefs in den Vereinigten Staaten am 
höchsten ist, vor allen anderen Branchen. Darüber hinaus 
verblassen die Beträge, die an Führungskräfte großer La- 
bors gezahlt werden, oft im Vergleich zu den Beträgen, die 
an Führungskräfte kleinerer Biotech-Firmen wie Vertex, In- 
cyte, BioMarin oder United Therapeutics gezahlt werden. 
Der breiten Öffentlichkeit unbekannt, konzentrieren sich 
diese Firmen auf eine kleine Anzahl von Molekülen mit 
„nohem Mehrwert“, die dann zu einem hohen Preis verkauft 
werden. Leonard S. Schleifer, der Chef von Regeneron, ei- 
nem langjährigen Partner von Sanofi mit nur wenigen tau- 
send Mitarbeitern, erhielt 2017 26,5 Millionen Dollar und 
2016 mehr als 28 Millionen Dollar. 


Im Zeichen der Wall Street 


Wenn es eine Branche gibt, die die wachsende Dominanz 
der Finanzmärkte veranschaulicht, dann ist es die Arznei- 
mittelindustrie. Ihre Aktionäre werden auch weitgehend von 
den großen Fondsmanagern der Wall Street dominiert (mit 
wenigen Ausnahmen, wie der Beteiligung von L'Oreal und 
damit der Familie Bettencourt am Kapital von Sanofi): ge- 
sichtslose „institutionelle Investoren“, die den Unternehmen 
das eiserne Gesetz des Börsenkurses auferlegen. BlackRock 
hält 5,7% an Sanofi, 8% an AstraZeneca, 7% an GlaxoS- 
mithKline, 7,6% an Pfizer, 6,2% an Johnson & Johnson, 
6,8% an Merck/MSD, 6,3% an Abbott, 6,4% an Bristol 
Myers Squibb, 5,8% an Eli Lilly. Dies entspricht 3,66 Mil- 
liarden Euro an Dividenden im Jahr 2017. Andere Invest- 
mentfonds wie Vanguard haben eine starke Präsenz in der 
Hauptstadt der Pharmariesen, und auch sie verdienen jedes 
Jahr Milliarden von Dollar [4]. 
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BlackRock et Vanguard 


Plus de 3 miıllıards d’euros de dıvıdendes chacun 





BlackRock Vanguard 
BE Sancfı BE Merck BE Asıraz Eu GSK 
= EliLilly en Abbott Ss Pfizer = BMS 
= J&J/ Jar 


Trotz ihres unstillbaren Durstes nach Dividenden sind diese 
Großinvestoren dennoch „moderat“ im Vergleich zu ande- 
ren Akteuren an der Wall Street, die ebenfalls im Pharma- 
sektor sehr aktiv sind: „Hedge-Fonds“ oder Risikokapital- 
fonds, die im Biotechnologiesektor investieren, um die 
Kontrolle über strategische Patente zu erlangen und 
zwangsläufig deren Preise in die Höhe zu treiben. Sie sind 
es, die hinter den schrillsten Skandalen der letzten Jahre ste- 
hen, wie zum Beispiel dem himmelhohen Preis für Hepati- 
tis-C-Behandlungen, die vom Gilead-Labor vermarktet wer- 
den, oder Martin Shkrelis Spekulationen mit Daraprim. Von 
den 25 Arzneimitteln, deren Preise zwischen 2013 und 2015 
in den Vereinigten Staaten am stärksten stiegen, wurden 20 
von Firmen verkauft, die als Anteilseigner auch Risikokapi- 
talfonds hatten. Mit der heutigen Fokussierung auf „innova- 
tiven“ und „gezielten“ Krebsbehandlungen [5] geben diese 
Akteure nun den Ton für die gesamte pharmazeutische In- 
dustrie an. 


Kümmern sich Pharmaunternehmen noch um 
ihren sozialen Nutzen? 


Wenn es um Medikamente geht, basiert unser gesamtes Ge- 
sundheits- und Sozialversicherungssystem auf einer implizi- 
ten Annahme: Pharmaunternehmen sind private Unterneh- 
men, die sicherlich versuchen, Geld zu verdienen, aber auch 
den Patienten und der öffentlichen Gesundheit dienen. Sie 
erzielen Gewinne - jetzt schwindelerregende -, aber gleich- 
zeitig bescheren sie der Gesellschaft neue Medikamente, die 
das allgemeine Wohlbefinden verbessern. Das Patent auf 
Arzneimittel ist das eigentliche Symbol dieses „Geben und 
Nehmen“: Die Hersteller haben für einen bestimmten Zeit- 
raum - in der Regel 20 Jahre - ein Monopol auf die Ver- 
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marktung eines neuen Medikaments, weil sie die Entwick- 
lung übernommen haben, vorausgesetzt, dass das Medika- 
ment nach diesen 20 Jahren von anderen frei produziert und 
verkauft werden kann, zum Beispiel in generischer Form. 


Derselbe „Gesellschaftsvertrag“ würde es rechtfertigen, 
dass die Arzneimittelfirmen in vielerlei Hinsicht durch öf- 
fentliche Mittel unterstützt werden: von der Finanzierung 
der Grundlagenforschung bis hin zur Erstattung durch die 
Krankenkassen in Höhe von mehreren 10 Milliarden Dollar, 
einschließlich einer großzügigen Politik der Preisfestset- 
zung für Medikamente [6] . Aber entspricht diese Annahme 
immer noch der Realität? In Wirklichkeit handeln Pharma- 
unternehmen, die zu multinationalen Konzernen geworden 
sind, nicht mehr nach den gleichen Regeln. Ihre kommerzi- 
ellen Entscheidungen werden heute viel stärker von den Fi- 
nanzmärkten als von gesundheitspolitischen Erwägungen 
diktiert. Patente, einst ein bequemes Instrument zur Förde- 
rung der Verfügbarkeit von Medikamenten, sind zu einem 
Medium für Spekulationen und zu einem Instrument der Er- 
pressung von Regierungen geworden. 


Öffentliche Garantie, private Gewinne 


Vor 10 Jahren zeigte die globale Finanzkrise, wie die Ban- 
ken von einer impliziten „Öffentlichen Garantie“ der Regie- 
rungen profitieren, da sie auch das Geld der Sparer und ein- 
fachen Bürger verwalten. Mit der Sicherheit, dass die Re- 
gierungen sie niemals vollständig untergehen lassen würden 
und dass sie, wenn nötig, wie 2008 mit Milliarden von öf- 
fentlichen Geldern gerettet würden, zögerten sie nicht, sich 
auf zunehmend spekulative Aktivitäten einzulassen, die für 
die Trader hochprofitabel sind, in dem Wissen, dass die tat- 
sächlichen Risiken am Ende begrenzt bleiben würden. 


Der pharmazeutische Sektor hat auch seine eigene Form der 
„Öffentlichen Garantie“: Krankenversicherungssysteme und 
staatliche Forschungsförderung. Es ist weitgehend dieser 
„Öffentlichen Garantie“ zu verdanken, dass sie zu dem ge- 
worden sind, was sie heute sind: hyperfinanzierte Monstren, 
die sich in den Dienst der Aktionäre und nicht der Patienten 
gestellt haben. 


[1] Für Dividende und Aktienrückkäufe liegen uns nur die Zahlen seit 
1991 vor, nicht wie für die anderen seit 1990. 

[2] Sanofi liegt mit 91,2% der Profite, die in diesem Zeitraum an die 
Aktionäre ausgeschüttet wurden, im Mittelfeld (aber 107 % für das 
Jahrzehnt 2007 bis 2017). Die Spitzenreiter sind Merck mit 114,7 % 
und Pfizer mit 107,7%. Am moderatesten ist Roche mit 58% in die- 
sem Zeitraum. 

[3] Unter Ausnutzung der Steuerreform von Trump hat Johnson & 
Johnson eine beträchtliche Menge von Geldern, die sich in Steueroa- 
sen befanden, in die Vereinigten Staaten repatriiert, um sie unter vor- 
teilhaften Bedingungen an seine Aktionäre zu verteilen. Daher dieser 
Steuerbetrag, der viel kleiner ist, als er vor der Reform gewesen wäre. 
[4]Vanguard besitzt 7,2% von Merck, 7,5% von Bristol Myers 
Squibb, 7,7% von Abbott, 7,3% von Pfizer, 6,5% von Eli Lilly, 7,6% 
von Johnson & Johnson. Dies entspricht 3,04 Milliarden an Dividen- 
den im Jahr 2017. State Street, Capital Group und Wellington Ma- 
nagement liegen nicht weit dahinter. 

[5]Siehe „Der exorbitante Preis einiger Behandlungen“ — bastamag. 
[6] Siehe „Wie der Preis eines Medikaments festgesetzt wird“ — 


bastamag. 
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Corporate Europe Observatory 


Macht und Profit wahrend einer Pandemie 
Warum die Pharmaindustrie 


mehr und nicht weniger Kontrolle braucht 
(Auszüge; der gesamte Text steht hier) 


21. September 2020 

In einer Pandemie wird die Pharmaindustrie als Retter ge- 
priesen; dennoch nutzt die Branche die Krise, um ihr prob- 
lematisches, profitmaximierendes Modell festzuschreiben. 
Durch das Drängen auf den bedingungslosen Zugang zu öf- 
fentlichen Geldern und auf strengere, monopolistische Re- 
gelungen für Patente könnte die Wunschliste der Industrie 
den Zugang zu COVID-19-Medikamenten und -Impfstoffen 
einschränken und die Pandemie im Namen des Profits ver- 
längern. Die Kontrolle über Preise und Zugang darf nicht in 
private Hände gelegt werden: Gesundheit ist ein Menschen- 
recht. 

Das Corporate Europe Observatory hat über Anfragen 
gemäß dem Informationsfreiheitsgesetz Dutzende von 
Dokumenten zutage gefördert — darunter Protokolle über 
wöchentliche Telefongespräche zwischen der Pharmaindus- 
trie und der Kommission während der Pandemie. Diese zei- 
gen, wie die Industrie Profite vor eine effektive 
Pandemiebekämpfung stellt. Ihre besonderen Beziehungen 
nutzte die Pharmaindustrie zunächst zur Lobbyarbeit gegen 
die gemeinsame Beschaffung von Medikamenten in 
Europa, gegen ein Mittel also, das die Konkurrenz zwis- 
chen den Mitgliedstaaten um Medikamente und damit Pre- 
istreiberei vermeiden soll. Sie hat auch Mittel und Wege ge- 
funden, die reichen Länder gegeneinander auszuspielen 
(während die Länder mit begrenzten Ressourcen im Stich 
gelassen werden), um lukrative Vorkaufvereinbarungen 
für potenzielle neue Impfstoffe zu erreichen, ohne dass 
das erforderliche öffentliche Interesse gegeben ist (diese Art 
der gemeinsamen Beschaffung will sie). 

Aber die auf Angst und Knappheit beruhenden Argumente 
der Industrie — das Schüren von Impfstoffnationalismus, das 
Drängen auf strengere Kontrollen des geistigen Eigentums 
— hängen von der Akzeptanz eines verfehlten auf monopol- 
istischen Profiten fußenden Modells ab, für dessen Schutz 
sie Lobbyarbeit betreibt und das die Pandemie zu ver- 
längern droht, da sich viele Länder Behandlungen oder Im- 
pfstoffe nicht leisten können. 

Im Jahr 2019 enthüllte das Corporate Europe Observatory, 
wie die Pharmaindustrie versucht, Regulierungen und Be- 
stimmungen zum geistigen Eigentum (IP) aufrechtzuer- 
halten, die ihre Aktionäre bereichern, aber zu hohen Prei- 


sen führen und den Zugang zu Medikamenten einschränken. 


Dieses Regime lenkt die Forschung und Entwicklung (FuE) 
bei Arzneimitteln auf das, was am profitabelsten ist, wäh- 
rend finanziell weniger interessante Bereiche wie armuts- 
bedingte Krankheiten und Pandemievorsorge vernachlässigt 
werden. Da COVID-19 weltweit Hunderttausende von 
Todesfällen verursacht, verdient die Lobbyarbeit der Phar- 
maindustrie — die eine Schlüsselrolle bei der Entwicklung 
von Behandlungen und Impfstoffen spielt —- eine genaue 
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Überprüfung. In einer globalen Gesundheitsnotlage sind 
Fragen nach Macht und Profit sogar noch wichtiger, da Le- 
ben davon anhängen, wer IP, Preise und Zugang kontrol- 
liert. Die Pandemie hat sich stärker auf die unteren 
sozioökonomischen Gruppen und Minderheiten ausgewirkt, 
und die Krankheit (und die Maßnahmen zu ihrer 
Eindämmung) verschärfen die bestehenden Ungleichheiten; 
es ist von entscheidender Bedeutung, dass Behandlungen 
und Impfstoffe für alle zugänglich und erschwinglich 
sind — nicht nur in Europa, sondern auf der ganzen Welt. 








PHARMA INDUSTRY’S EU LOBBYING 


LRBEBERBRBZERERREBRE 
RRLLLELRI 
KARLILEE 


N RLLLAR 
BEREEN 





Die Feuerkraft der Lobby der Pharmaindustrie 
Als Teil ihrer Einflussbemühungen gibt die Pharmaindus- 
trie massive Summen für Lobbyarbeit in Brüssel aus. Die 
zehn Pharmaunternehmen mit den höchsten Ausgaben ge- 
ben derzeit an, dass sie zwischen 14,75 und 16,5 Millionen 
Euro pro Jahr für Lobbyarbeit in Brüssel ausgeben. [8] Sie 
kommen auch über Pharmalobbygruppen zusammen, von 
denen die fünf größten nach eigenen Angaben weitere 5,7 
bis 6 Millionen Euro jährlich ausgeben, wie aus dem Lob- 
bytransparenzregister der EU hervorgeht. [9] Zusammen- 
genommen beschäftigt die Branche rund 175 Lobbyisten, 
die die Entscheidungsfindung der EU beeinflussen. Es gibt 
58 Pharmalobbyisten mit unbefristeten Zugangsausweisen 
für das Europäische Parlament. Pharmaunternehmen und 
ihre Lobbygruppen haben seit 2014 fast 200 Treffen mit 
der Spitze der Europäischen Kommission abgehalten, 85 
davon seit Beginn der COVID-19-Pandemie. [10] Das Ge- 
samtbild der Ausgaben der Pharmalobbyisten umfasst auch 
große Summen, die an Lobbyberatungsfirmen, Thinktanks 
und Patientenorganisationen fließen. Eine eingehende 
Untersuchung des Corporate Europe Observatory im Jahr 
2015 kam zu dem Schluss, dass sich die jährlichen Ge- 
samtausgaben der Lobbyisten des Sektors wahrscheinlich 
auf über 40 Millionen Euro belaufen. 











Der Aufschrei der Pharmaindustrie, dass die Innovation ins 
Stocken geraten wird, wenn ihr lukratives IP- und Anreiz- 
system beschnitten wird, hält jedoch einer Überprüfung 
nicht stand. Es gibt viele alternative Modelle, zudem Mo- 
delle, die „offen und kooperativ sind und auf den Prinzi- 
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pien einer gerechten Forschung und Entwicklung auf- 
bauen, die den menschlichen Bedürfnissen entsprechen 


und Gefahren erfassen“. 


Gruppen der Zivilgesellschaft auf der ganzen Welt setzen 
sich für eine Pandemiebekämpfung ein, die auf interna- 
tionaler Zusammenarbeit und Solidarität beruht und nicht 
etwa auf Nationalismus und Monopolprofiten: 


Verfasst von Rachel Tansey und herausgegeben von Katharine 


(8) Lobbyausgaben nach eigenen Angaben der Unternehmen, die in 
ihren Einträgen im Transparenzregister der EU aufgeführt werden 
(Stand 14. September 2020). Zu den Top Ten gehören Bayer, 


Novartis, GlaxoSmithkline, F. Hoffmann-La Roche, Sanofi, Johnson 


& Johnson, Amgen Inc, Pfizer, Gilead Sciences und Merck (MSD). 


(9) Die ersten fünf in der Rangliste sind EFPIA, Medicines for 
Europe, Vaccines Europe, EUCOPE und AESGP. Daten aus dem EU- 
Transparenzregister (Stand: 14. September 2020). 


(10) Daten aus dem EU-Transparenzregister (Stand: 14. September 


Ainger. Autorenbeiträge von Olivier Hoedeman und Katharine 


Ainger. Mit Dank an Viviana Galli (Europäische Allianz für 
verantwortungsvolle FuE und erschwingliche Medikamente) 
und Leigh Haynes (People’s Health Movement). 


2020). Treffen seit 1. März 2020. 


https://corporateeurope.org/en/2020/09/power-and-profit-during- 
pandemic Übersetzung: Redaktion von ‚Sand im Getriebe‘ und PG- 


Europa von Attac DE Lektoriert von Werner Horch 


Krankenhauskonzerne sahnen auch während der Pandeniie ab 


Diese Klinikbetreiber haben die 
Macht! Fresenius/Helios, Asklepios, 
Sana-Kliniken, Rhön-Klinikum: 
Das Geschäft mit unserer Gesundheit 


https://netzfrauen.org/2016/11/07/ 
klinikbetreiber/ 


Das Geschäft mit unserer Gesundheit 





sana 
Kliniken AG 


RHON- 
Klinikum AG 


ASKLEPIOS 


Sind kranke Menschen noch Patienten 


oder längst auch Kunden? 
netzfrauen.org 


Die Anstalt, Mai 2020 
— Krankenhauskonzerne - mit ei- 
nem umfangreichen Faktenscheck 





Fresenius und das Geschäft mit der 
Gesundheit — Video 2014 - 
„15% Rendite“ sollten sein. 





Schließung von Krankenhäusern: 
„Das ist politisch gewollt“ 
„Es dürfen keine weiteren Krankenhäu- 
ser schließen. Insolvente und akut von 
Insolvenz bedrohte Kliniken müssen 
vom jeweiligen Bundesland aufgefangen 
werden.“ Das sagt Laura Valentukevici- 


ute, Sprecherin der Initiative Gemeingut 
in BürgerInnenhand. 

Im NachDenkSeiten-Interview mit Va- 
lentukeviciute wird deutlich, dass die 
negative Entwicklung im Krankenhaus- 
bereich auf Weichenstellungen zurück- 
geht, die teilweise Jahrzehnte zurücklie- 
gen. Valentukeviciute erklärt, warum die 
Initiative sich in einem Offenen Brief an 








Gesundheitsminister Jens Spahn wendet. 
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Kliniken für Patient*innen statt 
für Aktionär*innen 
Asklepios, Helios (Fresenius), Rhön und 
Sana machen Profite mit Krankenkas- 
senbeiträgen und zu Lasten von Be- 
schäftigten und Patient*innen. 

Mit Outsourcing, Lohndumping, 
zu wenig Personal und der Spezialisie- 
rung auf möglichst lukrative Operatio- 
nen erzielten sie 2018 einen Gewinn 
von 1008 Millionen Euro für ihre Akti- 
onär*innen. (Quelle: Faktensheck von 
‘Die Anstalt‘, Mai 2020 


Verdi : Kurzportrait Asklepios 
Dort, wo in Privatisierungsverträgen eine 
Tarifbindung mit ver.di vereinbart ist, 
wird diese auch umgesetzt. Überall sonst 
vermeidet der Konzern diese, im Zweifel 
auch mit übelsten Streikbrechermetho- 
den. Die Mitbestimmungskultur ist nur 
partiell gut. (...) Nunmehr sollen Arbeits- 
und Sozialordnungen Tarifverträge erset- 
zen. Dort wo sich Betriebsräte dem mit 
Verweis auf das Betriebsverfassungsge- 
setz widersetzen, werden sie bloßgestellt 
und vorgeführt. Im Resultat gefährdet 
Asklepios mit diesem Dogmatismus sei- 
ne eigenen Einrichtungen. So wechselt 
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ein Großteil der Belegschaft von St. Au- 


gustin im Herbst zum Uniklinikum 
Bonn. In Höxter schließt Ende August 
das Pflegeheim Weserblick, da dort 
immer weniger Menschen arbeiten 
wollten. Für Asklepios ist das offensicht- 
lich immer noch kein Grund Vernunft 
walten zu lassen. Verdi 


Der marktgerechte Patient 
Ein "FILM VON UNTEN" von Leslie 


Franke und Herdolor Lorenz, 82 Min. 














www.gesundheit-statt-profite.de 





Kostendeckung statt 


Fallpauschalen 
Spätestens mit der Einführung der Fall- 
pauschalen 2003/2004 stehen nicht mehr 
die Bedürfnisse der Patient*innen, son- 
dern Profite im Vordergrund. Es gibt 
seitdem eine Pauschalsumme pro Krank- 
heit — wer Personal und Kosten spart, 
macht mehr Gewinn. Das senkt die Qua- 
lität. Reserven und Vorhaltekosten sind 
nicht abgedeckt, dabei zeigt die Corona- 
Pandemie ihre Notwendigkeit. 
Wir brauchen eine Krankenhausfinanzie- 
rung, die die realen Kosten jeder Be- 
handlung und Reservekapazitäten ab- 
deckt. 
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Andreas Wulf, medico 


Der Pharmakomplex und die WHO 


Mit Covid-19 kehrt die Auseinandersetzung um Forschung und Entwicklung lebensnotwendiger Medikamente zurück: 
Schauplatz ist die WHO. 


„Unentbehrliche Arzneimittel“ 


(...) Die großen Konzerne bekämpften von Anfang an die 
Entwicklung des WHO-Konzepts der „Unentbehrlichen 
Arzneimittel“, mit dem erstmals 1977 Licht in den Dschun- 
gel der wild wuchernden Kombinationspräparate und Sub- 
stanzen gebracht wurde. Die Vorstellung, dass eine über- 
schaubare Liste von wenigen Hundert Substanzen für die 
wichtigsten Erkrankungen der Menschen ausreichen sollte, 
trieb die Konzerne auf die Barrikaden. Trotz aller wissen- 
schaftlichen Expertise, die die WHO in ihren zweijährigen 
Kommissionen zur regelmäßigen Weiterentwicklung der 
„Model List of Essential Medicines“ aufbot, denunzierten 
sie das Konzept als „Minimalmedizin für arme Menschen in 
armen Ländern“. 

Auch wenn sich inzwischen 140 Länder auf der Grundlage 
dieses Modells eigene nationale „Positivlisten“ für ihre öf- 
fentlichen Gesundheitsdienste geschaffen haben, gelang es 
der Pharmaindustrie, sie vor allem in den hochpreisigen 
Märkten der Industriestaaten zu verhindern. Schon Horst 
Seehofer scheiterte in den 1990er Jahren als Gesundheits- 
minister mit einem solchen Vorhaben am Bundesrat, in dem 
die Pharmalobby den starken SPD-Ministerpräsidenten mit 
Arbeitsplatzabbau drohte. Auch ein neuer Anlauf 2003 mit 
politisch umgekehrten Vorzeichen brachte keinen Erfolg. 


Generika 


Eine zweite Verteidigungslinie der Pharmalobbyisten war 
das gezielt gesäte Misstrauen gegenüber den Generikaher- 
stellern, die erfolgreiche Medikamente zu kostengünstigen 
Preisen nachproduzieren. Auch Ratiopharm musste in 
Deutschland gegen diese Vorurteile ankämpfen. Härter trifft 
es die internationalen Hersteller vor allem aus Indien. Bei 
diesen wird nicht nur die Qualität der Produkte beständig in 
Frage gestellt. Sie werden auch systematisch in die Nähe 
von „Markenpiraterie“ und Arzneimittelfälschungen ge- 
rückt. 

Die transnationalen Pharmaunternehmen sind allzu gerne 
bereit, sich bei der WHO und auch bei großen Ländern mit 
Medikamentenspenden unliebsame Generika und damit 
Konkurrenz vom Leib zu halten. Ein klassisches Beispiel ist 
das Spendenprogramm von Novartis für sein innovatives 
Leukämie-Medikament Imatinib (Gleevec®) Anfang der 
2000er Jahre. Mit einem Preis von 150.000 Dollar Jahres- 
kosten war es nicht nur für Patient*innen in den ärmsten 
Ländern, sondern auch in den aufstrebenden middle-inco- 
me-Ländern nicht zu bezahlen. Während Novartis trotz star- 
ker internationaler Kritik versuchte, für sein Medikament 
Patentschutz in Indien zu bekommen, um eine generische 
Produktion durch die dortigen Pharmaunternehmen zu ver- 
hindern, gründete es eine gemeinnützige Stiftung. Diese 
stellte das Medikament für arme Patient*innen in inzwi- 
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schen 80 Ländern zur Verfügung. Eine ähnliche Strategie 
versuchten die Firmen zur gleichen Zeit beim „Global Fund 
to Fight Aids, TB and Malaria“, dem sie umfangreiche Me- 
dikamentenspenden anboten, um die erfolgreich entwickel- 
ten Konkurrenzprodukte der indischen Unternehmen von 
den Finanzierungen durch den Global Fund fernzuhalten. 
Wieder wurden Qualitätsargumente bemüht. Um diese zu 
entkräften, begann die WHO ein eigenes Präqualifizierungs- 
programm aufzulegen, mit dem sie seitdem die Produzenten 
von Generika einer umfangreichen Qualitätsprüfung unter- 
zieht, die ihre Ware an mit Mitteln des Fund finanzierte Be- 
handlungsprogramme liefern. 


Verbissen für Patente 


Den hartnäckigsten Kampf führt die Pharmaindustrie aller- 
dings um ihr „Innovationsmodell“ der Geistigen Eigentums- 
rechte. Denn nur durch diese vom Patentsystem abgesicher- 
ten Rechte lassen sich die hohen Monopolpreise erreichen, 
die das „Blockbuster“-Modell der aktuellen Pharmafor- 
schung und Produktion ermöglichen: Wenige erfolgreiche 
Produkte werden massiv beworben und rasch in den Markt 
gedrückt, um in kurzer Zeit maximalen Gewinn zu errei- 
chen. Davon hängen Börsennotierungen und Dividenden ab. 
Obwohl als Rechtfertigung für dieses Modell die hohen 
Forschungskosten und zahlreichen Fehlschläge bis zum 
neuen „Blockbuster“-Medikament angegeben werden, for- 
schen die großen Konzerne gar nicht mehr immer selbst. 
Vielmehr nutzen sie die enormen Gewinne für Einkaufstou- 
ren und Fusionen: Kleine Biotechnologie-Unternehmen, die 
erfolgversprechende Forschungsergebnisse nachweisen 
können, werden, kaum haben sie den „Großen“ das Ent- 
wicklungsrisiko weitgehend abgenommen, geschluckt. 

Das Hepatitis-C-Medikament Sofosbuvir (Sovaldi®) vom 
Pharmariesen Gilead war solch ein relevanter Durchbruch. 
In Europa kostet die Behandlung damit immer noch über 
43.000 Euro, während die internationale Generikakonkur- 
renz den Preis für das Medikament auf unter 100 Euro ge- 
drückt hat. Entwickelt wurde es von einem kleinen briti- 
schen Start-up Pharmasset, geschätzte Entwicklungskosten 
zur Zeit der Übernahme zwischen 43 Mio (für Sofosbuvir 
allein) und 271 Mio. (inkl. gescheiterter Kandidaten). In der 
Übernahmeschlacht 2013 zwischen den Giganten war die 
US-amerikanische Firma Gilead schließlich mit 11 Mrd. 
Dollar erfolgreich. Es sollte sich lohnen. Schon nach zwei 
Jahren hatte das Medikament 35 Mrd. Eingespielt. 


Forschung 


Eine ebenfalls dramatische Folge dieser Marktstruktur ist 
die systematische Verzerrung von Forschungs- und Ent- 
wicklungsschwerpunkten. Großunternehmen tätigen primär 
dort Forschungsanstrengungen, wo sich die gewünschten 
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Umsätze realisieren lassen. Im Fokus sind neue Medika- 
mente zur Behandlung von Krebserkrankungen, psychi- 
schen Leiden, Diabetes und andere chronische Krankheiten 
von Menschen, deren Sozial-, Versicherungs- und Gesund- 
heitssysteme die enormen Kosten tragen. Im Gegensatz 
dazu ist die Antibiotika-Forschung weitgehend eingestellt, 
da hier die kurzfristigen Behandlungszyklen geringere Pro- 
fite versprechen. 

Kleinere Korrekturen an dem System, etwa die Hoffnungen 
auf Innovationen für seltene Krankheiten durch eine Verlän- 
gerung der Marktexklusivität für solche „Waisen-Medika- 
mente“ durch die US-amerikanische oder auch europäische 
Arzneimittelbehörde, werden an dieser Schieflage nichts 
ändern. Nötig wäre eine konsequente Trennung von For- 
schungs- und Entwicklungskosten von den Preisen. Nur so 
können Innovationen rasch und möglichst kostengünstig für 
alle Menschen verfügbar gemacht werden. Auch für diese 
Auseinandersetzung ist die WHO die richtige Bühne. Hier 
könnte sie sich in ihrer einzigartigen Funktion bewähren als 
der multilaterale Akteur der globalen Gesundheitspolitik mit 
dem Mandat, völkerrechtlich verbindliche Verträge zu ver- 
handeln. Dies geschieht allerdings nur allzu selten, aktuelle 
Ausnahmen sind die Verträge des Tabak-Kontroll-Abkom- 
mens und die International Health Regulations, die die Ko- 
operation der Mitgliedsstaaten im Fall von globalen Ge- 
sundheitsnotständen regeln. Die Coronavirus-Pandemie ist 
genau ein solcher Notstand. 

Es war 2012, als die konsultative Experten-Arbeitsgruppe 
zu Forschung und Entwicklung nach einem Jahrzehnt der 
Analysen und Verhandlungen in der WHO-Kommission 
über geistige Eigentumsrechte, Innovation und Öffentliche 
Gesundheit (Commission on Intellectual Property Rights, 
Innovation and Public Health) einen Vorschlag auf den 
Tisch legte. Er sah ein verbindliches Rahmenabkommen zu 
„Open Knowledge Innovation“ vor, mit dem eine gemeinsa- 
me öffentliche Forschungsfinanzierung durch die Mitglieds- 
staaten der WHO entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leis- 
tungsstärke vereinbart werden sollte. Damit wären das ge- 
nerierte Wissen, die Produkte und sogar Lizenzen unter Öf- 
fentlicher Kontrolle. Auf diese Weise könnten Medikamente 
kostengünstig von allen reproduziert werden. Noch im glei- 
chen Jahr scheiterte dieser Vorschlag in der Weltgesund- 
heitsversammlung, nicht einmal die damalige Generaldirek- 
torin Margaret Chan hatte sich hinter ihn gestellt. 


Patentpool hilft 


Die Coronavirus-Pandemie könnte mit einem optimisti- 
schen Blick betrachtet die richtige Gelegenheit sein, einen 
neuen Anlauf zu nehmen. Mit dem neuen Covid-19 Techno- 
logy Access Patent Pool, der von Costa Rica und der WHO 
Ende Mai vorgestellt wurde, liegt ein Modell vor(...) 
medico-Rundschreiben 2/2020. 
https://www.medico.de/blog/der-pharmakomplex-17808/ 


https://www.bukopharma.de/images/pharmabriefspezial/ 


2016/2016 02 spezial Mythen.pdf 
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Patentpool für Covid-19 


Jörg Schaaber von der BUKO Pharma-Kampagne erklärt, 
warum der neue Patentpool für Covid-19 ein großer Fort- 
schritt in der globalen Gesundheitspolitik ist. 

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat Ende Mai 
gemeinsam mit Costa Rica eine Technologie-Plattform 
für Covid-19 ins Leben gerufen. Alle Informationen und 
Forschungsergebnisse, die bei der Erkennung und Behand- 
lung von Covid-19 helfen können, wären zentral zu bün- 
deln und diese als globales Gut zur Verfügung zu stellen. 
Das wird dazu beitragen, die Entwicklung von Medika- 
menten und Impfstoffen zu beschleunigen, weil es den me- 
dizinischen Fortschritt beflügelt, wenn Wissen geteilt wird. 
Vorbild ist der Patentpool für Aidsmedikamente, den es seit 
2010 gibt. Der stellt sicher, dass Patienten in ärmeren Län- 
dern mit Medikamenten versorgt werden, indem Pharmafir- 
men ihre Entwicklungen gegen günstige Lizenzgebühren 
für Generikahersteller freigeben. Covid-19 Produkte sollen 
jetzt auch in den Pool eingebracht werden. Anders als bei 
Aids geht es aber zusätzlich darum, über eine Plattform zu 
einem sehr frühen Zeitpunkt Erkenntnisse über die Ent- 
wicklung von Diagnostika, Medikamenten und Impfstoffen 
zu teilen. Zudem geht es um Informationen zur technischen 
Umsetzung, die ärmeren Ländern ermöglichen sollen, Me- 
dikamente oder auch Schutzmasken und Beatmungsgeräte 
zu produzieren. Diese umfassende Zusammenarbeit unter 
dem Dach der WHO ist ein großer Fortschritt für die globa- 
le Gesundheitsversorgung und könnte als Vorbild für ande- 
re Krankheiten dienen. 

Der Pool bündelt alle Lizenzen. Das ermöglicht allen Her- 
stellern, auf das Wissen zuzugreifen und die Produkte 
schnell generisch produzieren zu können. Dafür entrichten 
die Produzenten eine Lizenzgebühr an die Firma, die den 
Wirkstoff entwickelt hat. Die Alternative wäre, dass jedes 
Land die konkreten Bedingungen langwierig einzeln mit 
den Patentinhabern verhandeln müsste und wahrscheinlich 
oft ungünstigere Bedingungen herauskämen. 

Bislang haben sich 38 Länder der Initiative angeschlos- 
sen, darunter nur wenige wirtschaftlich starke. Auch 
Deutschland fehlt. Die Bundesregierung hat sich offenbar 
dem Druck der Pharmaindustrie gebeugt. Dabei wäre es 
wichtig, dass Deutschland und auch Frankreich sich an 
der Initiative beteiligen. Gerade jetzt, wo mit den USA ein 
wichtiger Akteur in der globalen Gesundheitspolitik kom- 
plett ausfällt. China ist zwar auch nicht beteiligt, hat aber 
immerhin schon zugesichert, mögliche Impfstoffe, die gera- 
de in China entwickelt werden, weltweit zur Verfügung zu 
stellen. 

Anders als der Patentpool ist die Impfallianz Gavi eine 
öffentlich-private Partnerschaft. Die daran beteiligten 
Staaten und Stiftungen könnten aber darauf bestehen, dass 
die Lizenzen für die Impfstoffe, die Gavi einkauft, von den 
beteiligten Pharmakonzernen in den Patentpool der WHO 
eingebracht werden. Damit könnte eine breite Produktion 
gesichert werden, denn Gavi allein wird nicht alle versor- 
gen können. 





welt-sichten 
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Patente toten 
Fur die Aufhebung des Patentschutzes 


auf alle unentbehrlichen Medikamente 
Unterschriftenaktion, initiiert von BUKO Pharma-Kampagne und medico international (Deutschland), 
Outras Palavras (Brasilien), People’s Health Movement und Society for International Development 


(...) Die Geschichte jeder Epidemie ist auch eine Geschich- 
te des Zusammenspiels von Wissen, Macht und Politik. So 
verharmlosen einige Regierungen die Gefahr durch das Vi- 
rus und gefährden damit Tausende Menschenleben. Andere 
versuchen sich Masken, Diagnostika oder in Entwicklung 
befindliche Impfstoffe exklusiv zu sichern. Und die Phar- 
maindustrie stellt ihre Gewinninteressen ins Zentrum. Zu- 
gleich bauen philantrokapitalistische Akteure ihren Einfluss 
aus — zulasten demokratischer Prinzipien und Normen. Von 
globaler Solidarität in der Pandemie kann an dieser Stelle 
nicht die Rede sein. 


Um Covid-19 tatsächlich erfolgreich entgegentreten zu kön- 
nen, müssen die Regierungen der Welt die Rahmenbedin- 
gungen dafür schaffen, dass Forschung transparent erfolgt 
und medizinisches Wissen und seine Endprodukte als Ge- 
meingut der Menschheit betrachtet werden. Dies ist die un- 
abdingbare Voraussetzung dafür, Medikamente zur Behand- 
lung von Covid-19 und einen Impfstoff mit der gebotenen 
Sorgfalt zu entwickeln, flächendeckend zu produzieren und 
gerecht verteilen zu können. 


Doch die Politik regiert mit Business as usual. Auch jene 
Regierungen, die versprechen, die Gesundheit gegen Profit- 
interessen verteidigen zu wollen, weigern sich, eines der 
größten globalen Hindernisse bei der Versorgung der Men- 
schen mit lebensrettenden Medikamenten in den Blick zu 
nehmen und zu beseitigen: Das globale Patentsystem mit 
seinen immer weiter voranschreitenden Verflechtungen. 


Das Patentsystem hat die Wissensproduktion im medizi- 
nischen Bereich auf Gewinnmaximierung und Kapita- 
lerträge ausgerichtet und nicht auf die Erforschung und 
Entwicklung lebensrettender Medikamente und deren 
gerechte Verteilung. 


Diese globale Ungerechtigkeit weist über die Covid-19- 
Pandemie hinaus. Das wird vor allem dort sichtbar, wo 
Menschen unentbehrliche Medikamente nicht bezahlen 
können. Die tödliche Wucht dieses Systems trifft alle, aber 
ganz besonders schwer diejenigen, die aufgrund ihrer Her- 
kunft und ihres Einkommens an den Rand der Gesellschaft 
gedrängt werden. Die Zonen des Ausschlusses reichen von 
Flüchtlingslagern über städtische Armenviertel überall auf 
der Welt bis zu ganzen Ländern. 


Trotz des rasanten medizinischen Fortschritts und der Ver- 
fügbarkeit von Medikamenten zur Heilung bzw. Behand- 
lung sterben jedes Jahr Millionen Menschen an Krankheiten 
wie Tuberkulose, Diabetes oder Malaria. Die WHO schätzt, 
dass ein Drittel aller Patient*innen weltweit aufgrund hoher 
Preise und anderer struktureller Hindernisse keinen Zugang 
zu dringend notwendigen benötigten Medikamenten hat. 


Nur ein Bruchteil medizinischer Forschung befasst sich 
überhaupt mit den Gesundheitsproblemen, die zwar welt- 
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weit Millionen von marginalisierten Menschen betreffen, je- 
doch von Pharmafirmen nicht als attraktiver Markt betrach- 
tet werden. Die Pharmaindustrie erforscht und entwi- 
ckelt vor allem Medikamente, die hohe Gewinne in lu- 
krativen Märkten versprechen. Obwohl sie bereits zu den 
profitabelsten Branchen weltweit gehört, strebt sie dennoch 
nach immer größeren Gewinnen. 


Den globalen Gesundheitsbedürfnissen wird sie dabei nicht 
gerecht. Und das Patentsystem sorgt dafür, dass auch 
jene Medikamente hochpreisig gehalten werden, deren 
Entwicklung auf öffentlich finanzierter Forschung basiert. 
Dies ist eine folgenschwere Form der Privatisierung. Sie 
verschleiert zudem, dass die öffentliche Finanzierung der 
Forschung und Entwicklung volkswirtschaftlich günstiger 
wäre als ihre Refinanzierung über Patente und hohe Preise. 


Punktuelle Veränderungen dieses Systems, wie lebensret- 
tende Preissenkungen für HIV-Medikamente, kamen erst 
durch jahrelangen internationalen Öffentlichen Protest zu- 
stande, mussten also von Zivilgesellschaften und von der 
Epidemie besonders betroffenen Staaten erzwungen wer- 
den. Das Patentsystem schafft zudem mit der Patentierung 
von Forschungsmethoden und -instrumenten selbst Barrie- 
ren für den Forschungsfortschritt. Die Überwindung dieser 
ungerechten Strukturen ist ein Vorgriff auf eine Zukunft, in 
der die Daseinsvorsorge vom Markt- und Profitprinzip be- 
freit ist und die das Menschenrecht auf Gesundheit als Ge- 
meingut in das Zentrum des gesundheitspolitischen Han- 
delns stellt. 


Und jetzt ist das Momentum da, diesen grundlegenden Poli- 
tikwechsel durchzusetzen. 


Denn die Covid-19-Pandemie zeigt der gesamten Welt, dass 
Gesundheitspolitik eine globale Aufgabe ist, die von den 
Regierungen mit Verantwortungsbewusstsein wahrgenom- 
men werden und an einem menschenrechtlichen Prinzip 
ausgerichtet werden muss und an nichts sonst! 


Wir, die Unterzeichnenden, fordern daher von unseren Re- 
gierungen eine an den Gesundheitsbedürfnissen der Men- 
schen ausgerichtete Politik, die Arzneimittel als globale öf- 
fentliche Güter behandelt und die Macht von Pharmaunter- 
nehmen im öffentlichen Interesse begrenzt. Hierfür sind die 
Entkoppelung von Forschungskosten und Preis bei Medika- 
menten unabdingbar, um neue Anreizmechanismen zu set- 
zen, die Innovationen fördern und zugänglich machen. 


Die Vorschläge dafür liegen seit Jahren auf dem Tisch. Den 
Rahmen für diesen grundlegenden Politikwechsel böte die 
sofortige Einführung eines durch die Weltgesundheitsorga- 
nisation zu verhandelnden internationalen Vertrages, in dem 
sich Regierungen zur verpflichtenden, koordinierten For- 
schung und Entwicklung für neue unentbehrliche Medika- 
mente, Diagnostika und Impfstoffe bekennen. 
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Weil dieser grundlegende Richtungswechsel politisch erst 
noch erstritten werden muss, müssen sofort folgende Maß- 
nahmen ergriffen werden: 

Die Einrichtung eines globalen Patentpools für die ein- 
fache und kostengünstige Handhabung von Lizenzverträ- 
gen, angesiedelt bei der WHO. 

-Die Verbesserung von Daten- und Preistransparenz in 
Forschung, Entwicklung und Verkauf, um Wissen breit 
zugänglich zu machen und Preise fair zu gestalten. 

Eine sozialverträgliche Lizenzierung bei allen mit öf- 
fentlichen Mitteln geförderten medizinischen For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben. 

-Die Förderung einer lokalen und öffentlichen pharma- 
zeutischen Produktion durch die Unterstützung von Län- 
dern des Südens beim Aufbau eigener Produktionskapazitä- 
ten u.a. durch Technologietransfer und Anschubfinanzie- 
rungen und die Schaffung leistungsfähiger regionaler Ver- 
teilungssysteme für Medikamente und Medizinprodukte. 


https://www.patents-kill.org/deutsch/ 


Weitere Informationen 


°10 Mythen der Pharmaindustrie - Von zauberhaften 
Gewinnen und fehlenden Medikamenten (Buko Pharma- 
Kampagne, PDF) 

Leitfaden für sozialverträgliche Verwertung - 
Forschungsergebnisse für möglichst viele Menschen nutzbar 
machen (Buko Pharma-Kampagne, PDF) 

Wer bleibt außen vor? Zugang zu Covid-19-Produkten noch 
nicht gesichert 

® Intellectual Property Regime: Implications for Access to 
Covid19 Medical Products [Youtube 

«250 internationalen Organisationen fordern eine 
internationale Kooperation zur Förderung medizinischer 
Entwicklung sowie eine umfassende und gerechte weltweite 
Gesundheitsversorgung, in SiG SN Nr2 zu Corona 





Eine Alternative? Just One Giant Lab 
https://app.jogl.io/ Just One Giant Lab - JOGL heisst im di- 
gitalen Zeitalter zusammen zu lernen und Probleme zu lö- 
sen. Durch das Aufbrechen der traditionellen Institutionen 
und durch kollektive Intelligenz wollen wir die Benutzung 
von Open Science & Technologie ermöglichen, um die 
Herausforderungen der Menschheit in Angriff zu nehmen. 
OpenCovid19 is a JOGL program that develops open- 
source and low-cost tools and methodologies that are safe 
and easy to use in response to the COVID-19 pandemic. 
The OpenCovid19 program is powered by a global 
community of 4000+ volunteers and experts who create 
solutions to better prevent, detect, and treat COVID-19, 
and to help forecast the pandemic’s evolution. 


https://app.jogl.io/program/opencovid19?tab=about 














Big Pharma - Die Allmacht der Konzerne 
Arte-Film (verfügbar bis zum 14.02.2021) 
Die Dokumentation ist das Ergebnis einer Recherchearbeit 
von über einem Jahr. Sie zeigt durch Stellungnahmen von Pa- 
tienten, Whistleblowern und Anwälten sowie Analysen von 
Medizinern, ehemaligen Ministern und Vertretern der Pharma- 
industrie die Ökonomisierung des Arzneimittelsektors. 
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Arzte ohne Grenzen unterstützen 
Indien und Südafrika mit der 
Forderung nach Patentaussetzung 
für COVID-19-Produkte 

Pressensa, 26.10.2020 

Indien und Südafrika forderten am 2. Oktober die Welthan- 
delsorganisation (WTO) in einem richtungsweisenden 
Schritt auf, allen Ländern die Möglichkeit einzuräumen, 
Patente und weiteres geistiges Eigentum im Zusammen- 
hang mit COVID-19-Medikamenten, Impfstoffen, Diagnos- 
tika und sonstigen Technologien für die Dauer der Pande- 
mie weder zu erteilen noch geltend zu machen, bis eine glo- 
bale Herdenimmunität erreicht ist. Dieser mutige Schritt 
gleicht den Bemühungen vor fast 20 Jahren seitens der Re- 
gierungen, die bei der Verwendung erschwinglicher generi- 
scher HIV/AIDS-Medikamente eine Vorreiterrolle spielten. 
Nach Ansicht von Ärzte ohne Grenzen (Medecins Sans 
Frontieres, MSF) könnte dies einen wichtigen Meilenstein 
in der Antwort der Länder auf die Pandemie signalisieren. 
Im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie rief Ärzte 
ohne Grenzen alle Regierungen auf, diesen Antrag auf Ver- 
zicht bei der WTO zu unterstützen, deren TRIPS-Rat 
(Irade-related Aspects of Intellectual Property Rights 
Agreement) am 15. Oktober zusammentritt, um mit der 
Konsensbildung in dieser Frage zu beginnen. 

(...) Gilead, der Patentinhaber von Remedesivir, dem bis- 
her einzigen Medikament, das speziell zur Behandlung von 
COVID-19 zugelassen ist, hat es in einer Weise lizenziert, 
die es fast der Hälfte der Weltbevölkerung unmöglich 
macht, von der preisdrückenden Konkurrenz durch Generi- 
ka für das Medikament zu profitieren. Im Juni 2020 kündig- 
te Gilead an, dass Remedesivir in den meisten Ländern für 
eine fünftägige Behandlung mit einem Preis von 2.340 US- 
Dollar angeboten wird. Dies, obwohl das Unternehmen für 
die Entwicklung des Medikaments mehr als 70 Millionen 
US-Dollar aus öffentlichen Mitteln erhalten hat und Preis- 
forschungen ergeben haben, dass es für weniger als 9 US- 
Dollar pro Behandlungskurs hergestellt werden kann. In der 
Zwischenzeit ist der Mangel an Remedesivir global weit 
verbreitet. 


Arzte gegen das Marketing der 
Pharmaindustrie weltweit 

Horrende Medikamentenpreise werden mit den hohen Aus- 
gaben für Forschung und Entwicklung begründet. Was 
wirklich investiert wird, bleibt jedoch im Dunkeln. 
Nach Selbstauskunft geben die Pharmaunternehmen etwa 
15 bis 20 Prozent ihres Umsatzes für Forschung und Ent- 
wicklung aus. Die Ausgaben für Marketing werden auf das 
Doppelte bis Dreifache geschätzt. Die Zeitschrift brand eins 
gibt an, dass die Pharmaindustrie in Deutschland pro nie- 
dergelassener Ärztin bzw. Arzt 35.000 Euro Marketingkos- 
ten investiert. Gegen diese Einflussnahme haben sich 
Ärztinnen und Ärzte weltweit im No-Free-Lunch- 
Netzwerk organisiert. In Deutschland hat sich 2007 die 
Gruppe MEZIS - Mein Essen Zahl Ich Selbst — gegrün- 
det, in Lateinamerika nennen sie sich Medicos sin 
Marca - Ärzte ohne Marken. Quelle: NPLA 
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Blackrock-Tribunal 
Blackrock verstößt gegen Demokratie, Völkerrecht und Kartellrecht 


Am 26./27. 9. 2020 fand das „Tribunal“ statt, zu dem Peter Grottian, Politologieprof. i.R. der FU, und sein Arbeits- 
kreis eingeladen hatten, um Blackrock, den größten US-Vermögensverwalter, der Öffentlichkeit bekannter zu machen. 


https://www.blackrocktribunal.de 


„Obwohl Blackrock mit seinen Finanzanlagen nicht nur als 
Schattenbank der Superreichen agiert, sondern auch das 
Geld von Millionen Kleinsparern verwaltet, ist das Unter- 
nehmen in der Öffentlichkeit immer noch so gut wie unbe- 
kannt“, sagt Prof. Grottian. ‚Wir wollen mit dieser Veran- 
staltung dazu beitragen, dass dem Publikum seine wachsen- 
de schädliche Macht überhaupt erst einmal bekannt wird“. 
Daher die Form eines „Tribunals“: sie transportiert von 
vornherein die Botschaft, dass von Blackrock Schaden und 
weitere Gefahr ausgeht. 


Die Anklage für das Tribunal wurde von Werner Rügemer, 
freier Publizist und Autor des Buches „Die Kapitalisten des 
21. Jahrhunderts“ (Köln 2918) in der Rolle des Staatsanwal- 
tes geliefert. 


„Blackrock wirkt mit seinen weltweiten Kapitalanlagen in 
nahezu jedem großen Konzern gewissenlos auf alle wirt- 
schaftlichen Bereiche ökologisch und sozial massiv schäd- 
lich ein, treibt Rüstungsproduktion und alle umweltzerstö- 
renden Industrien an, ebenso wie das Unternehmen treiben- 
de Kraft für Lohndruck, Mietpreistreiberei und sonstige so- 
ziale Verschlechterungen ist“, befindet Rügemer, „als An- 
teilseigner einflussreicher sog. ‚Rating-Agenturen‘ malst 
sich Blackrock daneben auch Bewertung von Grolßskonzer- 
nen an, an denen die gigantische Vermögensverwaltung 
selbst Anteile hält: Akteur und Kontrolleur sind identisch, 
das sind eindeutig Filzstrukturen. Komplizenhaft gestehen 
Regierungen und Zentralbanken dem Unternehmenschef 
Laurence Fink überdies mehr und mehr eine Beraterrolle 
zu, die er ungeniert im eigenen Interesse wahrnimmt“, kriti- 
siert Rügemer weiter. [1]) 


Der neueste, noch wieder einen Schritt weiter gehende, An- 
spruch ist Finks Aufforderung an Konzerne, mehr politische 
Verantwortung zu übernehmen, da die Regierungen versagt 
hätten. Angesichts von Blackrocks Konzernbeteiligungen ist 
das offener Machanspruch außerhalb jeder demokratischen 
Kontrolle. 


Die Veranstalter hatten auch Friedrich Merz, Kandidat um 
CDU-Parteivorsitz, evtl. sogar für Amt des Bundeskanzlers, 
früher aber Aufsichtsratsvorsitzender des deutschen Able- 
gers von Blackrock und dessen deutscher Oberlobbyist, ein- 
geladen, um ihm selbst Gelegenheit zur Rolle der Verteidi- 
gung einzuräumen. Merz hat von der Einladung keinen Ge- 
brauch gemacht. Für die Verteidigung konnte stattdessen 
der Kabarettist Max Uthoff (,, die Anstalt“) gewonnen wer- 
den, mit einer Video-,,Botschaft“ im Namen des Friedrich 
Merz die Verteidigung zu übernehmen (wird in Kürze auf 
der Internetseite blackrocktribunal.de zu sehen sein). 


Die Anklage wurde durch eine Reihe von „Zeugen“ belegt, 
die sich als Experten mit allen Aspekten der von Blackrock 
zu verantwortenden Schäden auseinandergesetzt haben. Die 
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reichen von grundsätzlichen Angriffen auf demokratische 
Strukturen (aktuell verschärft durch die sog. Corona-Krise, 
von der der Konzern eindeutig profitiert) über fortschreiten- 
de sog. „Prekarisierung der Bevölkerung“, d.h. Lohndruck, 
Arbeitslosigkeit / Bedrohung durch Arbeitslosigkeit, Miet- 
preistreiberei (z.B. bei Vonovia und Deutsche Wohnen) bis 
hin zu Beteiligungen an Rüstungsindustrie einschließlich 
Atombombenbau, Förderung von Kriegen, schließlich auch 
bis hin zu allen Arten umweltzerstörender Industrien, z.B. 
Erdölgewinnung, Fracking, aber auch Agro-Industrie 
(Blackrock ist z.B. eine Triebkraft bei der Abholzung des 
Amazonas-Regenwaldes). 


Kurzum Blackrock ist ein weltweit schädlicher Akteur, der 
auf der Suche nach immer noch weiteren Gewinnen vor 
nichts zurückschreckt, nicht einmal vor Zerstörung wich- 
tigster Lebensgrundlagen. Die Experten konnten das mit 
enormer Materialfülle geradezu erschreckend belegen. 


Der Zeugenanhörung folgte am 27.9. das Urteil der Jury, 
das im Tenor eine umfassende Offenlegungspflicht und die 
Auflösung des Konzerns sowie auch Folge-Anklagen über 
noch nicht behandelte Vergehen verlangte. 


„Da aber die meisten Regierungen Blackrock auch noch 
komplizenhaft unterstützen“, sagte Grottian in seinen 
Schlussbemerkungen, „wird es für Gegenwehr vor allem 
auf Stärkung und internationale Zusammenarbeit von zivil- 
gesellschaftlichen Kräften ankommen, hier müssen wir an- 
setzen.“ Zu Beginn der Veranstaltung war in einigen bei- 
spielhaften Videos gezeigt worden, dass solche Kräfte in 
vielen Ländern, besonders auch den USA in letzter Zeit zu- 
nehmende öffentliche Aufmerksamkeit und wachsende Pro- 
teste hervorrufen, die sich auch international ausweiten. 


Anklage ; Urteil (Artikel von pressenza ) 


[1] S. SIG 137, Offener Brief von 92 Organisationen an die 
EU-Kommission: Kündigen Sie den Vertrag mit Blackrock! 








Interview von Peter Grottian, JW _- Auszüge 





Die Gefahr für die Demokratie besteht in der Größe von 
Black Rock - 7,4 Billionen US-Dollar Anlagekapital. Der 
Konzern verfügt zudem über eine technologische Überle- 
genheit dank Überwachungs- und Diagnosesystemen (...) 
Es gibt weder von der Regierung, noch von der Opposition 
eine Analyse zu den Fragen der Gefahren für die Demokra- 
tie durch diese Kapitalgesellschaft oder der ökonomischen 
Macht dieses Konzerns. (...) Wir nutzen beispielsweise 
solche Tribunale, um aufzuklären, denn wir brauchen eine 
große soziale Protestbewegung. Der aufrechte Gang und 
der zivile Ungehorsam sind das, was wir lernen müssen, 
damit die unfähige politische Elite so unter Druck kommt, 
dass sich wirklich etwas ändert. 
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Wir trauern um Peter Grottian, 


einen außergewöhnlichen Menschen 
Ein Nachruf des Wissenschaftlichen Beirats und des Koordinierungskreises von Attac 





https://grottian.wixsite.com/homepage 


Peter Grottian ist am Donnerstag, 29. Oktober, im Alter von 
78 Jahren gestorben. Er war langjähriges Mitglied des Wis- 
senschaftlichen Beirats von Attac und ein glaubwürdiger 
Vertreter des Zivilen Ungehorsams in den sozialen Bewe- 
gungen. Peter Grottian war ein unermüdlicher Kämpfer ge- 
gen verkrustete Machtstrukturen und hat sich Zeit seines 
Lebens in der Demokratie- und Friedensbewegung enga- 
giert und mit ungewöhnlicher Ausdauer und Energie zahl- 
reiche zivilgesellschaftliche Aktionen initiiert. Er wurde 
durch kluge Ideen und phantasievolle Aktionen bundesweit 
bekannt, unter anderem durch die Aufklärung des Berliner 
Bankenskandals in 2001 und als einer der Ankläger beim 
Attac-Bankentribunal an der Berliner Volksbühne 2010. 


Als erster Hochschullehrer in Deutschland verzichtete er 
zusammen mit seinem Kollegen Wolf Dieter Narr an der 
Freien Universität in Berlin auf ein Drittel seines Gehalts, 
damit eine Kollegin eingestellt werden konnte. Mit Peter 
Grottian verlieren wir auch einen verantwortungsbewussten 
Hochschullehrer, der bis zu seinem Lebensende 
Doktorand*innen betreute, weil er, wie er selbst sagte, 
"nicht die kritischen Nachwuchswissenschaftler*nnen sich 
selbst überlassen konnte", nachdem viele seiner Kolleg*in- 


nen am Otto-Suhr-Institut der Freien Universität Berlin, an 
dem auch er selbst lehrte, "nicht mehr da sind". 


Peter Grottian engagierte sich außer im Wissenschaftlichen 
Beirat von Attac in vielen anderen Organisationen der Zivil- 
gesellschaft, so etwa im Komitee für Grundrechte und De- 
mokratie, und initiierte eine Vielzahl erfolgreicher Initiati- 
ven, beispielweise in der Friedensbewegung gegen Rüs- 
tungsexporte, gegen den Hartz IV-Skandal und für Arbeits- 
zeitverkürzung in der Attac-Arbeitsgruppe Arbeitfairteilen. 
Er hielt sich dabei auch mit der Kritik an zivillgesellschaft- 
lichen Organisationen, darunter auch an Attac, nicht zurück 
und mahnte nicht nachzulassen. Zuletzt hielt Peter Grottian 
Ende September 2020 in Berlin das Black-Rock-Tribunal 
ab, das er mit Werner Rügemer, ebenfalls Mitglied im Wis- 
senschaftlichen Beirat von Attac, initiiert hatte. In einem 
Redebeitrag bekannte er sich bei dem Tribunal zu seiner 
"Altersradikalität", die ihm Kraft und Energie verleihe. 


Anfang Oktober erlitt Peter Grottian in seinem Wohnort 
Bregenz einen Herzinfarkt und hat sich nach einer Herzope- 
ration leider nicht mehr erholt. Wir trauern um einen außer- 
gewöhnlichen Menschen. 





"Da müssen wir doch was machen!“ Kämpfer für eine gerechtere Welt: Am Donnerstag starb der 
Sozialwissenschaftler Peter Grottian. Hajo Funke erinnert an seinen Kollegen — Tagesspiegel 
„Ihr müsst euch verbünden, sonst ändert sich nichts“- 
Der unbequeme Berliner Professor prägte über Jahrzehnte die Politik an der Universität und auf der Straße. 
Er engagierte sich gegen Überwachung und wurde selbst überwacht. - Netzpolitik 
Artikel von Peter Grottian in SiG 31 („Alternativen zu Repressanda 2010“) , 33 („Diese Demonstrationen sind sanftpfötig“), 
61(“ Für mehr zivilen Ungehorsam“), 72 (Vorschlag für ein alternatives Konjunkturprogramm, 2009), 
78 (Bildungsstreik 2009), 93 (Occupy und Attac), 96 (,Panzerexport nach Saudi-Arabien kann verhindert werden“) 
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Attac Frankreich 
Gegen Maäacron und seine Welt: 


die soziale und okologische Revolution einleiten! 
Pressemitteilung des Rates, 12. Oktober 2020 


Angesichts der Gesundheitskrise, der Krise eines neolibera- 
len und produktivistischen Systems, das beträchtlichen 
Schaden anrichtet, baut die Regierung von Emmanuel 
Macron die Welt von früher wieder auf, nur noch schlim- 
mer. 


Der im September angekündigte Wiederaufbauplan zeichnet 
sich durch riesige Geschenke an Unternehmen aus, ohne 
auch nur diese Hilfen von sozialen und ökologischen Bedin- 
gungen abhängig zu machen. "France relance" begrenzt sich 
auf eine Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh- 
men und opfert dabei die derzeitigen oder künftigen Be- 
schäftigten und Arbeitslosen, ebenfalls die öffentlichen 
Dienste. (1) Das Festhalten an der Reform der Arbeitslosen- 
versicherung und der Rentenreform, auch wenn sie um eini- 
ge Monate verschoben wurden, das Fehlen von Arbeits- 
platzsicherungsmaßnahmen, der Abbau des Arbeits- und 
Wohnungsrechts und die Weigerung, massiv öffentliche Ar- 
beitsplätze und Sozialwohnungen zu schaffen, sind nur eini- 
ge der Anzeichen einer Politik, die immer noch denselben 
Menschen zugute kommt. 


Die Regierung greift also auf die gleichen Rezepte wie ihre 
Vorgänger zurück, mit Steuersenkungen für Unternehmen, 
die vor allem den Aktionären zugute kommen; die Miilliar- 
den Euro, die in der CICE (2) verschlungen werden, und im 
Gegenzug die sehr geringe Schaffung von Arbeitsplätzen 
zeigen jedoch die Ineffektivität solcher Maßnahmen. Auf 
der anderen Seite sind die 0,8% des Budgets des Wiederauf- 
bauplans, die für die Prekärsten bestimmt sind, lächerlich. 


Die Umwelt und das Klima werden geopfert 


Die Rückkehr der bienentötenden Unkrautvernichtungsmit- 
tel auf der einen Seite und der Verzicht auf zu viele Vor- 
schläge des Bürgerkonvents (3) für das Klima auf der ande- 
ren Seite, Wachstum um jeden Preis zugunsten des Profits: 
Emmanuel Macrons grüner Kapitalismus ist nur dem Na- 
men nach grün! 


Und schließlich „blinkt“ die Regierung deutlich nach den 
Rechtsextremen. Von der Anprangerung der „Verrohung“ 
(4) bis zum Gesetzentwurf gegen den "Separatismus" (5) 
zeigt sie wie der Kurs für 2022 aussehen soll: Die Men- 
schen sollen Auswirkungen ihrer Politik vergessen und die 
Muslime sollen noch mehr stigmatisiert werden. Die Ein- 
schränkung der bürgerlichen Freiheiten und die Repression, 
unter der viele Aktivisten leiden, hat mit dem Coronavirus 
nicht aufgehört und geht weiter: die neue Doktrin über "Po- 
lizeiarbeit'" oder das Anti-Squat-Gesetz (Antihausbeset- 
zZungsgesetz) bestätigen dies. 


Gegen den autoritären Neoliberalismus muss die Mobilisie- 
rung organisiert und verstärkt werden, um laut und deutlich 
für ein alternatives Gesellschaftsmodell einzutreten, dessen 
Schlüsselworte Ökologie, Wirtschaftsdemokratie, Gleich- 
heit, Solidarität, Demokratie und Grundrechte sind. 
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In diesen Krisenzeiten öffnen sich radikal andere Wege 


Angesichts von Regierungen, die sich für eine "Strategie 
des Schocks" entschieden haben, können die Ablehnung der 
verfolgten Politik und die Wut eines großen Teils der Bevöl- 
kerung nur zunehmen. Der gesundheitliche Lage schränkt 
jedoch die soziale Mobilisierung ein und erschwert sie. In 
vielen Ländern hat die COVID-19-Pandemie die Aktivitäten 
der alternativen Bewegungen unterbrochen oder ge- 
schwächt. In Frankreich sind dennoch nach dem Ende der 
Ausgangssperre mehrere Mobilisierungen gestartet worden, 
besonders die des Gesundheitspersonals, aber auch die ge- 
gen Rassismus und Polizeigewalt oder für die Rechte von 
Migranten ohne Papiere. In geringerem Maße haben ökolo- 
gische Mobilisierungen stattgefunden, aber sie bleiben an- 
gesichts der Herausforderungen unzureichend (6). 


In dieser schwierigen Situation und in einem Zustand der 
Schwäche der politischen Linken bewegt sich etwas in den 
sozialen Bewegungen. Attac engagiert sich voll und ganz in 
der einheitlichen Dynamik "Nie wieder" (7), die einen bei- 
spiellosen Zusammenschluss von Verbänden und Gewerk- 
schaften darstellt, die neue Wege suchen, um angesichts so- 
zialer und ökologischer Krisen gemeinsam zu handeln. 
Dieser Zusammenschluss entspricht einer Erwartung, einem 
Handlungswillen, der in den kommenden Monaten durch 
die Initiierung lokaler Debatten, Bildung und Mobilisierung 
vertieft werden muss. 

Auf einer anderen Ebene entstehen Initiativen gegen die 
weitere Zerstörung der Welt, gegen die Errichtung von 
Amazon-Verteilzentren oder andere nutzlose Projekte — 
oder sie werden fortgesetzt (8). Deren Stärkung ist notwen- 
dig. Und schließlich, selbst wenn die Gelbwesten weniger 
sichtbar sind, versuchen sie dennoch an vielen Orten, sich 
neu aufzubauen und sie werden sich bei der nächsten Voll- 
versammlung im Herbst wieder treffen (9). 


Daher kann die Rolle von Attac in dieser Periode mehre- 
re Dimensionen umfassen: 

- Beitrag zur Zusammenarbeit und Einheit der sozialen 
Bewegungen, Aufbau lokaler Mobilisierungen für die öko- 
logische und soziale Revolution, insbesondere mit unseren 
Partnern von "Nie Wieder" und bei allen Gelegenheiten, in 
denen Verbände, Gewerkschaften, verschiedene Initiativen 
zusammenkommen. 

- Einbringen unserer Vorschläge und Alternativen in der 
öffentlichen Debatte auf der Grundlage des „Handbuchs 
der Geschichte der Zukunft“ und des „Manifests zur 
Relokalisierung“ sowie der „34 Maßnahmen des Plans für 
den Ausweg aus der Krise“, der von "Nie wieder" erarbeitet 
wurde. 

- In den kommenden Wochen werden wir den Separatis- 
mus der Reichen (10) und die wachsenden Ungleichhei- 
ten anprangern, und uns der Vertiefung des Freihandels 
und dem Aufzwingen eines Wirtschaftsmodells, das unser 
Leben zerstört, entgegenstellen. 
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- Bereits mehrere Termine für Mobilisierungen und Aktio- 
nen sind geplant, insbesondere gegen Amazon und seine 
Welt zum Zeitpunkt des Schwarzen Freitags (Freitag, 27. 
und Samstag, 28. November), der aus übermäßigem Kon- 
sum durch einige, aus Verschwendung und Angriffen auf 
die Rechte der Arbeitnehmer besteht. ) 

- Wir werden auch das Ende des EU-Mercosur-Abkom- 
mens auf europäischer Ebene einfordern. 

- Bei jeder Gelegenheit werden wir Vorschläge für eine öko- 
logische und solidarische Relokalisierung einbringen. 

- Angesichts der zunehmenden Anzahl an "Sozialplänen" 
unterbreiten wir Vorschläge für Umstellungspläne für die 
betroffenen Sektoren, die den Erfordernissen des ökologi- 
schen Übergangs Rechnung tragen und die Zukunft der Ar- 
beitnehmer garantieren (siehe z.B. den Umstellungsplan für 
den Luftfahrtsektor). 

- Wir rufen auch zur Unterstützung und Verstärkung der Ak- 
tionen auf, die für die kommenden Wochen angekündigt 
werden, insbesondere : 

- die Mobilisierung des Gesundheitspersonals am 15.10. 


- der Marsch der Migrant*innen ohne Papiere, 
- den Appell gegen die weltweite Umweltvergiftung am 17. 


- die Demonstrationen gegen das Separatismus-Gesetz 
- die Demonstrationen gegen Gewalt an Frauen am 25. 11. 


(1) Kritik hier, d.Ü. 

(2) Steuergutschrift für Unternehmen bzw. deren Umwandlung 
in geringere Sozialversicherungsbeiträge, d. Ü. , s. Attac FR. 
(3) Zufällig von der Regierung auswählte Bürger hatten im 
Frühsommer umfangreiche sozio-ökologische Vorschläge ge- 
macht, d.U. ,s. attac.fr 

(4) etwa Unbotmäßigkeit der Bürger gegenüber dem Staat und 
seinen Organen, d.Ü. 

(5) etwa „Parallelgesellschaft“ d.Ü. 


(6) Siehe https:/marche-des-sans-papiers.org/ 


(7) Übersetzung : PG-Europa von Attac DE 
(8) https://france.attac.org/se-mobiliser/stop-amazon-et-son- 


monde/ ; Aktionen und Analysen im Jahr 2019, d.U. 

(9) http://assembleedesassemblees.org/ - Die Versammlung ist 
auf später verschoben . „Der bis zum 1.4.2021 verlängerte 
Gesundheitsnotstand beinhaltet ein Arsenal an restriktiven 
Maßnahmen, das von der Bevölkerung zunehmend in Frage 
gestellt wird. Es wird immer offensichtlicher, dass es bei die- 
sem Notstand nicht nur um die Gesundheit der Bevölkerung 
geht, sondern auch den wachsenden Aufstand zu ersticken.“ 





November (S. attac.fr) 


(10) Wortspiel: gemeint ist die das abgeschottete Leben, die 
Steuerhinterziehung und -vermeidung der Superreichen, d.Ü 


BAN http://amon-france.com/, CRAN http://le-cran.fr/, 
La Voix des Rroms https://www.lavoixdesrroms.com/, UJFP http://www.ujfp.org 
Alle gemeinsam, Schwarze, Muslime, Juden und Roma, 


in der antirassistischen Plattform vernetzt, stehen wir gegen die 
schändliche Ausbeutung eines grausamen Angriffs 


20 Oktober 2020 - Der grausame Mord an 
Samuel Paty am 16. Oktober 2020 hätte zu 
einem echten nationalen Zusammenschluss 
führen müssen, zur notwendigen gemeinsa- 
men Trauer und zur Unterstützung der Fa- 
milie des Opfers, der Lehrerschaft und 
Schülerschaft der Schule und der ganzen 
Stadt Conflans-Sainte-Honorine. 

Es sollte uns dazu auffordern, über die Fra- 
ge der aus der Republik Ausgeschlossenen 
nachzudenken, vertieft über die Suche nach 
den Ursachen nachzudenken, die zu sol- 
chen Verbrechen führen, und über die Aus- 
wirkungen von Ausgrenzung und Margina- 
lisierung sich bewusst zu werden, die den 
Weg für einen mörderischen Fanatismus 
öffnen, der von einer extrem kleinen Min- 
derheit beansprucht wird, worunter die Be- 
völkerung leidet, und die nichts mit dem Is- 
lam der großen Mehrheit der Muslime in 
unserem Land zu tun hat. 

Stattdessen erleben wir in den letzten Ta- 
gen eine globale antimuslimische Welle un- 
ter der Führung der französischen Regie- 
rung. Die ausgerufene nationale Union ist 
exklusiv, sie ist ein echter Kreuzzug, der 
die Verantwortung für das Verbrechen auf 
alle Muslime ausdehnt. Sie wurden aufge- 
fordert, sich von einem Verbrechen zu di- 
stanzieren, mit dem sie nichts zu tun haben 
und das sie ebenso wie alle anderen Men- 
schen in Frankreich entsetzt, und zugleich 
wurden sie als kollektiv verantwortlich für 
dieses Verbrechen erklärt. Ihre Institutio- 
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nen werden bedroht, ihre Vereine gewalt- 
sam durchsucht. Und mit Verbot bedroht. 
Stellt sich die Republik so die nächste Zeit 
vor? 

Diese Politik der Spaltung, die gegenüber 
den Muslimen längst begonnen hatte, sollte 
gerade mit dem Gesetz gegen den Separa- 
tismus, das die (erste)Corona-Krise been- 
den sollte, fortgeführt werden. 

(...) Nach den Anschlägen vom Januar und 
November 2015 wurde ein allgemeines an- 
timuslimisches Misstrauen von Regierun- 
gen und Medien organisiert. Dieses Miss- 
trauen war umso leichter zu begründen, als 
es sich auf demokratische Werte wie Säku- 
larismus und Meinungsfreiheit berief. Man 
warf den 5 Millionen Muslimen oder ver- 
meintlichen Muslimen vor, diese Werte 
nicht zu respektieren. Welche Gruppe von 
Menschen würde es akzeptieren, von den 
mörderischen Taten einiger Fanatiker als 
Geisel genommen und für diese Verbre- 
chen verantwortlich gemacht zu werden? 
Die Entwicklung rassistischer antimuslimi- 
scher Handlungen wurde in den letzten 
Jahren in allen Berichten der CNCDH ver- 
merkt. Die Regierung hat überhaupt die 
Existenz von Islamophobie geleugnet und 
angekündigt, dass sie Organisationen, die 
gegen rassistische Handlungen, Diskrimi- 
nierung und für das Zusammenleben kämp- 
fen, verbieten will. 

Der Sieg dieser Terroranschläge besteht 
darin, zu einer Zunahme der giftigen Reden 
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gegen Muslime und den Islam geführt und 
die Demokratie zurückgedrängt zu haben. 
Dennoch wird gerade den Muslimen, die 
täglich bedroht und in ihren Bürgerrechten 
verletzt werden, das Rederecht entzogen. 
(Wer hat in den letzten Tagen Muslime in 
den Medien gehört?) 

Die angekündigten Verbote für muslimi- 
sche Vereinigungen, darunter die humanitä- 
re Vereinigung Baraka City und die Verei- 
nigung zur Verteidigung der Menschen- 
rechte CCIF, sind umso skandalöser, als sie 
vorgeben, die bedrohte Demokratie zu ver- 
teidigen. Wir sind empört über die unbe- 
gründeten Anschuldigungen gegen ein Mit- 
glied unserer antirassistischen Plattform, 
der CCIF. Es ist empörend, der CCIF ir- 
gendeine Verbindung zu kriminellem Fana- 
tismus zuzuschreiben, um dabei Interessen 
zu dienen, die weit von den Werten der De- 
mokratie entfernt sind. 

Wir, die Mitgliedsverbände einer antirassis- 
tischen Plattform, die Rassismus in keiner 
Form toleriert, lehnen die Logik des Krie- 
ges der Zivilisationen ab, die durch das ab- 
scheuliche Verbrechen vom 16. Oktober an 
einem Lehrer wiederbelebt wird. Damit 
dieses Verbrechen nicht gewinnt, rufen wir 
zu einer echten nationalen Union zum 
Schutz aller Opfer von Rassismus und Aus- 
grenzung auf. 


Quelle: ujfp 
Übersetzung : SiG-Redaktion 
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„Eine neue Normalität schaffen“ 
- Kooperaätiven in Lateinamerika in Zeiten von Covid-19 


(Berlin, 12. Oktober 2020, npla).- Lateinamerika ist eine der 
am stärksten von der Covid-19-Pandemie betroffenen Regi- 
onen der Welt. Um die Infektionskurve flach zu halten, grif- 
fen viele Länder zu drastischen Maßnahmen, verhängten 
monatelange Ausgangssperren und schlossen für das gesell- 
schaftliche Leben wichtige Institutionen. Lieferketten wur- 
den unterbrochen und lebenswichtige Dienstleistungen ein- 
geschränkt. Doch Kooperativen und Genossenschaften auf 
dem ganzen Kontinent standen ihren Mitgliedern zur Seite, 
um den negativen Auswirkungen der Maßnahmen trotzen 
zu können. 


Corona-Pandemie Ausdruck der globalen Umweltkrise 
Mitglieder der „Genossenschaftsbewegung Lateinamerikas“ 
führten im Juli eine Video-Konferenz durch, um Strategien 
zu diskutieren, wie sie auf die Pandemie reagieren können. 
Dabei beklagten sie fehlende politische Ansätze, der Krise 
ganzheitlich entgegenzutreten, die nach Auffassung der 
Teilnehmer*innen auch Ausdruck der globalen Umweltkrise 
ist. Es sei wichtig, dass die Kooperativen ökologische Pro- 
duktionsweisen voran treiben, denn die Welt stehe vor einer 
globalen Hungersnot, hebt Francia Borowy, Repräsentantin 


des „Nationalen Komitees der genossenschaftlich 
organisierten Frauen Costa Ricas“ hervor. (...) 


Vorteile von Kooperativen nutzen 
Man wolle einen positiven Kreislauf wirtschaftlicher Ent- 
wicklung schaffen, der soziale Probleme unternehmerisch 
angeht. Dabei sollen Marktmechanismen eingesetzt werden 
und all das, was zu einem erfolgreichen Wirtschaften dazu 
gehört. Zudem sei aber wichtig, soziale Problem in erster 
Linie durch interne Selbstorganisation zu lösen, beschreibt 
Quijano den Ansatz, den die Kooperativen verfolgen. 
Das sieht auch Norma Suarez Rios so. Angesichts der 
Schließung der öffentlichen Märkte im südmexikanischen 
Bundesstaat Oaxaca tat sie sich mit gut zwei Dutzend 
Kleinbäuer*innen zusammen und gründete die Organisation 
„Productores de Oaxaca“, um ihre Ernte zu vermarkten. 
Dazu nutzen „Productores de Oaxaca“ die sozialen Netz- 
werke. Über diese organisierten sie einen Direktvertrieb. 
Von den Kund*innen bekommt Norma jede Menge positi- 
ves Feedback. Die Leute bedankten sich für die leckeren 
Tomaten, sagt sie. Und das motiviere, denn die Großhändler 





Aufgrund dieser Erfahrungen sei Norma klar geworden, wie 
wichtig eine Vermarktung auf Grundlage gerechter Bezie- 
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hungen und ohne jegliche Art von Missbrauch sei. Das sei 
im konventionellen Handel keine Selbstverständlichkeit, 
denn dort zähle nur der Preis, dass alles so billig wie mög- 
lich sei, ohne nach den Konsequenzen zu fragen. (...) 


Die Coronakrise als Chance zum Umdenken 
Der Argentinier Plotinsky geht noch einen Schritt weiter. 
Die Krise der menschlichen Zivilisation sei bestimmt durch 
soziale Ungleichheit und eine Störung des ökologischen 
Gleichgewichts. In ganz Lateinamerika gibt es gravierende 
Umweltprobleme. Und keine Regierung habe je versucht, 
diesen in angemessener Art und Weise entgegenzuwirken. 
Im Gegenteil, die Fokussierung auf industrielle Großprojek- 
te, um die wirtschaftliche Entwicklung voran zu treiben, 
habe sich als Falle heraus gestellt. Diese Projekte nützten 
nur den Eliten, während die von den negativen Auswirkun- 
gen Betroffenen ausgegrenzt und kriminalisiert würden — 
von der Umwelt ganz zu schweigen. (...) 
„Es eröffnet sich aber in diesem Moment eine ungeahnte 
Möglichkeit. Immer mehr Menschen verstehen, dass es 
nicht darum geht, zur Normalität zurück zu kehren, sondern 
eine neue Normalität zu schaffen, die auf unseren Prinzipien 
aufbaut: Demokratie, Gleichheit, Gerechtigkeit, Solidarität, 
Eigenverantwortung und Kooperation.“ Das sieht Plotinsky 
als große Chance der Coronakrise. 
Npla - Podcast bei Radio onda. 





Arbeit und Gesundheit in Lateinamerika 
https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/ 

















Utopien 2048 
In Form einer Collage berichten Ich- 
Erzähler*innen in dem Hörspiel 

vielstimmig von ihrem Alltag im 

Jahr 2048. In dieser Welt gibt es 

mehr Zeitsouveränität, Gemein- 

schaft, Solidarität, Selbstbestim- 

mung, Gesundheit und Demokratie. 

Abgenommen haben dagegen Lohn- 

arbeit, Konkurrenz, Umweltschäden, > ZENEN 

Gewalt und Krieg. Doch auch 2048 A US EINER 

verläuft das Leben nicht ohne Kon- W ELLY ON 

flikte. Ein Streitthema ist die Vertei- ORGEN e 

lung derjenigen gesellschaftlich not- ERTEILT EINEN 
wendigen Arbeiten, die kaum jemand machen möchte. Demokra- 
tie ist auch im Jahr 2048 noch anstrengend. Dazu kommen die 
Spuren der Zerstörung, die der bis in die 30er Jahre auf fossilen 
Energieträgern beruhende Kapitalismus hinterlassen hat. 
https://www.attac.de/audioutopistas 


Zukunft 
für alle 


a Ik x 
H ne 





gerecht. 
ökologisch. 
machbar. 





https://zukunftfueralle.jetzt/buch-zum-kongress/ 
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Volker Hermsdorf 


#UnblockCuba 


Havanna hält seit 60 Jahren US-Sanktionen stand. Solidaritätskampagne für deren Aufhebung 





Mitschnitt der Veranstaltung der Jungewelt auf Youtube 


Vor genau 60 Jahren, am 19. Oktober 1960, leitete der 
damalige US-Präsident Dwight D. Eisenhower mit ei- 
nem Exportverbot für Kuba die längste Wirtschafts-, 
Handels- und Finanzblockade ein, die je gegen ein Land 
verhängt worden ist. Genauso lange widersteht die Bevöl- 
kerung der Insel allen Versuchen, ihr Land wieder in die 
Abhängigkeit von den USA und transnationalen Konzernen 
zu zwingen. »Wir werden kämpfen, bis die kriminelle, ana- 
chronistische Politik gegen unser Volk beendet ist«, versi- 
cherte Kubas Botschafter in Deutschland, Ramön Ripoll 
Diaz. (...) 

Rob Miller von der britischen »Cuba Solidarity Campaign« 
und Irma Dioli von der »Freundschaftsgesellschaft Italien- 
Kuba« berichteten in Grußworten über geplante Aktionen in 
ihren Ländern. Dioli erinnerte daran, dass Kuba als eines 
der ersten Länder Ärzte der Henry-Reeve-Brigade nach Ita- 
lien geschickt hatte, um die dortige Bevölkerung nach den 
Covid-19-Ausbrüchen zu unterstützen. Gonzalez dankte 
schließlich allen Unterstützern der »Unblock Cuba-Kampa- 
gne« »im Namen des kubanischen Volkes« dafür, »die euro- 
päische Öffentlichkeit über die Folgen der innumanen 
Sanktionen zu informieren«. 

Welche Einschränkungen die US-Maßnahmen im Alltag der 
Bevölkerung verursachen, berichtete der Hamburger Filme- 
macher Hans-Peter Weymar, der mit seiner Familie bis Juli 
2020 sieben Jahre lang in Havanna gelebt hat. Er erfuhr in 
Krankenhäusern, dass dort viele notwendige Dinge fehlten, 
weil die US-Bestimmungen anderen Ländern den Export 
nach Kuba verbieten. »Das geht von Medikamenten über 
Rohstoffe zur Herstellung pharmazeutischer Produkte, von 
medizinischen Hilfsmitteln bis zu Beatmungsgeräten, deren 
Lieferung inmitten der Coronapandemie verhindert wurde«, 
sagte Weymar. Er selbst habe — wie viele Kubaner — unter 
dem Benzinmangel an Tankstellen gelitten, der dadurch ver- 
ursacht wurde, dass die US-Regierung Öltanker daran ge- 
hindert hatte, kubanische Häfen anzusteuern. »Die massive 
Blockade von Treibstofflieferungen hat weitreichende Kon- 
sequenzen, weil dadurch Produkte aus den Lagern nicht in 
die Geschäfte und landwirtschaftliche Erzeugnisse nicht auf 
die Märkte transportiert werden können«, erläuterte der Fil- 
memacher. »Die Folge sind Einschränkungen bei der Le- 
bensmittelversorgung und lange Warteschlangen vor Märk- 
ten und Geschäften«, erklärte er. 
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Genau diese Auswirkungen der Sanktionen hatte Washing- 
ton 1960 beabsichtigt, als US-Staatssekretär Lester D. 
Mallory als Ziel der Maßnahmen vorgegeben hatte, 
»Elend, Not, Hunger und Verzweiflung in Kuba zu erzeu- 
gen«, um die Regierung zu stürzen. 60 Jahre und elf Präsi- 
denten später verschärfte Donald Trumps Sonderbeauftrag- 
ter Elliot Abrams diese Vorgaben mit der menschenverach- 
tenden Anordnung, »die kubanische Wirtschaft zu erdros- 
seln«. 

Weymar und fünf weitere in Kuba tätige deutsche Kultur- 
schaffende und Wissenschaftler, die die Folgen der Blocka- 
de für die Bevölkerung tagtäglich erleben mussten, haben 
deshalb eine bereits von mehr als 57.000 Menschen unter- 
zeichnete Petition (www.havanna-initiative.org) initiiert, 
mit der sie die deutsche Bundesregierung auffordern, »aktiv 
für eine Aufhebung der illegalen Blockadepolitik« einzutre- 
ten. 

Die UNO und EU wie auch die Bundesregierung verur- 
teilen sie seit langem als völkerrechtswidrig, ohne dass 
dies irgendwelche Konsequenzen hätte. Im Gegenteil: 
deutsche und europäische Banken wie Unternehmen 
unterwerfen sich den unmenschlichen US-Sanktionen, 
um ihre wirtschaftlichen Interessen in den USA nicht zu 
gefährden. Und nun will BMZ-Minister Gerd Müller 
laut Presseberichten auch noch die 


Entwicklungszusammenarbeit mit Kuba streichen - und 
damit die Blockadepolitik de facto verstärken. 


www.havanna-initiative.org 














Die Petition ergänzt die Kampagne »Unblock Cuba«, die 
bis zur nächsten Abstimmung der UN-Vollversammlung 
im Mai 2021 europaweit den öffentlichen Druck zur Been- 
digung der Blockade verstärken will. 

Quelle: JW-Artikel 





Twitter blockiert kubanische Politiker*innen 
und Medien 

Am 11. September 2020 hat der Betreiber des Kurznach- 
richtendienstes Twitter das Konto von Mitgliedern der ku- 
banischen Regierung, wichtiger staatlicher Stellen, der 
größten Tageszeitung Granma und zahlreicher 
Journalist*innen gesperrt. Das US-Unternehmen erklärte 
weder die Maßnahme, noch hatte sie davor gewarnt. 
Die ominöse Sperrung erfolgte just in dem Moment, als 
Kubas Präsident Miguel Diaz-Canel im staatlichen Fernse- 
hen die Bevölkerung vor einer Energiekrise aufgrund von 
US-Sanktionen warnte und die Maßnahmen vorstellte, mit 
der die negativen Auswirkungen abgemildert werden soll- 





ten. - Mehr hier npla 














Mehr über Kuba: https://amerika21.de/geo/kuba 


https://www.npla.de//country/kuba 
SiG Nr. 123 — Ignacio Ramonet: der Fidel, den ich kannte 
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Chile 


Nachrichtenpool Lateinamerika 
Plebiszit macht den Weg fur neue Verfassung frei 


Die Chilen*innen haben am 25.10.2020 über die 
Ausarbeitung einer neuen Verfassung entschieden. Und die 
Ergebnisse des Plebiszits haben die Prognosen noch 
übertroffen: Wurden die Stimmanteile für das „Ja“ 
(„Apruebo“) zu einer neuen Verfassung im Voraus auf 60 
oder 70 Prozent geschätzt, ergab sich nach Auszählung von 
mehr als 99 Prozent aller Stimmen eine überwältigende 
Mehrheit von über 78 Prozent. Demgegenüber stehen nur 
etwa 21 Prozent für das „Rechazo“-Lager, also gegen eine 
neue Verfassung. 

Ebenso gute 78 Prozent stimmten für die Ausarbeitung 
einer neuen Verfassung durch eine verfassungsgebende 
Versammlung aus 100 Prozent gewählten 
Vertreter*innen. 

Das historische Ergebnis des Plebiszits sorgte nach dieser 
besonderen Wahl für enorme Feierstimmung. Der „Platz der 
Würde“ (Plaza de la Dignidad) in der Hauptstadt Santiago, 


Zentrum der Proteste seit Oktober 2019, füllte sich mit 
Menschen. Mehrere Zehntausende feierten dort den Sieg 
des „Apruebo“, der den Weg für eine neue Verfassung und 
damit die Abschaffung des neoliberalen Grundgerüsts aus 
Zeiten der Militärdiktatur freimacht. |... ] 

[...] Es ist ein Sieg der Menschen auf der Straße, nicht der 
Politiker*innen. Nach Monaten der Proteste mit 31 Toten 
und tausenden Verletzten nimmt das Ergebnis des Plebiszits 
nicht nur der politischen Elite den Wind aus den Segeln, 
sondern gibt der Zivilgesellschaft die nötige Kraft und das 
Durchhaltevermögen für den Weg bis hin zu einer neuen 
Verfassung. Und der ist noch lang: Im April 2021 wählt 
die Bevölkerung zunächst die 155 Vertreter*innen für 
die verfassungsgebende Versammlung, die den Text ab 
Mai ausarbeiten soll. Die neue Verfassung soll dann 
durch ein weiteres Plebiszit im Jahr 2022 von der 
Bevölkerung ratifiziert werden. Quelle: npla 


Katja Maurer 
Warum eine neue Verfassung in Chile mehr ändert, 
als es den Anschein hat 


(...) Diese Verfassung, über deren Fortbestehen am Sonntag 
in einem Plebiszit entschieden wurde, legt die neoliberale 
Ordnung als Grundprinzip fest. Der chilenische Rechtswis- 
senschaftler Jaime Bassa beschreibt das so: Die bisherige 
Verfassung lege immer eine Wahlfreiheit fest. Jedes Indivi- 
duum müsse die Wahl zwischen einem öffentlichen und pri- 
vaten Gesundheitssystem, Öffentlichen und privaten Bil- 
dungseinrichtungen oder öffentlichem und privatem Woh- 
nen etc. haben. Und nicht nur das: Sie gibt den privaten Be- 
treiber*innen den Vorrang. 

Als kürzlich die Kommune von Santiago eine Buslinie ein- 
richten wollte, die in der Infrastruktur der Verkehrsmittel 
fehlte, klagten die privaten Verkehrsmittelbetreiber dage- 
gen, obwohl sie dort keine Buslinie einsetzen wollten, und 
bekamen Recht. Der Vorrang der Privatwirtschaft, so das 
Urteil, gelte auch auf die Zukunft hin, dass hier möglicher- 
weise eine Buslinie eingerichtet werde. Der verfassungsmä- 
ßige Privatisierungswahn geht soweit, dass selbst das Was- 
ser in Chile generell nur über privatwirtschaftliche Nut- 
zungsrechte fließt. Wer Grund besitzt, muss die Wasserrech- 
te dazu kaufen, sonst kann man keinen Brunnen bauen. 
Städte und Kommunen verfügen nicht über die Wasserres- 
sourcen, die unter ihrem Grund und Boden fließen. Alles so 
in der Verfassung festgelegt. (...) 


Die Verfassung ersetzt universelle Rechte durch individuel- 
le „Zugangsrechte“. Sie garantiert also rechtlich das Vor- 
handensein von gesundheitlichen Leistungen. Wer sie wie 
nutzt, bleibt dem Geldbeutel überlassen. Aus diesem Grund 
bewegen sich alle Reformbemühungen der Concertaciön- 
Regierungen — dem von Christdemokrat*innen bis Sozia- 
list*innen reichenden Bündnis des NO - immer im Rahmen 
dieses System. Die Student*innen forderten 2011 in Mas- 
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senprotesten öffentliche Universitäten. Heraus kamen ledig- 
lich öffentliche Stipendien, die das Studieren an privaten 
Einrichtungen möglich machten: Also noch mehr öffentli- 
che Gelder in private Institutionen, die zum Teil den großen 
reichen Familien gehören. 

Ähnlich beim Aufstand der Schüler*innen 2006 - die soge- 
nannten Pinguine. Auch sie wollten öffentlichen Schulen 
und bekamen mehr individuelle Stipendien. Aber offenbar 
vergessen sich diese Kämpfe nicht. Denn im Oktober 2019 
trat die nächste Generation der Schüler*innen an, um mit zi- 
vilem Ungehorsam gegen die Fahrpreiserhöhungen der Me- 
tro anzukämpfen und einen Protest von Millionen loszutre- 
ten, der sich am 18. Oktober 2020 zum Jahrestag des „Estal- 
lido social“ wieder in einer Großkundgebung präsentierte. 
Dass sich die unterschiedlichen Motive der Empörung in 
Verfassungsfragen wiederfinden, liegt daran, dass diese Ver- 
fassung mit ihren Normen auch die Normalisierung einer 
bestimmten Art des Zusammenlebens definiert, die wir heu- 
te nicht mehr in Frage stellen, so der Rechtswissenschaftler 
Jaime Bassa. Die Entsolidarisierung, Individualisierung und 
Entpolitisierung der chilenischen Gesellschaft ist eben in 
dieser Verfassung begründet. „Der moderne Konstitutiona- 
lismus“, so Bassa, „betrachtet das Recht als eine juristi- 
sche Frage und nicht als eine der sozialen Beziehung. “ 
Eine Sache von Expert*innen. Akteure in der bisherigen 
Verfassung sind entweder der Staat oder der Markt. Grund- 
rechte aller, Gemeinwohl, genossenschaftliche Wirtschafts- 
formen - nichts davon kommt in der Verfassung vor. Sie ist 
eine einzige Vorlage für Privatisierungsexzesse. 

Versuche die Verfassung zu ändern, wie unter Präsidentin 
Bachelet, scheiterten nicht nur an der rechten Opposition 
und den Christdemokraten, die der Concertaciön angehören, 
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sondern auch an alten Pinochet-Gegner*innen in der Regie- 
rung, die aber mittlerweile von der in der Verfassung veran- 
kerten Umverteilung vom Öffentlichen ins Private profitiert 
hätten, so Bassa. Es geht schlicht um ökonomische Interes- 
sen — und das disqualifiziert in den Augen der Demons- 
trant*innen die gesamte politische Klasse. Es ist zwar Ge- 
werkschafter*innen verboten ein politisches Amt zu beklei- 
den, nicht aber Politiker*innen Geschäfte zu machen. Und 
dafür bot sich in den letzten Jahrzehnten reichlich Gelegen- 
heit. Ganz legal, weshalb Chile nicht als korrupt gilt. 

(...) Die Freiheit, nur verstanden als Freiheit des Konsums 
— nirgendwo hat sie so fröhliche Urständ gefeiert wie in 
Chile, bis die Überverschuldung der Bevölkerung zu einem 
bösen Erwachen führte. Eine der wichtigsten Erfahrung der 
Protestierenden bestand darin, dass sie plötzlich das Ge- 
meinsame der individuellen Verschuldung entdeckten, was 
auch einer Befreiung von individueller Scham über das ver- 
meintlich eigene Scheitern gleich kam. 


Eine neue Verfassung tut dringend not. Sie wäre ein Riesen- 
schritt, sich endlich von dem Schatten der Diktatur zu be- 
freien. Trotzdem hat dieses Referendum etwas Anrüchiges. 
Das Parlament beschloss diese Maßnahme auf dem Höhe- 
punkt der Aufstandsbewegung. Es gab keinen Versuch, die 
Bewegung einzubeziehen, was schwierig gewesen wäre, 
weil sie ja gerade auf Führer*innen explizit verzichtet. Aber 
längst hatten sich überall „cabildos“ gebildet, regionale Ver- 
sammlungen zu verschiedenen Themen, die man hätte ein- 
binden können. So ist zu fürchten, dass die Abstimmung vor 
allen Dingen ein Manöver der politischen Klasse ist, um 
dem Protest, der für sie alle von links bis rechts bedrohlich 
war, die Spitze zu nehmen. Der Aufstand im ganzen Land 
wollte, dass „alle gehen“, wie es in dem argentinischen Lied 
heißt: „Que se vayan todos!“ Das Referendum hat diesem 
Schwung vorerst ein Ende gesetzt. Corona tat dann ein Üb- 
riges. 


(...) Die großen Demonstrationen mit mehreren hunderttau- 
send Teilnehmer*innen zum Jahrestag am 18. Oktober zeig- 
ten zwar das nach wie vor vorhandene Potential dieser Be- 
wegung, doch die Ereignisse am Rand offenbarten auch die 
Gefahren. Die Frage der Gewalt droht nicht nur in Form der 
Polizeigewalt zu einem zentralen Thema zu werden. In San- 
tiago brannten zwei Kirchen. Das ist in einem nach wie vor 
religiösen Land wie Chile eine Grenzüberschreitung. Dass 
das Hooligans und bezahlte Provokateure waren, steht 
ziemlich fest. Es wurde unter anderem ein Major der Cara- 
bineros festgenommen. Aber in der polarisierten Öffentlich- 
keit, die durch die sozialen Medien nicht besser geworden 
ist, werden diese Ereignisse wie eine Brandwelle gegen die 
Legitimität des Aufstands benutzt. Der wiederum hat unge- 
heure Sympathie vor allen Dingen durch den freudigen, 
festlichen und kreativen Charakter errungen. Etwas, was die 
Primera Linea mit ihren Schlachten gegen die Wasserwerfer 
gezielt und diszipliniert verteidigt hat. 

Es bleiben also viele Fragen offen. "Trotzdem werden spä- 
testens die Wahlen, die im nächsten Jahr stattfinden, die Be- 
wegung wieder aufrufen, ihre Punkte durchzusetzen. Dabei 
geht es um die Schaffung eines öffentlichen Gutes in Ge- 
sundheit, Bildung, Wohnen und den Naturressourcen, ge- 
nauso wie um reproduktive Rechte und die Anerkennung 
der Pluralität der Lebensformen - und nicht zuletzt um ei- 
nen Plurinationalismus, der die indigenen Völker wieder in 
ihr Recht setzt. Lassen sich in einem neoliberalen Model- 
land wie Chile kollektive und universale Grundrechte und 
Formen des Gemeinguts zurückerobern? Das ist die große 
Frage nach dem Referendum und sie ist weit über Chile hin- 
aus von Bedeutung. Quelle: medico 








Mehr über Chile: https://www.ila-web.de/ausgaben/435 


https://amerika21.de/geo/chile , SiG 134: Aufstände in Chile; 
SiG 136: Referendum über eine neue Verfassung 











ILA: Gesundheitsversorgung in Lateinamerika 


(...) Die Mitte-Links-Regierungen, die 
zwischen 2000 und 2019 in vielen 
südamerikanischen Ländern an der 
Macht waren, hatten ihren Wähler*innen 
eine bessere Gesundheitsversorgung 
versprochen. Vielerorts wurden auch 
wirkliche Verbesserungen erreicht, wo- 
bei das vorherrschende Modell der 
Zweiklassenmedizin nirgendwo wirklich 
aufgebrochen wurde. 


Mit dem Amtsantritt konservativer 
und rechter Regierungen sind viele der 
erreichten Fortschritte gefährdet, teilwei- 
se gab es bereits schmerzliche Rück- 
schritte. Am einfachsten funktioniert das 
durch Kürzungen der für das Gesund- 
heitswesen zur Verfügung gestellten Fi- 
nanzmittel. So sind die öffentlichen Aus- 
gaben im Bereich der Gesundheit in den 
größten lateinamerikanischen Ländern, 
Argentinien und Brasilien, spürbar ge- 
sunken. 
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Doch gegen die allgemeine Malaise im 
Gesundheitssystem regt sich Wider- 
stand: am sichtbarsten derzeit im neoli- 
beralen Musterland Chile, wo die Defizi- 
te im Gesundheitssystem zu den Themen 
der aktuellen Protestbewegung gehören. 


Ein Teil der erreichten Verbesserungen 
in der medizinischen Versorgung in Bo- 
livien, Brasilien, Ecuador oder Venezu- 
ela war dem Einsatz cubanischer 
Ärzt*innen und Pfleger*innen zu ver- 
danken. Aus Brasilien hat Cuba nach 
dem Amtsantritt Bolsonaros sein medizi- 
nisches Personal aus Sicherheitsgründen 
bereits komplett zurückgezogen, was zu 
erheblichen Versorgungslücken vor al- 
lem in städtischen Armenvierteln und 
ländlichen Regionen, geführt hat. In Bo- 
livien gab es nach dem Sturz von Präsi- 
dent Evo Morales Angriffe auf cubani- 
sche Ärzt*innen. Darauf hat die cubani- 
sche Regierung auch aus Bolivien das 
medizinische Personal abgezogen. (...) 
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Neben der (etwas) besseren Ausstattung 
der öffentlichen Gesundheitssysteme ha- 
ben einige der Mitte-Links-Regierungen, 
etwain Bolivien und Ecuador, die Prak- 
tiken indigener Mediziner*innen auf- 
gewertet. Dieser Prozess hatte jedoch 
bereits früher begonnen. Für viele arme 
Leute, die keinen oder nur einen unzu- 
reichenden Zugang zu medizinischer 
Versorgung hatten, waren die traditionel- 
len Heiler*innen immer unverzichtbar, 
dennoch wurde deren Arbeit — teilweise 
auf Druck medizinischer Standesorgani- 
sationen — häufig sogar kriminalisiert. 
Nun werden ihre Kompetenzen und 
Kenntnisse langsam anerkannt, und mit- 
unter gibt es sogar Kooperationen zwi- 
schen akademisch ausgebildeten Medizi- 
ner*innen und indigenen Heiler*innen. 


Schwerpunkt Gesundheit 
https://www.ila-web.de/ausgaben/431 
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Bolivien 
Andreas Hetzer 


MAS siegt mit uberragender Mehrheit 


La Paz. Die Bewegung zum Sozialismus (Movimiento al 
Socialismo, MAS) ist mit 55,1 Prozent der klare 
Wahlsieger, gefolgt von der enttäuschten Allianz Bürgerge- 
meinschaft (Comunidad Ciudadana, CC) mit 28,83 Prozent. 
Der Präsidentschaftskandidat der CC, Carlos Mesa, hatte 
schon vor Tagen seine Niederlage eingestanden und die 
Führung der Opposition für sich reklamiert. 

In Wählerstimmen ausgedrückt haben über 1.600.000 Per- 
sonen mehr die MAS als die CC gewählt. Arce hat demnach 
das Wahlergebnis von Ex-Präsident Evo Morales aus dem 
Vorjahr weit übertroffen. Damals hatte Morales etwas über 
47 Prozent erreicht, jedoch wurden die Wahlen aufgrund ei- 
nes angeblichen Wahlbetrugs annulliert. 

Der regionalistische und ultrarechte Luis Fernando Cama- 
cho von Wir Glauben (Creemos) aus Santa Cruz kommt mit 
seiner Partei gerade mal auf 14 Prozent. Die restlichen bei- 
den Parteien blieben sogar unter der Drei-Prozent-Hürde 
und verlieren somit laut Wahlgesetz ihre Parteiregistrierung. 
Aus den Ergebnissen folgt, dass die MAS auch dann die 
Wahlen in der ersten Runde für sich entschieden hätte, 
wenn sich die beiden stärksten Oppositionsparteien zu- 
sammengeschlossen hätten. Dies wurde im Vorfeld der 
Wahlen immer wieder von der Anti-MAS-Fraktion ge- 
fordert, nachdem De-facto-Präsidentin Jeanine Anez 
ihre Kandidatur zurückgezogen hatte. Laut Wahlgesetz 
gewinnt ein Kandidat dann in der ersten Runde, wenn er 
40 Prozent der abgegebenen Stimmen bei einem Vor- 
sprung von mindestens zehn Prozentpunkten erreicht. 
Insgesamt gaben 6.483.893 Menschen ihre Stimme ab. 
Das bedeutet eine Wahlbeteiligung von 88,4 Prozent. 
Auch wenn im Land Wahlpflicht herrscht, so handelt es 
sich laut Romero um die zweithöchste Partizipation in 
der Geschichte Boliviens. 

Die verschiedenen internationalen Wahlbeobachtermis- 
sionen waren sich in ihren vorläufigen Berichten einig, dass 
ein Wahlbetrug auszuschließen und die Stimmabgabe fried- 
lich und ohne größere Zwischenfälle abgelaufen sei. 

Neben der Direktwahl des Präsidenten stimmten die Wähler 
auch über die Zusammensetzung der Plurinationalen Le- 
gislativen Versammlung Boliviens ab. Im Abgeordneten- 
haus erreichte die MAS 73 von 130 Sitzen und verfügt über 
die absolute Mehrheit. CC kam auf 41 und Creemos auf 16. 
Im 36 Sitze starken Senat verfügt die MAS über eine satte 
Mehrheit von 21, die CC hat hier 11 und Creemos 4 Sitze. 
Bemerkenswert ist die Geschlechterverteilung im Senat: 
Von 36 Vertretern sind 20 Frauen. 

Die MAS hat damit ihre Zweidrittelmehrheit in beiden 
Kammern im Gegensatz zur vorherigen Legislaturperiode 
verloren. Das bedeutet, dass sie bei Verfassungsänderungen 
zu Verhandlungen mit der Opposition gezwungen ist. 

Der deutliche Vorsprung und die absolute Mehrheit verleiht 
der neuen Regierung eine hohe Legitimität. Nichtsdesto- 
trotz regt sich immer noch Widerstand gegen den Wahlaus- 
gang, der vor allem aus dem Tieflanddepartament Santa 
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Cruz kommt. Dort versammeln sich seit den letzten vier Ta- 
gen regelmäßig Tausende Menschen und protestieren wegen 
angeblichen Unregelmäßigkeiten bei der Stimmauszählung. 
Die Senatspräsidentin, Eva Copa, hat unmittelbar nach der 
Pressekonferenz des TSE die offizielle Amtseinführung von 
Luis Arce und seinem Vize, David Choquehuanca, für den 
8. November in La Paz festgelegt. Das TSE wird am kom- 
menden Dienstag die Ernennungsurkunden für die Parla- 
mentarier und am Mittwoch für die Präsidentschaft ausstel- 
len. Danach muss innerhalb von zwei Wochen die Amts- 
übergabe vonstattengehen. Das bedeutet, dass die De-facto- 
Regierung noch maximal bis zum 11. November im Amt 
bleiben kann. Wiederum maximal 120 Tage danach müssen 
die Regionalwahlen durchgeführt werden, bei denen die 
Gouverneure, Bürgermeister und Regionalparlamente be- 
stimmt werden. Der Wahlkampf geht also direkt in die 
nächste Runde. 

Quelle: Amerika21 (gekürzt) 
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< ce Me 
DADANA a, 


Über 50 Prozent der neuen Abgeordneten 





AUEA DA A 


sind Frauen 


(Caracas, 24. Oktober 2020, telesur/poonal).- Die Bewe- 
gung zum Sozialismus (MAS) hat die Wahlen vom 18. Ok- 
tober in Bolivien klar gewonnen. Sowohl das Abgeordne- 
tenhaus als auch der Senat zeichnen sich nun durch eine 
starke Präsenz von Frauen aus. Von insgesamt 36 Sitzen im 
Senat gingen 21 an die MAS, davon sind zehn von Frauen 
besetzt. Bei der zweitplatzierten Partei Comunidad Ciuda- 
dana sind sieben der elf Senator*innen Frauen, die vier Se- 
natssitze für die rechte Partei Creemos teilen sich je zwei 
Frauen und Männer. Im Abgeordnetenhaus haben die Frau- 
en sogar die Mehrheit. Auch die Präsenz der Indigenen im 
Parlament wird mit 57 Prozent von Frauen dominiert. 





Bolivien weltweit auf Platz drei 


Im Ranking „Frauen in der Politik“ der Vereinten Nationen 
steht Bolivien bei der Repräsentation von Frauen im Parla- 
ment weltweit auf Platz drei, hinter Ruanda und Kuba. 
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AG Globalisierung und Krieg und Projektgruppe Europa von Attac DE 
Spannungen, Konflikte, neue Kriegsgefahren 


1. September 2020 — Gegenwärtig erleben wir, wie sich in 
atemberaubendem Tempo ein neuer Kalter Krieg anbahnt. 
Fast täglich eskaliert die Trump-Administration mit Sankti- 
onen, Verboten und Drohungen die Spannungen mit China. 
Auch mit Russland, das schon mit der Ostererweiterung der 
NATO in den 90er Jahren wieder zum Feind gemacht wur- 
de, wird eine Konfrontationspolitik verfolgt, an der sich 
auch Deutschland und die EU mit Eifer beteiligen. Dabei ist 
Deutschland u.a. wegen der geplanten neuen Gaspipeline 
aus Russland selber Ziel von US-Sanktionsdrohungen. Die 
Gefahr eines Krieges zwischen den Großmächten, die seit 
den 1990er Jahren gebannt schien, ist zurück. Aber auch 
„nur“ ein neuer kalter Krieg, mit Wettrüsten, hemmungslo- 
ser Feinbildproduktion und permanentem Alarm- und Kri- 
senzustand wäre fatal. Er wäre eine permanente globale 
Konflikt- und Kriegsdrohung. 

Auch regionale Konflikte mit internationalen Dimensionen 
— Ukraine, östliches Mittelmeer, Nahostregion, koreani- 
schen Halbinsel u.a. — gefährden die internationale Sicher- 
heit. 


Dabei steckt die Menschheit in einer Zivilisationskrise, die 
globale Kooperation bei der Bekämpfung von Klima- und 
Umweltkrisen, Corona-Pandemie, globaler Armut und der 
Lösung der Problemen von Flucht und Migration zwingen- 
der macht als je zuvor. 


USA klammern sich an ihre Vormachtstellung 
Im Zentrum der neuen Entwicklung steht der Umbruch der 
internationalen Ordnung. Die USA waren nach Ende des 
Kalten Krieges die einzige Supermacht und dominierten un- 
angefochten das internationale System. Mit dem Aufstieg 
Chinas, der Renaissance Russlands als Großmacht und per- 
spektivisch dem Aufstieg weiterer Länder wie Indien, 
kommt das unipolare System und damit die Vormachtstel- 
lung der USA an ihr Ende. Solche Umbrüche bergen ein ho- 
hes Konfliktpotential und führten in der Vergangenheit im- 
mer wieder zu Kriegen. Die Vorgeschichte des Ersten Welt- 
kriegs ist ein spektakuläres Beispiel dafür. Im Atomzeitalter 
bedeutet dies jedoch auch das Risiko der Vernichtung der 
Menschheit. 


Bereits unter Obama stemmten sich die USA mit aller 
Macht gegen den Verlust des US-Führungsmonopols und 
starteten deshalb u.a. ein nukleares Modernisierungs- und 
Aufrüstungsprogramm über eine Billion Dollar. Zudem 
kündigen die USA nach und nach alle Rüstungskontrollab- 
kommen, so bereits von der Bush-Administration 2002 den 
ABM-Vertrag' und jetzt den INF-Vertrag über Mittelstre- 


1 ABM=Anti-Ballistic Missile. Raketenabwehrsystem. Der Vertrag 
verbot die Installation solcher Systeme, weil sie die 
Zweitschlagskapazität des Gegners neutralisieren können und 
damit die grundlegende Logik der Abschreckung „Wer zuerst 
schießt, stirbt als Zweiter“ außer Kraft setzen, und einen 
erfolgreichen Erstschlag ermöglichen können. 
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ckenraketen und das Open-Sky-Abkommen, das Transpa- 
renz und Vertrauensbildung dient. Gleichzeitig wurde das 
Weltraumkommando zu gleichberechtigten Waffengattung 
neben Army, Navy und Air Force erhoben, sowie die Minia- 
turisierung von Atomwaffen geplant, mit der der Einsatz 
von Atomwaffen unterhalb der Schwelle eines großen Krie- 
ges möglich werden soll. 

Im Verein mit rücksichtslosen Unilateralismus — selbst ge- 
genüber Verbündeten — und der aggressiv-nationalistischen 
Rhetorik von „to make America great again“ führt all das 
dazu, dass in Peking und Moskau die Befürchtung entsteht 
— verständlicherweise — die USA könnten atomare Überle- 
genheit anstreben und damit das strategische Gleichgewicht 
untergraben, das bisher einen Atomkrieg bei Strafe des eige- 
nen Untergangs verhindert hat. 

Zudem findet eine massive militärische Nutzung von Digi- 
talisierung und Künstlicher Intelligenz statt. Das heizt das 
Wettrüsten an und erhöht das Risiko eines Kriegsausbruchs 
wegen technischer Pannen. Allerdings versprechen die tech- 
nologischen Innovationen saftige Profite für die traditionel- 
le Rüstungsindustrie ebenso wie für die Konzerne der Digi- 
talwirtschaft. 


Militarisierung der EU 
In der US-dominierten Weltordnung war die EU als Junior- 
partner Washingtons fest in das eingebunden, was gemein- 
hin der Westen genannt wird. Die EU war dabei eine Art zi- 
vil-ökonomische Ergänzung der NATO. Der rabiate Unila- 
teralismus der USA führt jetzt allerdings zu einer Erosion 
des transatlantischen Verhältnisses. Die EU-Spitzen reagie- 
ren darauf mit dem Ruf nach „strategischer Souveränität“ 
(Macron) und wollen „die Sprache der Macht lernen“ (von 
der Leyen). 
Zwar spricht die EU diese Sprache schon immer dort, wo 
sie bereits über Macht verfügt. So auf wirtschaftlichem Ge- 
biet, wie die unfairen Handelsabkommen mit Entwicklungs- 
ländern, Sanktionen gegenüber fast zwei Dutzend Ländern 
zeigen, oder bei der Abschottung der „Festung Europa“ ge- 
gen Flucht und Migration. Jetzt geht es aber auch darum, 
politisch und militärisch in die Liga der Großmächte aufzu- 
steigen. Dafür werden Instrumente eingesetzt, wie: 

e dersog. „Europäische Verteidigungsfonds“ der im 
neuen Haushalt mit 7,014 Mrd. Euro ausgestattet 
ist. 1,5 Mrd. davon fließen in „militärische Mobili- 
tät“, d.h. panzerkompatibler Straßen- und Brücken- 
bau in den östlichen Mitgliedsländern, der auch 
von der NATO als Infrastruktur für einen Auf- 
marsch gegen Russland genutzt werden kann, oder 

e die sog. Permanente Strukturierte Zusammenarbeit 
(PESCO), in der Mitgliedsländer und ihre Rüs- 
tungskonzerne gemeinsame Großprojekte durch- 
führen, wie die Entwicklung eines Kampfflugzeugs 
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der nächsten Generation, Kampfdrohnen oder einen 

Euro-Panzer. 
Die Militarisierung der EU zeigt, dass die EU heute alles 
andere ist als ein Friedensprojekt und die Überwindung des 
Nationalismus und dessen übelste Auswüchse: Militarismus 
und Krieg. Das zeigt sich nicht nur an der militärischen 
Hardware. Komplementär dazu werden klassische Instru- 
mente nationalistischer Ideologie eingesetzt, wie: 

e  Feindbildpropaganda - seit Jahren und lange vor 
der Ukraine-Krise gegen Russland, jetzt auch mit 
wachsender Intensität gegen China. Dabei sind De- 
mokratie und Menschenrechte nur vorgeschoben, 
denn bei Saudi-Arabien, Ägypten u.ä. ist das nicht 
nur kein Thema, sondern Rüstungsexporte, Wirt- 
schafts- und andere Beziehungen mit solchen Regi- 
men blühen ungestört; 

e passend dazu macht sich Geschichtsrevisionismus 
breit. So relativiert z.B. das EU-Parlament in einer 
Resolution zum Zweiten Weltkrieg die Verantwor- 
tung des deutschen Faschismus. Sie unterschlägt 
die Appeasementpolitik Frankreichs und Englands 
sowie die Annexion von Teilen der Tschechoslowa- 
kei durch Polen und Ungarn im Windschatten des 
Münchener Abkommens, und fälscht den Krieg 
zum joint venture von Hitler und Stalin um.’ 


Prompt fordert der deutsche Außenminister dann auch einen 
„europäischen Patriotismus“ und der Bundestag beschließt 

ein Gesetz, wonach die Beleidigung der EU-Flagge strafbar 
werden soll. An die Stelle des deutschen, französischen, ita- 
lienischen etc. Patriotismus soll jetzt Euro-Patriotismus tre- 

ten. Wir kämen vom Regen in die Traufe! 


Deutscher Führungsanspruch 


Führenden deutschen Außen- und Militärpolitikern ist das 
nicht unrecht. Spätestens seit der Eurokrise ist deutlich ge- 
worden, dass die ökonomische Stärke, die Bevölkerungs- 
zahl und die Lage im geographische Zentrum der EU 
Machtressourcen sind, die sich unter dem Etikett „europä- 
isch“ in politischen Einfluss ummünzen lassen, ohne dass 
dabei das negative Image aus der deutschen Vergangenheit 
stört. Unter diesen Umständen ist es wohlfeil, von der Über- 
windung des Nationalstaates zu reden, wenn die informellen 
Mechanismen der Macht letztlich garantieren, dass der 
deutsche Nationalstaat prägenden Einfluss auf die EU hat. 
Gleichzeitig werden damit die Erhöhung des Rüstungsetats, 
die Akzeptanz des 2%-Prozent-Ziels der NATO, die „nukle- 
are Teilhabe“, der rasante Anstieg von Rüstungsexporten 
auch an autoritäre Regime und in Krisengebiete sowie — 
unter der verharmlosenden Phrase „Übernahme von Verant- 
wortung“ — zukünftige Kriegseinsätze der Bundeswehr ge- 
rechtfertigt. Deutschland möchte wieder Großmacht sein, 
wenn auch dieses Mal unter „europäischer“ Flagge, als Füh- 
rungsmacht der EU. 


2 Entschließung des Europäischen Parlaments „Zur Bedeutung des 
europäischen Geschichtsbewusstseins für die Zukunft Europas“ 
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Emanzipatorischer Internationalismus 
in der neuen Welt(un)ordnung 


Die internationalen Umbrüche und ihre Wechselwirkung 
mit den planetarischen Krisen verändern auch die Rahmen- 
bedingungen emanzipatorischer Politik. Das hat bisher je- 
doch kaum Eingang in deren Agenda gefunden. Darum 
muss ein friedenspolitische Strategie her, die den Heraus- 
forderungen unserer Zeit gerecht wird. Eckpunkte einer sol- 
chen Strategie wären eine neue Politik der Koexistenz, Re- 
spekt für die verbindlichen Normen des Völkerrechts, Initi- 
ativen zur Vertrauensbildung und Entspannung mit China 
und Russland, Abrüstungsinitiativen, Auflösung der Militär- 
bündnisse, Stärkung der UNO und des Multilateralismus 
und regionaler Institutionen, sowie die Umlenkung von 
Ressourcen zur Finanzierung globaler öffentlicher Güter. 
Frieden ist zwar nicht alles, aber ohne Frieden ist alles an- 
dere nichts! 


https://www.attac-netzwerk.de/pg-europa/startseite/ 
https://www.attac-netzwerk.de/ag-globalisierung-und-krieg/startseite/ 





IMI-Kongress: „Politik der Katastrophe“ 
21./22. November 2020 
Sudhaus, Hechingerstr. 203 Tübingen 
(plus Radio und Big Blue Button) 


NaturwissenschaftlerInnen-Initiative (NatWiss), 
Bremer Friedensforum und FIfF 


„Herausforderungen für Frieden und Umwelt“ 
27. und 28. November 2020 - Online, 


Weltkriegsgefahren entgegentreten 


- Wandel zum Frieden einleiten! 


6. Dezember 2020 Der 27. Friedensratschlag wird 
dieses Jahr digital stattfinden. 








Prozess gegen Julian Assange: Der Racheakt 
Artikel von John Pilger, 16.10.2020 

Wenn der Assange-Prozess der politische Prozess des Jahr- 
hunderts ist, wovon ich überzeugt bin, wird sein Ausgang 
nicht nur das Schicksal eines Journalisten besiegeln, dafür, 
dass er seinen Job gemacht hat. Sein Ausgang wird die 
Grundfesten des freien Journalismus und der freien Rede 
erschüttern. Dass im Mainstream über die Geschehnisse 
nicht berichtet wird, ist zumindest selbstzerstörerisch. 
Journalisten sollen fragen: Wen trifft es als nächstes? 
WikiLeaks dagegen hat uns einen Blick auf den blindwü- 
tigen imperialistischen Marsch durch ganze Staaten er- 
haschen lassen — man denke nur an das Gemetzel im Irak, 
in Afghanistan, Libyen, Syrien, dem Jemen, um nur einige 
zu nennen, die Enteignung von 37 Millionen Menschen und 
den Tod von 12 Millionen Männern, Frauen und Kindern 
im ‚Anti-Terror-Krieg‘. Julian Assange ist eine Bedrohung 
für diese immer wiederkehrenden Gräuel - deshalb wird er 
verfolgt, deshalb ist ein Gericht zum Werkzeug der Unter- 
drückung geworden, deshalb sollte er in unserem kollekti- 
ven Bewusstsein sein: Deshalb sollten wir alle die Bedro- 
hung sein. Das Urteil der Richterin wird am 4. Januar er- 
wartet. Mehr: Die Anstalt 29.9.20, Labournet, 


Nachdenkseiten, https://www.wikileaks.org/ 
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FRANKFURTER APPELL 


Abrusten statt Aufrusten - neue Entspannungspolitik jetzt! 
Aktionstag am 5.Dezember 2020 


Das Gespenst des Kalten Krieges ist zu- 
rück. Die Welt steht am Rande des Frie- 
dens, denn sie wird zu einer zerbrechli- 
chen Einheit. Das Krebsgeschwür des 
Nationalismus breitet sich aus. Soziale 
Ungleichheiten spitzen sich zu. Die glo- 
bale Klimakrise bedroht die Menschheit. 
Kriege und Naturzerstörung sind ent- 
scheidende Gründe für Flucht und Ver- 
treibung. Die Corona-Pandemie ist ein 
Beleg dafür, dass die sozialen und öko- 
logischen Schutzschichten des menschli- 
chen Lebens dünn geworden sind. Es 
drohen neue Verteilungskämpfe — natio- 
nal, europäisch, global. Das 21. Jahrhun- 
dert wird entweder ein Jahrhundert neu- 
er Gewalt oder ein Jahrhundert des nach- 
haltigen Friedens. Darüber entscheiden 
wir heute. Wir brauchen zivile Antwor- 
ten, bei uns, in Europa und weltweit. 

Ein neuer Rüstungswettlauf ist bereits in 
vollem Gange. Konflikte, Kriege und 
bewaffnete Auseinandersetzungen tragen 
zu Flucht und Migration bei. 

Abrüstung findet nicht statt, zentrale 
Vereinbarungen der Rüstungskontrolle 
wurden aufgekündigt. Neue Atomwaffen 
werden stationiert. Die weltweiten Mili- 
tärausgaben erreichen neue Rekordhö- 
hen; allein auf die zehn Länder mit den 
höchsten Rüstungsausgaben entfallen 75 
Prozent. Und sie sollen weiter gesteigert 
werden. Deutschland liegt auf Platz sie- 
ben und hatte 2019 den höchsten Zu- 
wachs unter den ersten 15 Staaten. Bei 
den Waffenexporten erreicht unser Land 
den skandalösen Rang fünf. (...) 

Auf- und Hochrüstung ist keine Antwort 
auf die großen Herausforderungen unse- 
rer Zeit. Sie verschärft die Gefahr neuer 


Kriege und verschwendet wertvolle Res- 
sourcen, die für eine friedliche Weltord- 
nung dringend gebraucht werden - für 
den Klimaschutz, die Bekämpfung der 
Fluchtursachen, die Entwicklungszu- 
sammenarbeit und die Verwirklichung 
der Menschenrechte. Die doppelte Ge- 
fahr eines Selbstmords der menschlichen 
Zivilisation ist denkbar geworden, durch 
die Hochrüstung genauso wie durch die 
ungelösten sozialen und ökologischen 
Krisen. 

Unsere Welt ist auf Gegenseitigkeit an- 
gewiesen, um Frieden zu schaffen und 
dauerhaft Abrüstung und Frieden zu ver- 
wirklichen. Für eine neue Entspannungs- 
politik in gesamteuropäischer Perspekti- 
ve ist eine starke Zivilgesellschaft not- 
wendig, nicht Spaltung und Ausgren- 
zung und schon gar nicht ein neuer Nati- 
onalismus. Das Friedensprojekt eines zi- 
vilen Europas muss nach wie vor zum 
Vorbild für andere Weltregionen werden. 
Verantwortung übernehmen heißt 
deshalb: abrüsten statt aufrüsten. 

Im November 1980 wurde der Krefelder 
Appell vorgestellt, mehr als fünf Millio- 
nen Bundesbürger*innen haben ihn un- 
terstützt. Damals lehnte die Friedensbe- 
wegung die Stationierung neuer atoma- 
rer Mittelstreckenraketen in Europa ab. 
Das fordern wir auch heute. 

In erster Linie wenden wir uns gegen 
das Nato-Ziel, zwei Prozent des Brutto- 
inlandsprodukts für militärische Ziele 
auszugeben. 

Wir fordern eine neue Friedens- und 
Entspannungspolitik, ein System ge- 
meinsamer Sicherheit und kontrollierter 
Abrüstung. 


Der Rüstungsexport an Krisenregionen, 
an kriegsführende Staaten und an dikta- 
torische oder autokratische Regime muss 
schnellstmöglich beendet werden. 

Die Bundeswehr darf nicht mit bewaff- 
neten Drohnen ausgestattet werden. 

Wir wollen ein atomwaffenfreies 
Deutschland und sprechen uns für eine 
weltweite Ächtung autonomer Waffen- 
systeme aus. 

Das Gebot der Stunde lautet: Investitio- 
nen in die soziale und ökologische Ge- 
staltung der Transformation - in Hoch- 
schulen, Schulen und Kitas, in den sozi- 
alen Wohnungsbau, in die öffentliche In- 
frastruktur, in mehr soziale Sicherheit 
und in den Klimaschutz und eine Ökolo- 
gische Kreislaufwirtschaft. Denn wer 
den Frieden will, muss für den Frieden 
kämpfen. 

Wir rufen auf zum bundesweiten 
Aktionstag für „Abrüstung und 
neue Entspannungspolitik“ 

am 5. Dezember 2020. 
Mitmachen! 

Arbeitsausschuss der Initiative „abrüsten 
statt aufrüsten“ 

Reiner Braun (International Peace Bu- 
reau), Barbara Dieckmann (Welthunger- 
hilfe), Thomas Fischer (DGB), Philipp In- 
genleuf (Netzwerk Friedenskooperative) 
Christoph von Lieven (Greenpeace), Mi- 
chael Müller (Naturfreunde, Staatssekre- 
tär a. D.), Willi van Ooyen (Friedensrat- 
schlag), Miriam Rapior (BUNDjugend, 
Fridays for Futures), Uwe Wötzel (Ver.di), 
Thomas Würdinger (IG Metall), Olaf Zim- 
mermann. (Deutscher Kulturrat). 
Frankfurt, den 11. Oktober 2020 


www.abruesten.jetzt 


ICAN: 50. Staat ratifiziert UN-Atomwaffenverbot! 
Atomwaffen endlich international geächtet 


ICAN: Am 24. Oktober hat Honduras 
als 50. Staat den UN-Vertrag zum Ver- 
bot von Atomwaffen ratifiziert. Damit 
wird das Inkrafttreten des UN-Atom- 
waffenverbots binnen 90 Tagen ausge- 
löst. 

“Ab dem 21. Januar 2021 sind Atom- 
waffen völkerrechtlich geächtet. Ein 
historischer Moment für einen Jahr- 
zehnte alten Kampf.“ kommentiert Leo 
Hoffmann-Axthelm, Vorstand von 
ICAN Deutschland. 
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Bisher hat auch die Bundesregierung 
das Verbot von Atomwaffen mit Ver- 
weis auf die NATO-Mitgliedschaft ab- 
gelehnt. Mit Javier Solana und Willy 
Claes haben gleich zwei ehemalige 
NATO-Generalsekretäre in einem offe- 
nen Brief klargestellt, dass der Vertrag 
und das Verteidigungsbündnis durch- 
aus kompatibel sind. (...) Die rechtli- 
chen, politischen und wirtschaftlichen 
Auswirkungen des Inkrafttretens auf 
Deutschland und die NATO haben wir 
in einem Briefing zusammengefasst. 
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(...) Mit dem Inkrafttreten werden 
Atomwaffen völkerrechtlich auf den 
gleichen Status gestellt wie die übrigen 
Massenvernichtungswaffen, die in der 
Biowaffen- und Chemiewaffenkonven- 
tion 1971 bzw. 1993 geächtet wurden. 
Damit steigt der Druck auf die 9 nukle- 
ar bewaffneten Staaten, neue Anstren- 
gungen zur Abrüstung zu unternehmen. 
Dazu gehören auch Zusagen, die Zahl 
und Rolle der aktuell über 13.000 
Atomwaffen zügig zu reduzieren. 
Informationablatt: atomwaffenfrei 
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